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DER FREIBERUFLICHE  FAHRLEHRER IST DA!
Nach jahrelangen Diskussio-
nen ist die Streitfrage, ob Fahr-
lehrer auf freiberuflicher Basis, 
also ohne ein Arbeitsverhältnis mit 
einem Inhaber einer Fahrschu-
lerlaubnis einzugehen, auf politi-
scher Ebene endlich geklärt. 

Der freiberufliche Fahrlehrer ist vom 
Gesetzgeber gewollt und damit zu-
lässig. Mit diesem Beitrag soll ein 
Überblick über die Entwicklung dieser 
Streitfrage in den vergangenen Jahren 
und das Gesetzgebungsverfahren bis 
zur Endfassung des neuen Fahrlehrer-
gesetzes gegeben werden.

Widerstreitende Auffassungen 
nach der bisherigen Rechtslage
Während der Interessenverband Deut-
scher Fahrlehrer (IDF) sich in der Ver-
gangenheit stets für die Zulassung des 
freiberuflichen Fahrlehrers einsetzte, 
weil dies sowohl dem Fahrlehrer, der 
für mehrere Fahrschulen als Auftrag-
nehmer tätig werden kann, als auch 
den Fahrschulen, die Auftragsspitzen 
mit freiberuflichen Fahrlehrern abfe-
dern können, zugute kommt, lehnte 
die Bundesvereinigung der Fahrleh-
rerverbände (BVF)  den freiberuflichen 
Fahrlehrer ab, weil nach deren Auffas-
sung „soziale Verwerfungen“ zu be-
fürchten seien, wenn Fahrlehrer nicht 
als Festangestellte beschäftigt werden. 
Die unterschiedlichen Positionen sind 
in der Vergangenheit in den Presseor-
ganen der Verbände wiederholt disku-
tiert worden und sollen an dieser Stelle 
nicht nochmals breitgetreten werden. 
Zur Position des IDF und insbesonde-
re der verfassungsrechtlichen Proble-
matik der Einschränkung der Berufs-
wahlfreiheit sei auf den Vortrag des 
Verfassers in der Dokumentation des 
54. Deutschen Verkehrsgerichtstags 
vom 27. bis 29. Januar 2016  in Gos-
lar  (ISBN 978-3-472-08961-2, dort 
S. 225 ff) verwiesen.

Auch die Rechtsprechung war sich in 
der Frage der Zulässigkeit des frei-

beruflichen Fahrlehrers, genauer: 
über die Auslegung des Begriffs der 
Beschäftigung uneins. Während die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit davon aus-
ging, dass der freiberufliche Fahrlehrer 
zulässig sei, bzw. ein Fahrlehrer auch 
in anderen Formen als in einem förm-
lichen Arbeitsverhältnis beschäftigt 
werden kann, stellte sich die Sozialge-
richtsbarkeit auf den Standpunkt, dies 
sei nicht möglich. Das führte zu der 

skurrilen Situation, dass der freiberuf-
liche Fahrlehrer zwar aus verwaltungs-
rechtlicher Sicht zulässig, aber den-
noch sozialversicherungspflichtig war.

Die neue Rechtslage und
ihr Werdegang
Nach jahrelangem Zaudern und 
Hintanstellen der Reform des Fahr-
lehrrechts hinter die Punktereform in 
der 17. Legislaturperiode 2009 bis 

Foto: (c) m
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Politik entscheidet sich nach jahrelangem Gezerre für Beschäftigung von Fahrlehrern als freie Mitarbeiter 

Der freiberufliche Fahrlehrer
ist vom Gesetzgeber gewollt
und damit zulässig. 
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2013 führten schließlich die Reform-
bemühungen in den Jahren 2014 und 
2015 unter Federführung des Minis-
teriums für Verkehr und Infrastruktur 
Baden-Württemberg dazu, dass die 
Reform des Fahrlehrerrechts auf dem 
oben erwähnten 54. Deutschen Ver-
kehrsgerichtstag (Arbeitskreis VII) disku-
tiert  wurde und Empfehlungen ausge-
sprochen wurden, die dann zu einem 
ersten Regierungsentwurf (Referente-
nentwurf) vom 18.08.2016 führten.

Referentenentwurf  (RefE)
und Regierungsentwurf (RegE)
In diesem ersten Entwurf wurde fest-
geschrieben, dass Fahrlehrer nur auf 
Basis eines Arbeitsvertrags beschäftigt 
werden dürfen. § 1 Abs. 4 FahrlG RefE 
lautete daher (alle folgenden Unter-
streichungen vom Verfasser):

4) 1Von der Fahrlehrerlaubnis und 
der Anwärterbefugnis darf selbst-
ständig nur zusammen mit der Fahr-
schulerlaubnis oder unselbstständig 
im Rahmen eines Beschäftigungs- 
oder Ausbildungsverhältnisses mit 
dem Inhaber einer Fahrschule Ge-
brauch gemacht werden. 2Das Be-
schäftigungsverhältnis setzt einen 
Arbeitsvertrag  voraus, der den In-
haber der Fahrlehrerlaubnis zu ei-
ner bestimmten Ausbildungsleistung  
nach Weisung und unter Aufsicht  
des Inhabers der Fahrschulerlaubnis 
oder der sonstigen verantwortlichen 
Leitung des Ausbildungsbetriebs 
verpflichtet. […]

Begründet wurde diese Einschränkung 
der Beschäftigungsmöglichkeit so:

„Mit dem neuen Satz 2 in Absatz 4 
wird der Begriff des Beschäftigungs-
verhältnisses definiert. Diese Definiti-
on erfolgte bislang in § 2 Absatz 3 
Satz 2 der Durchführungsverordnung 
zum Fahrlehrergesetz. Aus Gründen 
der Rechtsklarheit und wegen der 
Beschränkung der Berufsausübungs-
freiheit wird diese Regelung nunmehr 
auf eine formell-gesetzliche Grundla-
ge gestellt um somit auch den Anfor-
derungen der Wesentlichkeitstheo-
rie Genüge zu tun. 

Der Zweck dieser Vorschrift ist, die 
Qualität der Fahrausbildung zu si-
chern und mögliche soziale Verwer-
fungen, welche mit einer „freien 
Mitarbeiterschaft“ verbunden sind 
zu verhindern.“

Darin ist eindeutig die Handschrift der 
BVF („soziale Verwerfungen“) erkenn-
bar. Nach eindringlichen Warnungen 
des IDF wegen verfassungsrechtlicher 
Bedenken (Einschränkung der Berufs-
wahl, nicht der Berufsausübung) wur-
de das ausdrückliche Erfordernis eines 
Arbeitsvertrags im Regierungsentwurf  
(RegE vom 23.01.2017 – BT-Drs. 
18/10937) wieder fallen gelassen und 
durch eine vermeintlich weniger ver-
fassungsrechtlich bedenkliche Formu-
lierung ersetzt. Der nachgebesserte § 
1 Abs. 4 FahrlG RegE lautete sodann: 

4) 1Von der Fahrlehrerlaubnis darf 
selbstständig nur zusammen mit der 
Fahrschulerlaubnis oder unselbststän-
dig im Rahmen eines Beschäftigungs-
verhältnisses mit dem Inhaber einer 
Fahrschule Gebrauch gemacht wer-
den. […]3Das Beschäftigungsverhält-
nis nach Satz 1 oder das Ausbildungs-
verhältnis nach Satz 2 setzt einen 
Vertrag voraus, der den Inhaber der 
Fahrlehrerlaubnis zu einer bestimm-
ten Ausbildungsleistung nach Wei-
sung und unter Aufsicht des Inhabers 
der Fahrschulerlaubnis oder der sons-
tigen verantwortlichen Leitung des 
Ausbildungsbetriebs verpflichtet. […]

Die neue Formulierung benutzte zwar 
nicht mehr den Begriff des Arbeits-
vertrags, engte die Gestaltungsmög-
lichkeiten jedoch so ein, dass letztlich 
wieder nur ein Arbeitsverhältnis infrage 
kam. An der Begründung änderte sich 
demzufolge nichts. Der Bundesrat hat 
sich in seiner Stellungnahme vom 10. 
Februar 2017 zu § 1 Abs. 4 FahrlG 
RegE nicht geäußert.

Empfehlung des Ausschusses für 
Verkehr und digitale Infrastruktur: 
pro freiberuflichen Fahrlehrer
Der Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur (15. Ausschuss) legte am 
28.03.2017 seine Beschlussempfeh-

lung und seinen Bericht vor (BT-Drs. 
18/11706). Die Beschlussempfehlung 
im Hinblick auf den freiberuflichen 
Fahrlehrer lautete wie folgt:

„[...]
a) § 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 4 Satz 1 wird wie 
folgt gefasst: 
„Von der Fahrlehrerlaubnis 
darf nur zusammen mit der 
Fahrschulerlaubnis oder im 
Rahmen eines Beschäftigungs-
verhältnisses mit dem Inhaber 
einer Fahrschule Gebrauch 
gemacht werden.“ 
bb) Absatz 4 Satz 3 wird auf-
gehoben. 
[...]“

Diese Änderung fand Einzug in die 
Beschlussempfehlung – trotz erbitter-
ten Widerstandes der BVF mit teilweise 
falschen Behauptungen wie freiberufli-
che Fahrlehrer würden nicht der Über-
wachung unterliegen (siehe Wortpro-
tokoll der öffentlichen Anhörung des 
Ausschusses für Verkehr und digitale 
Infrastruktur vom 8. März 2017 – Pro-
tokoll Nr. 18/99, S. 14) – auf Befür-
wortung der Fraktion der CDU/CSU, 
die die Möglichkeit der Beschäftigung 
von Fahrlehrern auf freiberuflicher Ba-
sis bereits in der ersten Beratung des 
Gesetzentwurfs am 26.01.2017 für 
sachgerecht hielt (siehe Plenarpro-
tokoll Nr. 18/215 vom 26.01.2017, 

RA Dietrich Jaser
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Infotag: Neues Fahrlehrergesetz
am 30.09.2017 in Günzburg

Anmeldung unter Tel. 08221-31905
(Mo-Fr. 11-17 Uhr) oder

www.fahrlehrerweiterbildung.de

S. 21633) und dies auch in der Aus-
schussberatung bekräftigte (BT-Drs. 
18/11706, S. 7). Der Ausschuss be-
gründete seinen oben dargestellten 
Änderungsantrag schließlich damit,  
dass mit der Reform „auch die wirt-
schaftliche Situation von Fahrschulen 
verbessert werden“ solle und ergänzte:

„Aus diesem Grund wird nun der 
ursprüngliche Rechtszustand wieder 
hergestellt und der Einsatz von frei-
beruflichen Fahrlehrern weiterhin 
ermöglicht.“

Diese Formulierung macht deutlich, 
dass die Beschäftigung von Fahrleh-
rern auf freiberuflicher Basis  nach 
dem Willen des Gesetzgebers bereits 
nach der bisherigen Rechtslage mög-
lich ist, wodurch manche behördliche 
oder gerichtliche Entscheidung in ei-
nem anderen Licht erscheint.

Zweite und dritte Beratung des 
Gesetzentwurfs: Annahme in der 
geänderten Fassung; keine Anru-
fung des Vermittlungsausschus-
ses durch den Bundesrat
In der 228. Sitzung des Deutschen 
Bundestags am 30.03.2017 erfolgte 
unter dem Tagesordnungspunkt 27 
die zweite und dritte Beratung des 
Gesetzentwurfs. Er wurde in beiden 
Beratungen in der geänderten Fas-

sung des Ausschusses für Verkehr und 
digitale Infrastruktur mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen bei Enthal-
tung der Stimmen der Opposition 
angenommen. Eine weitere Ausspra-
che im Rahmen der Beratungen fand 
nicht statt; die Reden der Abgeord-
neten wurden zu Protokoll gegeben 
(Plenarprotokoll Nr. 18/228 vom 
30.03.2017, S. 23008). Aus diesen 
wie aus den in der ersten Beratung zu 
Protokoll gegebenen Reden ist ersicht-
lich, dass sich alle Fraktionen darin 
einig waren, dass die Beschäftigung 
von Fahrlehrern auf freiberuflicher Ba-
sis nach bisheriger Rechtslage nach 
gesetzgeberischer Auffassung mög-
lich war und mit der neuen Regelung 
weiterhin möglich bleiben wird (Plen-
arprotokoll Nr. 18/228, S. 23050 
ff), wenngleich nicht alle Fraktionen 
dies befürworten. Der Bundesrat hat 
schließlich in seiner 957. Sitzung am 
12.05.2017 beschlossen, nicht den 
Vermittlungsausschuss anzurufen. Da-
mit kann das neue Gesetz wie geplant 
am 01.01.2018 in Kraft treten.

Ausblick
Mit dem neuen Fahrlehrergesetz ist 
der freiberufliche Fahrlehrer nach 
dem eindeutigen Willen des Gesetz-
gebers Realität geworden. Der fahr-
lehrerrechtliche Beschäftigungsbe-
griff wird im Rahmen der Auslegung 

künftig nicht mehr einengend auf ein 
Arbeitsverhältnis reduziert werden 
können. Das gilt auch für die bis zum 
31.12.2017 geltende Rechtslage. Die 
Verwaltung wird diese Art der Beschäf-
tigung von Fahrlehrern nun endgültig 
als vom Gesetzgeber gewollt akzep-
tieren müssen. Wie die Sozialgerichte 
in Zukunft entscheiden werden, ist of-
fen. Jedenfalls werden sie nicht mehr 
(nur) darauf abstellen können, der 
freiberufliche Fahrlehrer sei nach dem 
Gesetz nicht möglich. Es wird künftig 
also auf die allgemeinen Kriterien zur 
Beurteilung, ob eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung vorliegt 
oder nicht, also beispielsweise darauf, 
ob ein unternehmerisches Risiko oder 
eine wirtschaftliche Abhängigkeit vor-
liegt, ankommen. Diejenigen sozial-
gerichtlichen Entscheidungen, die das 
außer Acht ließen sind damit überholt.

Dietrich Jaser
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Arbeitsrecht
Spezialist für Fahrlehrerrecht

Kanzlei:
DOMUS JURIS 
Rechtsanwälte Jaser & Koll.
Bahnhofstr. 8
89312 Günzburg
Tel. 08221-24680
anwalt@domusjuris.de
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WICHTIGES ZUM NEUEN
FAHRLEHRERRECHT IN KURZFORM
Berichtsheft für
Fahrlehreranwärter
Das von vielen Fahrlehreranwärtern 
als "Lügenheft" bezeichnete Berichts-
heft fällt ersatzlos weg. Der Interessen-
verband Deutscher Fahrlehrer begrüßt 
diese Regelung.

Gesundheitsnachweis
alle 5 Jahre
Künftig muss jeder Fahrlehrer - auch 
wenn er nur die BE-Ausbildungsqua-
lifikation besitzt, alle 5 Jahre einen 
Gesundheitsnachweis erbringen. Die-
se Regelung wird vom Interessenver-
band Deutscher Fahrlehrer schärfstens 
kritisiert, denn dafür gibt es keine be-
gründete Notwendigkeit. Zudem ist 
sie mit Mehrkosten und einem höhe-
ren  Bürokratieaufwand verbunden. So 
muss nun jeder Fahrlehrer, der bis zum 
31.12.2017 im Besitz einer Fahrlehr-
erlaubnis ist, bis zum 31.12.2023 die-
sen Nachweis erbringen. Wer ihn nicht 
stichtaggenau beibringt, darf nicht 
mehr ausbilden, die Fahrlehrerlaubnis 
ruht in diesem Fall. 

Tagesnachweis/
Arbeitszeitbeschränkung
Der bisherige Tagesnachweis ist nach 
dem neuen Fahrlehrergesetz nicht 
mehr vorgeschrieben. Allerdings muss 
die Arbeitzeit für alle Fahrlehrer einer 
Fahrschule (auch für Fahrschulinhaber) 
in geeigneter Form nachgewiesen wer-
den. Die tägliche Gesamtdauer des 
praktischen Unterrichts darf 495 Mi-
nuten nicht überschreiten. Pausen von 
ausreichend Dauer müssen eingelegt 
werden. Sofern andere beruflichen Tä-
tigkeiten an diesem Tag ausgeübt wer-
den, darf die Gesamtarbeitszeit von 600 
Minuten nicht überschritten werden. 

Der Interessenverband Deutscher 
Fahrlehrer empfiehlt, den bisheri-
gen Tagesnachweis weiter zu führen 
und die Eintragungen vorzunehmen, 
welche der Gesetzgeber fordert. Die 
Abschaffung des Tagesnachweises ist 

für den Interessenverband Deutscher 
Fahrlehrer nachvollziehbar, ihn quasi 
durch eine andere Dokumentation zu 
ersetzen, barer Unsinn.

Zugangsvoraussetzungen
zum Fahrlehrerberuf
Die Fahrerlaubnis der Klassen A2 und 
CE ist künftig nicht mehr erforderlich. 
Das Mindestalter für Fahrlehrer wird 
auf 21 Jahre gesenkt. Erforderlich ist 
weiterhin eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung in einem anerkannten 
Lehrberuf bzw. alternativ die Fach-
hochschulreife. 

Der Interessenverband Deutscher 
Fahrlehrer hofft, dass diese Regelungen 
einen Anreiz bieten, dem vorhandenen 
Nachwuchsmangel zu begegnen.

Zweigstellenerlaubnis
Die Zweigstellenbeschränkung wurde 
von drei Zweigstellen  auf nunmehr 10 
erweitert. Allerdings müssen die Be-
hörden bei der Genehmigung prüfen, 
ob der Inhaber der Fahrschulerlaubnis 
bzw. der verantwortliche Leiter auf-
grund der Anzahl der Betriebsstellen 
seinen Pflichten gemäß dem FahrlG 
auch nachkommen kann. Diese Re-
gelung kann der Interessenverband 
Deutscher Fahrlehrer nicht begrüßen, 
weil Rechtsstreitigkeiten vorprogram-
miert sind.

Fahrlehrerlaubnis Klasse CE/DE
Wer seine Fahrerlaubnis Klasse CE/DE 
nicht fristgerecht verlängert, verliert 
sie erst 12 Monate danach. Dass die 
Fahrlehrerlaubnis nicht sofort erlischt, 
begrüßt der Interessenverband Deut-
scher Fahrlehrer.

Fortbildungspflicht
Ab 01.01.2018 können Fahrleh-
rer ihrer Fortbildungspflicht jeweils 
bis Ende des Jahres nachkommen. 
Das bedeutet, wer beispielsweise 
am 20. Januar 2018 seine Fortbil-
dungspflicht erfüllen muss, hat nun 
Zeit bis zum 31.12.2018. Der Inte-
ressenverband Deutscher Fahrlehrer 
empfiehlt der Fahrlehrerschaft den 
bisherigen Stichtag auch weiterhin 
beizubehalten, denn wenn alle Fahr-
lehrer erst gegen Ende des Jahres 
zur Fortbildung gehen, kann dies 
zu eventuellen  Engpässen bei den 
Lehrgangsplätzen führen. Eine ver-
spätete Fortbildung, selbst  im Janu-
ar des Folgejahres stellt einen Ver-
stoß gegen das Fahrlehrerrecht dar 
und wird als Ordnungswidrigkeit mit 
einem Bußgeld geahndet.

Fahrschulüberwachung
Die von manchen Fahrlehrerverbän-
den geforderte und vom Interessenver-
band Deutscher Fahrlehrer abgelehnte 
Pädagogisch qualifizierte Fahrschul-
überwachung (siehe Fahrlehrerpost 
2-17) wurde ins gesetzliche Regelungs-
werk übernommen. Der Interessen-
verband Deutscher Fahrlehrer konnte 
sich jedoch insoweit durchsetzen, dass 
es kein bundesweit festgeschriebenes 
Procedere dafür  gibt und somit auch 
die Monopolstellung eines einzigen  
Ausbildungskonzepts endgültig vom 
Tisch ist. Die Gestaltung der Über-
wachung bleibt den Ländern überlas-
sen. Damit ist sichergestellt, dass die 
zukünftige gesetzlich vorgeschriebene 
Überwachung bzw. die Ausbildung 
von  Überwachern nicht nur von einem 
Anbieter dominiert wird.

Das neue
Fahrlehrergesetz

können Sie
abrufen unter

www.

fahrlehrerweiterbildung
.de
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Anschnallpflicht gilt nicht immer 
Gegen einen PKW-Fahrer, der nicht 
angeschnallt war, wurde wegen des 
Verstoßes gegen § 21a Abs.1, 49 
StVO, 24 StVG eine Ordnungswid-
rigkeit verhängt. Dagegen erhob er 
vor dem Amtsgericht (AG) Lüding-
hausen Einspruch und bekam Recht, 
obwohl er nachweislich ohne ange-
schnallt gewesen zu sein, sein Fahr-
zeug bewegt hatte.

Er hatte seinen PKW auf dem Park-
platz einer Gaststätte geparkt und 
fuhr von dort in Schrittgeschwindig-
keit über den unmittelbar angren-
zenden Kreisverkehr auf einen fünf 
bis zehn Meter entfernten Parkstrei-
fen, um die Apotheke aufzusuchen.

Das Gericht stellte fest, dass ein Fahr-
zeugführer auch in einem Kreisver-
kehr unangegurtet fahren darf, wenn 
er mit Schrittgeschwindigkeit unter-
wegs ist. Die Tatsache, dass sich der 
PKW-Fahrer zur Tatzeit im fließenden 
Verkehr befand und der Kreisver-
kehr normalerweise schneller als mit 
Schrittgeschwindigkeit durchfahren 
wird, ist dabei ohne Belang. Damit 
fällt er unter die in § 21a Abs.1 StVO 
aufgeführten Ausnahmen für das 
Anlegen eines Sicherheitsgurtes und 
wurde freigesprochen.

AG Lüdinghausen, Az. 19 OWi-89 
Js 968/16-92/16

Eingeschränktes Vorfahrtsrecht
im Parkhaus
Beim Verlassen eines Parkhauses 
verursachten zwei Fahrzeuge, ein 
Passat und ein Skoda, einen Unfall. 
Der Passat befand sich auf der Stra-
ße, die durch das gesamte Parkhaus 
führt und von der Querstraßen zu den 
Parkplätzen abzweigen. Das andere 
Fahrzeug, ein Skoda, wollte rechts aus 
einer dieser Querstraßen ausfahren. 
Dabei kam es im Kreuzungsbereich 
der beiden Straßen zum Unfall. Die 
Skodafahrerin beharrte nun auf ihrem 
Recht, als von rechts Kommende Vor-
fahrt gehabt zu haben. Sie verklagte 

den Unfallgegner beim Amtsgericht 
(AG) München auf Übernahme ihrer 
gesamten Schadensumme von knapp 
5.200 Euro, obwohl ihr die gegneri-
sche Versicherung bereits die Hälfte ih-
res Schadens überwiesen hatte. Dabei 
behauptete sie, dass das gegnerische 
Fahrzeug mit deutlich überhöhter Ge-
schwindigkeit unterwegs gewesen sei 
und die Vorfahrt missachtet habe. 

Das Gericht erklärte beide Unfallbe-
teiligte zu gleichen Teilen schuldig. 
Dabei stützte es sich auf ein Sach-
verständigengutachten. Danach hät-
te der Unfall vermieden werden kön-
nen, wenn beide Beteiligte ihre sich 
aus dem Parkplatzverhältnis erge-
bende besondere Rücksichtnahme-
pflicht erfüllt hätten. Beim Befahren 
eines Parkplatzes müsse stets sowohl 
mit ein- und ausparkenden Fahr-
zeugen als auch mit anderen Fahr-
zeugen gerechnet werden. Deshalb 
hätte sich die Skodafahrerin nicht 
blind auf ihr Vorfahrtsrecht nach 
der "rechts vor links"-Regel verlassen 
dürfen und hafte somit mit 50 Pro-
zent. Das Urteil ist rechtskräftig.
AG München; Az. 333 C 16463/13

Neuer Verkehrszeichenkatalog
Am 30. Mai 2017 ist der neue Ver-
kehrszeichenkatalog (VZ-Katalog) in 
Kraft getreten. Darin sind alle Zei-
chen aufgeführt, die ab Veröffentli-
chung auf deutschen Straßen gelten. 
Der seit 1992 gültige Katalog wird 
damit abgelöst, und der Schilder-
wald wird wieder einmal größer. So 
betreffen einige neue Verkehrszei-
chen unter anderem auch das The-
ma Elektromobilität, und auf Auto-
bahnen werden zukünftig Schilder 
aufgestellt, die auf die Mautpflicht 
hinweisen. Eine Gesamtübersicht 
finden Sie im Internet unter http://
bit.ly/2uVfEVb

Höheres Bußgeld für
blockierte Rettungsgasse
Seit dem schrecklichen Busunfall auf 
der A9, bei dem am 3. Juli 18 Men-
schen starben, werden die Probleme 
rund um die Rettungsgasse wieder 

verstärkt diskutiert. Immer wieder 
versäumen Autofahrer im Stau, sich 
vorschriftsmäßig zu verhalten. Die 
StVO schreibt in §11, Abs. 2 vor, 
dass immer, wenn der Verkehr stockt, 
eine freie Bahn für Rettungsfahrzeu-
ge geschaffen werden muss. Wichtig 
ist dabei, dass sie bereits bei der An-
näherung im Rückstau gebildet wird 
und nicht erst bei Annäherung der 
Einsatzfahrzeuge, da sonst unnötige 
Zeit verloren geht.

Bei zwei Spuren fahren die Fahrzeu-
ge auf der linken Spur an den linken 
Rand, die Fahrzeuge auf der rechten 
Spur an den rechten Rand. Bei mehr 
als zwei Spuren fahren die Fahrzeu-
ge auf der linken Spur an den linken 
Rand, alle anderen Fahrzeuge fah-
ren soweit wie möglich nach rechts. 
Wichtig ist auch, dass die Rettungs-
gasse so lange offen bleibt, bis der 
Verkehr wieder fließt.

Die Nutzung der Rettungsgasse ist 
ausschließlich Polizei- und Hilfsfahr-
zeugen vorbehalten. Dazu zählen 
nach § 11 Abs. 2 StVO: Rettungs-
dienst, Feuerwehr, Polizei, Kranken-
wagen, Arzt- und Abschleppfahrzeu-
ge. Allen anderen Kraftfahrern ist die 
Durchfahrt untersagt und wird bei 
Nichtbeachtung mit einem Bußgeld 
geahndet.

Wer die Rettungsgasse bei stocken-
dem Verkehr nicht vorschriftsmä-
ßig bildet, begeht nach § 49 Abs.1 
Nr.11 StVO eine Ordnungswidrigkeit 
und muss bislang mit einer Geldbu-
ße bzw. einem Verwarnungsgeld in 
Höhe von 20 Euro rechnen.

Zu begrüßen ist die Ankündigung von 
Staatssekretär Norbert Barthle aus 
dem Bundesverkehrsministerium, der 
einen längst überfälligen Gesetzent-
wurf ankündigt, in dem Strafen zwi-
schen 200 und 320 Euro vorgesehen 
sind. Bei schwerwiegenden Behinde-
rungen kann unter Umständen auch 
zukünftig noch eine strafrechtliche 
Verfolgung hinzukommen.

Quelle: www.bmvi.de

KURZ GEMELDET
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OHNE LADEVORGANG GEPARKT:
ELEKTROFAHRZEUG ABGESCHLEPPT
Der Fahrer eines Elektrofahrzeugs, das 
einen niedrigen Ladestand aufwies, 
fuhr eine Ladestation mit Stellplatz-
markierung an, die sich auf einer Pri-
vatstraße befand. Obwohl kein freier 
Anschluss für den Typ seines Fahrzeugs 
an der Ladesäule vorhanden war, stell-
te er den PKW auf einen der Stellplätze 
und verließ das Fahrzeug.

Unter dem Schild mit der Beschriftung 
Privatstraße hing ein Halteverbotsschild 
mit dem Zusatz „Widerrechtlich ge-
parkte Fahrzeuge werden kostenpflich-
tig abgeschleppt“. Darunter befand 
sich ein weiteres Schild mit dem Inhalt 
„Elektrofahrzeuge während des Lade-
vorgangs frei“.

Die für die Privatstraße zuständige Ver-
waltungsgesellschaft schloss mit einem 
Abschleppunternehmen eine Vereinba-
rung, nach der unberechtigte Nutzer 
der Privatstraße kostenpflichtig abge-
schleppt werden sollten. Ansprüche der 
Verwaltungsgesellschaft gegen die un-
berechtigten Nutzer wurden an dieses 
Unternehmen abgetreten.

Das widerrechtlich abgestellte Fahr-

zeug wurde in seiner Abwesenheit 
abgeschleppt und auf einem Betriebs-
gelände des Abschleppunternehmens 
abgestellt. Der PKW-Fahrer musste zur 
Aushändigung seines Fahrzeugs 150 
Euro bezahlen, wogegen er beim Amts-
gericht (AG) Berlin-Charlottenburg 
klagte.

Die Entscheidung des Gerichts
Wird ein Elektrofahrzeug in einer Pri-
vatstraße ohne Ladekabelanschluss vor 
einer Ladestation geparkt, die mit dem 
Zusatz „Widerrechtlich geparkte Fahr-
zeuge werden kostenpflichtig abge-
schleppt“ und „Elektrofahrzeuge wäh-
rend des Ladevorgangs frei“ versehen 
ist, stellt sich dies als verbotene Eigen-
macht dar, die das privat veranlasste 
Abschleppen rechtfertigt. 

Das Urteil wurde unter anderem
folgendermaßen begründet
Die mit der Beschilderung zum Aus-
druck gebrachte partielle Einwilligung 
in die Besitzbeeinträchtigung lässt sich 
entgegen der Auffassung des Klägers 
nicht dahingehend auslegen, dass 
jegliche Elektrofahrzeuge, oder Elekt-
rofahrzeuge, für die momentan keine 

freie Ladedosen verfügbar sind, auf 
unbegrenzte Zeit auf den speziell für 
den Ladevorgang gekennzeichneten 
Flächen stehen dürfen.

Ein Fahrzeug wird dort nur dann nicht 
rechtswidrig und gegen den Willen 
der Verwaltungsgesellschaft abgestellt, 
wenn durch Verbindung mit der La-
destation entweder der Akkustand ge-
laden oder gehalten wird. Ansonsten 
stellt das Abstellen eines Fahrzeuges im 
Bereich der Privatstraße eine rechtswid-
rige Besitzstörung dar.  Durch die Kenn-
zeichnung der Privatstraße mit den o. g. 
Schildern ist lediglich eine beschränkte 
Einwilligung in eine Inanspruchnahme 
des Besitzes gegeben: Elektrofahrzeu-
ge werden ausschließlich während des 
Ladevorganges auf dem Gelände in-
nerhalb der gekennzeichneten Flächen 
geduldet. Dies setzt voraus, dass durch 
Verbindung mit der Ladestation entwe-
der der Akkustand geladen oder gehal-
ten wird.

Berufung wurde zugelassen.

Quelle: AG Berlin-Charlottenburg
Az. 227 C 76/16

Ihre Chance, selbständig zu werden:

Restaurant – Bistro – Cafe
mit Fremdenzimmern nach Total-Renovierung in Günzburg

zu verpachten. Zimmer- und Lokaleinrichtung neu. 
Pacht über Fremdenzimmer erzielbar.

Tel. 0157-72372839

ANZEIGE



Sitz:  Dietenheim 

Bitte Antrag nur per Post zurück!! 

   

IDFS 
Interessenverband Deutscher Fahrlehrer Süd e.V. (IDFS)  
 

Aufnahmeantrag 
 
Angaben zur Person: 
 
Name __________________       Vorname  _________________   Bundesland______________ 
 
Privatanschrift: 
 
PLZ, Wohnort _______________________   Straße, Hsnr. ____________________________ 
 
geb. am _________________ 
 
Tel. ____________________________  Fax ____________________________________ 
 
Handy __________________________  E-Mail-Adr. ______________________________ 
 
 
Ich besitze die Fahrlehrerlaubnis ja   nein   
 
Ich besitze die Fahrschulerlaubnis ja   nein   
 
verantwortlicher Leiter ja   nein   
 
        
Ich beantrage die Mitgliedschaft            Mitgliedsbeitrag monatlich 10 €, zahlbar jährlich im Voraus 
 
 
Ich bin bereits Mitglied in einem Fahrlehrer-Verband            ja                nein    
 
 
Aufnahmegebühr einmalig 6,50 € 
 
 
 
 
Datum _______________                                    Unterschrift __________________________ 
 
 
 
Einverständniserklärung des Fahrlehrers zur elektronischen Datenübermittlung und 
Speicherung der personenbezogenen Daten. 
 
„Ich bin damit einverstanden, dass meine personenbezogenen Daten beim Interessenverband 
Deutscher Fahrlehrer Süd e.V. (IDFS) elektronisch gespeichert und dort automatisiert verarbeitet 
werden. Mein Recht auf Auskunft, Berichtigung oder Sperrung der über mich gespeicherten Daten 
gemäß § 6 BDSG ist mir bekannt.“ 
 

Interne Vermerke,  bitte nicht ausfüllen                  Aufnahme befürwortet durch den Vorstand 
 
Aufgenommen am:  ________________   Mitgliedsnummer __________________________ 
 

              Robert Klein, Stadtberg 32  89312 Günzburg  Tel.: 08221 250773  Fax: 08221 / 31965 

Bitte wenden 



Interessenverband Deutscher Fahrlehrer Süd e.V. (IDFS) 
 
Robert Klein, Stadtberg 32  89312 Günzburg    Tel.: 08221-250773 
 Fax: 08221-31965 
 E-Mail: info@idfl.de 
 
Gläubiger-Identifikationsnummer: 
 

DE15ZZZ00000298750 
 
Erteilung einer Einzugsermächtigung und eines SEPA-Lastschriftmandats 
 
Mandatsreferenz: Wird mit der Bestätigung der Mitgliedschaft bekannt gegeben 
 
 
SEPA-Lastschriftmandat 
Ich ermächtige den Interessenverband Deutscher Fahrlehrer Süd e.V. (IDFS), 
Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die vom Interessenverband Deutscher Fahrlehrer Süd e.V. 
(IDFS) auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 
 
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem 
Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten 
dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 
 
Vorname und Nachname (Kontoinhaber) 
 
 
Straße und Hausnummer 
 
 
Postleitzahl und Ort 
 
 

IBAN 
D E                     
 
BIC (8 oder 11 Stellen) 
            
  
Ort Datum 
 T T M M J J 
 
Unterschrift 
 
 
 
Bitte ausfüllen und nur (Original) per Post zurück!! 
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Foto: (c) big-label - fotolia.com

Wenn's in der
Waschanlage scheppert ...
wer zahlt dann eigentlich?

WER HAFTET BEI UNFÄLLEN
IN DER WASCHSTRASSE?
In vollautomatischen Waschstraßen 
werden die Fahrzeuge während des 
Reinigungsvorgangs auf einem Förder-
band transportiert. Dabei ist gewöhn-
lich der Motor auszuschalten und das 
Lenken und Bremsen zu unterlassen. 
Erst wenn am Ende der Waschstraße 
die Ampel auf Grün schaltet, darf der 
Motor gestartet werden, um das För-
derband zu verlassen.

Im vorliegenden Fall bemerkte ein Au-
tofahrer, dass sein Vordermann zwar 
die Waschstraße verlassen hatte, aber 
unmittelbar danach stehen blieb und 
so die Ausfahrt weiterer PKW blockier-
te. Trotz grüner Ampel bremst er, um ei-
nen Auffahrunfall zu vermeiden. Dabei 
rutschte das Fahrzeug vom Förderband 
und blieb stehen. Der nachfolgende 
PKW fuhr auf ihn auf und forderte von 
ihm vor dem Landgericht Kleve erfolg-
reich Schadenersatz. In der Urteilsbe-
gründung wird unter anderem darauf 
verwiesen, dass der Beklagte trotz grü-

ner Ampel nicht weiterfuhr, durch das 
Bremsmanöver in der Waschstraße ste-
hen blieb und daher von seinem Fahr-
zeug für den nachfolgenden PKW eine 
erhebliche Gefahr ausging. Da sich 
sein Hintermann zum Unfallzeitpunkt 
noch mitten im automatischen Wasch-
vorgang befand, hatte er sein Fahrzeug 
nicht betrieben. Auch eine Mithaftung 
des aufgefahrenen Fahrzeugs wurde 
vom Gericht ausgeschlossen, ebenfalls 
die Haftung des Betreibers der Wasch-
anlage. Die Gefahr ging nicht von der 
Waschanlage aus, sondern einzig und 
allein vom stehengebliebenen Fahr-
zeug. 

Inwieweit der Fahrer des Fahrzeugs für 
Schäden aufkommen muss, der am 
Ende der Waschstraße nicht weiterfuhr, 
hatte das Gericht in dieser Verhandlung 
nicht zu beurteilen. 

Quelle: Landgericht Kleve,
Az. 5 S 146/15

Ihre Meinung ist gefragt!
Für unsere nächsten Ausgaben der 
Fahrlehrerpost planen wir ein Fo-
rum zur Pädagogischen Über-
wachung der Fahrschulen, die 
ab 1. Januar 2018 gesetzlich vor-
geschrieben ist. Schreiben Sie uns 
Ihre Meinung dazu! Wir sind ge-
spannt.

IHRE MEINUNG!

Fahr-Simulator
Degener 360° Simdrive 

günstig zu verkaufen

Der Degener Simulator eignet 
sich besonders für die Schulung 
der Fahrzeug-Bedienung, insbe-
sondere Lenken und Schalten. Er 

hilft gerade unsicheren Fahr-
schülern sich auf grundsätzliche 
Fahrmanöver wie Anfahren oder 
Abbiegen vorzubereiten. Ohne 

den Stress im Realverkehr.

Die Fahrschüler werden vom 
System komplett selbstständig 

angeleitet, so dass der Fahrlehrer 
nicht ständig vor Ort sein muss.

Eine ausführliche Beschreibung 
der Fahrmodule sowie die 

technischen Spezifikationen sind 
auf der Degener-Website unter 
Fahrsimulator 360° Simdrive

zu finden.

Preis auf Nachfrage.

Bei Interesse bitte melden unter:
0173 5249203 oder

0176 43225716

ANZEIGE

Seminartermine finden Sie unter 
www.fahrlehrerweiterbildung.de
oder auf Seite 15 dieser Ausgabe.

FORTBILDUNG
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Zu viel Alkohol im Blut?
Nichts geht mehr!

ZÜNDSCHLOSSSPERRE FÜR 
PROBLEM-AUTOFAHRER
Bundesverkehrsminister Alexander 
Dobrindt (CSU) zog unlängst seit 
2014 bestehende Pläne wieder aus 
der Schublade, für Alkoholsünder so-
genannte Alkolocks einzuführen. Ein-
gesetzt werden solche Geräte bereits 
zum Beispiel in Kanada, den USA und 
Finnland. Dort müssen auch Berufs-
kraftfahrer wie etwa Taxifahrer oder 
Schulbuslenker vor Fahrtantritt pusten, 
um den Motor starten zu können. Bei 
zu hohen Promillewerten in der Atemluft 
wird eine Wegfahrsperre im Fahrzeug 
aktiviert. Der in Österreich zum Jahres-
beginn 2017 geplante Einsatz von Al-
kohol-Zündschlosssperren hat sich auf 
unbestimmte Zeit verzögert.

Ein Alko-Lock besteht aus zwei Mo-
dulen: einem Handmessgerät, das in 
Reichweite des Fahrersitzes angebracht 
ist und einer Steuereinheit, unterhalb 
der Armaturenabdeckung. Beim Start-
versuch des Motors wird der Fahrer 
mittels eines Signaltons oder einer 

LED-Signalleuchte aufgefordert, eine 
Atemprobe abzugeben. Nach dem Pus-
ten in das Röhrchen am Messgerät wird 
der Promillewert für einige Sekunden 
angezeigt. Die Messwerte haben eine 
Fehlertoleranz von zwei bis drei Prozent. 
Wird der Grenzwert nicht überschritten, 
kann das Fahrzeug gestartet werden, 
ansonsten wird eine Wegfahrsperre ak-
tiviert. Problematisch ist allerdings, dass 
auch diese Geräte manipuliert werden 
können, indem zum Beispiel ein nüch-
terner Beifahrer eine Atemprobe abgibt. 

Was grundsätzlich gut klingt, hat je-
doch einen stattlichen Preis! Er dürfte 
bei 1.000 bis 2.000 Euro liegen, wo-
bei dann noch Kosten für regelmäßige 
Normierung und Wartung hinzukom-
men. Immerhin wäre es für ertappte 
Alkoholsünder eine Möglichkeit, ihre 
Fahrerlaubnis wieder zurück zu bekom-
men. 

Quelle:
www.alkoholtester-infos.de/alcolock/

Foto: (c) Jürgen Fälchle - fotolia.com

KURZ GEMELDET

Unerlaubte Werbeanrufe:
Was tun? 
Wer kennt die Frage der freundli-
chen Stimme nicht: „Spreche ich 
mit …?“ Wird die Frage bejaht, 
dann legt das Gegenüber am an-
deren Ende der Leitung unaufhalt-
sam los.

Allerdings sieht das Gesetz gegen 
unlauteren Wettbewerb vor, dass 
Werbeanrufe von Unternehmen 
oder Callcentern einer ausdrück-
lichen Erlaubnis des Verbrauchers 
bedürfen.

Verstöße dagegen können mit 
Bußgeldern von bis zu 300.000 
Euro belegt werden. Widerrecht-
liche Anrufe sollten der Bundes-
netzagentur gemeldet werden. Zur 
Klärung sind folgende Angaben 
erforderlich:

Name, Adresse, Rufnummer, Zeit 
des Anrufs, und falls bekannt, Ruf-
nummer und Name des werben-
den Unternehmens. Entsprechende 
Musterschreiben für die Beschwer-
de finden sich im Internet unter 
www.bnetza.de.

Sofern die angerufene Person ein 
Unternehmer ist, gilt allerdings die 
sogenannte „mutmaßliche Einwilli-
gung“, das heißt, der Angerufene 
muss in diesem Fall nicht ausdrück-
lich die Genehmigung für den 
Werbeanruf erteilen. Es gilt dann 
vielmehr die Vermutung, dass der 
Unternehmer mit bestimmten Wer-
beanrufen grundsätzlich einver-
standen ist.

Dies trifft zum Beispiel zu, wenn 
beide Gesprächspartner bereits in 
einer geschäftlichen Beziehung ste-
hen. Falls nicht von einer „mutmaß-
lichen Einwilligung“ ausgegangen 
werden kann, sollte ebenfalls eine 
Beschwerde bei der Bundesnetz-
agentur erfolgen.
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BETRIEBSWIRTSCHAFTSLEHRGANG
§ 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 FahrlG

 27.11. bis 02.12.2017

Anmeldung unter 
Tel. 08221-31905

(Mo-Fr. 10-17 Uhr) oder
www.fahrlehrerweiterbildung.de

ES HAT GEBLITZT!
WAS DANN ALLES SO FOLGEN KANN ...
Eine Studie von Verkehrsexperten, 
die 2013 beim Verkehrsgerichtstag 
in Goslar vorgestellt wurde, ergab 
nach Auswertung von 15.000 Be-
scheiden, dass ein Drittel davon 
fehlerhaft war. Dennoch wird ein 
Großteil aller Bußgelder akzeptiert 
und bezahlt. Die Praxis zeigt aller-
dings, dass dies in den meisten Fäl-
len auch „klug“ ist.

Denn es lassen sich nur in wenigen 
Fällen technische Fehler oder eine fal-
sche Bedienung nachweisen. Verhal-
tensweisen oder Argumentationsketten 
mit dem Ziel, durch treffende Ausreden 
nicht zahlen zu müssen, können oft sehr 
verhängnisvoll sein.

Liegt der zu entrichtende Betrag unter 
60 Euro, so handelt es sich um eine 
Verwarnung. Falls man damit nicht ein-
verstanden ist, kann man diese auch 
einfach ignorieren. Dann erhält man 
einen Bußgeldbescheid, der zusätzlich 
noch knapp 30 Euro Verfahrensgebühr 
nach sich zieht. 

Die Ausrede, dass die Verwarnung nicht 
zugestellt wurde, schützt dennoch nicht 

vor dem Bußgeldbescheid plus Verfah-
rensgebühr. 

Sollte man aber wegen geringer Ge-
schwindigkeitsüberschreitung, deren 
Verwarngebühr 60 Euro nicht über-
schreitet, dennoch gleich einen Buß-
geldbescheid erhalten, so übernimmt 
die zusätzliche Verfahrensgebühr die 
Verkehrsrechtschutzversicherung – so 
man eine hat!

Verhängnisvoll können auch Ausreden 
sein, wie „ ich musste schnell am Bahn-
hof sein, um den Zug zu erwischen“ 
oder Ähnliches. Damit hat man auto-
matisch seine Schuld eingestanden, 
und es könnte daraus ein Vorsatz abge-
leitet werden, wodurch sich die Geld-
buße verdoppelt.  

Auch das Tragen von besonders 
großen Sonnenbrillen zur Strafum-
gehung schützt nur bedingt. Wenn 
der Fahrer trotz Einschaltung eines 
Gutachters nicht zweifelsfrei identifi-
ziert werden kann, wird das Verfah-
ren zwar eingestellt, aber dann droht 
meist die Auflage, ein Fahrtenbuch 
zu führen. Größere Chancen, einem 

Fahrverbot zu entgehen bestehen 
dann, wenn der vorübergehende 
Fahrerlaubnisentzug  drastische Ein-
schnitte in die Lebensführung nach 
sich ziehen würde wie etwa der be-
dingungslose Verlust des Arbeitsplat-
zes. Dann ist es im Einzelfall mög-
lich, durch Zahlung der doppelten 
Geldbuße noch einmal mit einem 
blauen Auge davon zu kommen.

Sofern man längere Zeit nach dem 
bemerkten „Foto“ keine Post erhält, 
könnte man Glück gehabt haben. Die 
Polizei hat drei Monate Zeit, um den 
Fahrer zu ermitteln. Dann ist das Ver-
gehen verjährt. Allerdings kann eine 
Fahrtenbuchauflage drohen, wenn der 
Halter den Fahrer des Fahrzeugs nicht 
preisgeben will.

Wer im europäischen Ausland geblitzt 
wird, muss damit rechnen, dass er 
dennoch Post an die Heimatadresse 
bekommt und zahlen muss. Übrigens 
bleiben rechtskräftige Bußgeldbeschei-
de bei Wiedereinreise in das betreffen-
de Land weiterhin vollstreckbar!

Quelle: www.kba.de
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Ihre Chance, selbständig zu werden:

Friseursalon

komplett eingerichtet
 in Günzburg zu verpachten

Tel. 0157-72372839

ANZEIGE

WERBUNG FÜR EINSATZ VON
FAHRSIMULATOREN IM FAHRSCHULBEREICH

Auf Klage der Wettbewerbszentrale hat 
das Landgericht Gera (LG Gera, Urteil 
vom 20.02.2017, Az. 11 HK O 57/16) 
einem Fahrschulunternehmer untersagt, 
für den Einsatz eines Fahrschulsimula-
tors bei der Führerscheinausbildung mit 
der Aussage zu werben „Unsere Schüler 
sparen durch den günstigeren Preis der 
Simulator-Einheiten bis zu 240,00 Euro 
pro Kurs“. Das Gericht folgte der Auffas-
sung der Wettbewerbszentrale, dass mit 
derartigen Aussagen solange nicht ge-
worben werden darf, bis es empirische 
Erfahrungen im Sinne von gesicherten 
Daten gibt, welche die Richtigkeit dieser 
werblichen Aussage belegen. 

Bereits seit 2007 weist die Wettbe-
werbszentrale immer wieder darauf 
hin, dass bei der Bewerbung des Ein-
satzes von Fahrsimulatoren Vorsicht 
geboten ist. Denn schon 2007 hatte 
das Landgericht Nürnberg-Fürth ei-
nem Fahrschulunternehmer untersagt, 
in Zukunft für den Einsatz des Simu-
lators mit dem Hinweis auf die Redu-
zierung der Ausbildungskosten zu wer-
ben (LG Nürnberg-Fürth, Urteil vom 

01.02.2007, Az. 1 HKO 7432/06). 
Auch 2004 hatte zuvor das Landge-
richt Berlin einem Fahrschulunterneh-
men den Hinweis darauf, dass eine 
Stunde Simulator-Fahrt 3 bis 4 prak-
tische Fahrstunden ersetze, als unzu-
lässig untersagt (LG Berlin, Urteil vom 
11.03.2004, Az. 102 O 82/04). 

Dieser Rechtsprechung folgt nun auch 
das Landgericht Gera in seiner aktu-
ellen Entscheidung: Es weist darauf 
hin, dass die in der Fahrlehrerschaft 
bekannte Studie des Institutes für Auto-
mobilwirtschaft vom April 2016 keinen 
wissenschaftlichen Beleg für die be-
hauptete Ersparnis liefert.

Die Frage der Einsparung beziehungs-
weise deren Höhe hänge insbesondere 
auch von den persönlichen Fähigkeiten 
des Fahrschülers ab. Es könne durchaus 
auch sein, dass es zu gar keiner Einspa-
rung komme. Deshalb sei mangels ei-
nes entsprechenden wissenschaftlichen 
Nachweises der Hinweis auf eine Er-
sparnis durch den Einsatz eines solchen 
Übungsgerätes unzulässig.

Die Wettbewerbszentrale weist noch-
mals darauf hin, dass die tatsächliche 
Beherrschung eines Fahrzeugs im Stra-
ßenverkehr völlig andere Anforderun-
gen an den Fahrschüler stellt, als eine 
Fahrt am Simulator. Der Simulator kann 
als zusätzliche Übung herangezogen 
werden und insgesamt auch zu einer 
Verbesserung der Fähigkeiten des Fahr-
schülers führen.

Er kann jedoch nicht eins zu eins mit 
einer realen Fahrstunde gleichgesetzt 
werden. Fahrschulunternehmern ist 
es unbenommen, auf die Vorteile des 
Einsatzes eines solchen Gerätes und 
dessen Auswirkungen auf die Ausbil-
dung in der Werbung hinzuweisen. Die 
Behauptung einer Ersparnis von Ausbil-
dungskosten ist jedoch auch nach der 
Entscheidung des LG Gera weiterhin 
nicht zulässig (F 5 0167/16).

Quelle: Wettbewerbszentrale,
Büro Bad Homburg

Rechtsanwalt Peter Breun-Goerke
Telefon: (0 61 72) 12 15 18
www.wettbewerbszentrale.de

Wettbewerbszentrale rät auch weiterhin zur Vorsicht



 

 

SRK Fahrlehrer-Fortbildung    Seminarangebot 2018 nach neuem Fahrlehrerrecht. 
Mit Wirkung 1.1.2018 tritt das neue FahrlG in Kraft, somit ändern sich auch die Paragrafen 

Seminarart Dauer Ort Seminartermin Kosten in Euro 

Fahrlehrerfortbildung § 53 Abs. 1 FahrlG (neu) 
Pflichtfortbildung für alle 3 Tage 

Günzburg 15.02. – 17.02.18 190 
Buchen (Odenwald) 22.02. – 24.02.18 200 
Ludwigsburg 01.03. – 03.03.18 200 
Regensburg 08.03. – 10.03.18 200 
Darmstadt 15.03. – 17.03.18 200 
Günzburg 22.03. – 24.03.18 190 
Günzburg 07.06. – 09.06.18 190 

     

Seminarleiter-Fortbildung § 53 Abs. 2 Nr. 1 
FahrlG (neu) ASF 1 Tag 

Günzburg 10.02.18 100 
Darmstadt 06.03.18 100 
Regensburg 12.03.18 100 
Günzburg 14.04.18 100 
Günzburg 12.05.18 100 

     

Seminarleiter-Fortbildung § 53 Abs. 2 Nr. 2 
FahrlG (neu) FeS 1 Tag 

Günzburg 09.02.18 100 
Darmstadt 05.03.18 100 
Günzburg 13.04.18 100 
Günzburg 19.05.18 100 

     
BWL-Lehrgang § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 FahrlG 
(neu) 

70 
Stunden Günzburg 12.03. – 17.03.18 800 

 
Infotag: neues Fahrlehrergesetz 1 Tag Günzburg 27.01.2018 100 
     
Infotag: Einweisung in die neue 
Fahrschulüberwachung 1 Tag Günzburg 03.02.2018 100 

 
Die Seminargebühr ist mehrwertsteuerfrei lt. Umsatzsteuergesetz § 4 Nr. 21 

unsere Seminare gelten in allen Bundesländern 
weitere Termine auf Anfrage 

Aktualisierung unter   www.fahrlehrerweiterbildung.de 
 

SRK Seminare Robert Klein - Stadtberg 32 - 89312 Günzburg        Telefon: 08221-31905 

SRK Fahrlehrer-Fortbildung    Seminarangebot 2017 
Seminarart Dauer Ort Seminartermin Kosten in Euro 

Fahrlehrer-Fortb. §33a Abs. 1 FahrlG 
Pflichtfortbildung für alle 3 Tage 

Günzburg 21.09. - 23.09.17 190 
Günzburg 19.10. - 21.10.17 190 
Darmstadt 16.11. - 18.11.17 200 
Buchen (Odenwald) 16.11. - 18.11.17 200 
Cham 23.11. - 25.11.17 200 
Günzburg 23.11. - 25.11.17 190 

     

Seminarleiter-Fortb. §33a Abs. 2 FahrlG  ASF 1 Tag 

Darmstadt 07.10.17 100 
Günzburg 28.10.17 100 
Günzburg 04.11.17 100 
Günzburg 11.11.17 100 

     

Seminarleiter-Fortb. §33a Abs. 2 FahrlG  FeS 1 Tag Darmstadt 06.10.17 100 
Günzburg 27.10.17 100 

     
BWL-Lehrgang §11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 FahrlG 70 

Stunden Günzburg 27.11. - 02.12.17 800 
 

Ausbildungsfahrlehrer 3 Tage Günzburg 12.10. - 14.10.17 400 
 

Seminarleitererl. §31 FahrlG Grundkurs 4 Tage Günzburg auf Anfrage 360 
Programmkurs Aufbauseminar für 
Führerscheinneulinge 4 Tage Günzburg auf Anfrage 360 

     
Infotag: neues Fahrlehrergesetz 1 Tag Günzburg 30.09.17 100 



Wichtiges und Interessantes
für Fahrlehrer

idfl.de
Interessenverbände

Deutscher Fahrlehrer e.V. (IDF)
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BUNDESTAG VERABSCHIEDET GESETZ ZUR 
AHNDUNG ILLEGALER STRASSENRENNEN 
Der Bundestag hat am 29.06.2017 
ein Gesetz zur Ahndung illegaler 
Straßenrennen verabschiedet. 

Illegale Straßenrennen gelten künftig 
als Straftat - nicht mehr nur als Ord-
nungswidrigkeit. Bundesverkehrsminis-
ter Alexander Dobrindt: 

Wer das Leben anderer leichtfertig aufs 
Spiel setzt, muss mit maximalen Kon-
sequenzen rechnen. Illegale Straßen-
rennen sind eine große Gefahr für die 
Allgemeinheit. Todesraser müssen hart 
bestraft werden. Neben der Teilnahme 
an den irrsinnigen Rennen wird künftig 
schon der Versuch der Organisation 
hart bestraft werden. Allen muss klar 
sein: Illegale Straßenrennen sind kein 
Kavaliersdelikt, sondern Straftaten. Es 

drohen bis zu zehn Jahre Freiheitsstrafe 
und der Verlust der Fahrerlaubnis oder 
des Fahrzeugs. Künftig soll u. a. gelten: 
Im StGB wird der Straftatbestand der 
Veranstaltung von und der Teilnahme 
an verbotenen Straßenrennen einge-
führt. Auch der Versuch der Organisa-
tion wird dabei unter Strafe gestellt (z. 
B. Internetaufrufe). In der Regel gilt eine 
Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren 
oder eine Geldstrafe.

Eine höhere Strafe von bis zu fünf  Jah-
ren soll gelten, wenn Rennteilnehmer Leib 
und Leben eines Menschen oder Sachen 
von bedeutendem Wert gefährden.

Wer bei einem verbotenen Straßenren-
nen einen Menschen tötet, einen Men-
schen schwer verletzt oder eine größere 

Anzahl von Menschen verletzt, soll bis 
zu zehn Jahre Freiheitsstrafe bekom-
men können. In allen genannten Fäl-
len kann die Fahrerlaubnis entzogen 
werden. Außerdem kann das Fahrzeug 
eingezogen werden.

Sogenannte "Alleinraser", die beson-
ders gefährlich und eigensüchtig oder 
gleichgültig handeln, um die höchst-
mögliche Geschwindigkeit ihres Fahr-
zeugs in Abhängigkeit der Verkehrsver-
hältnisse auszutesten, werden auch 
erfasst. Allgemeine Geschwindigkeits-
überschreitungen gelten weiterhin als 
Ordnungswidrigkeit. 

Quelle: Pressemitteilung des Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur



Die Wettbewerbszentrale hat in 
einem vor dem BGH anhängigen 
Revisionsverfahren gegen die Dro-
geriemarktkette Müller Markt in 
der Frage der Einlösung fremder 
Rabatt-Gutscheine Klarheit für 
den Einzelhandel und Hersteller 
von Produkten erreicht. Der Bun-
desgerichtshof hat die Revision 
der Wett-bewerbszentrale zurück-
gewiesen und die Einlösung von 
Gutscheinen anderer Unterneh-
men als grundsätzlich nicht unlau-
ter angesehen (BGH, Urteil vom 
23.06.2016, Az. I ZR 137/15).

Kern des Rechtsstreits war die Frage, ob 
die beklagte Drogeriemarktkette mittels 
einer Werbeaktion Kunden anbieten darf, 
auch Rabatt-Gutscheine anderer Droge-
riemärkte und Parfümerien einzulösen. Die 
Wettbewerbszentrale hatte diese Werbe-
aktion als gezielte Behinderung von Mitbe-
werbern beanstandet: Durch das gezielte 
Einsammeln der Gutscheinwerbung von 
anderen Anbietern würden deren Werbe-
aufwendungen zunichte gemacht und der 
Kunde quasi noch kurz vor dem Ladenlo-
kal des Mitbewerbers abgefangen. Man 
mache sich nicht nur gezielt die Werbe-
aufwendungen anderer zu Nutze, sondern 
vernichte sie auch dergestalt, dass den 
herausgebenden Unternehmen die mit 
der Auswertung der Gutscheineinlösung 
einhergehenden Möglichkeiten von Mar-
ketinganalysen genommen würden.

Das OLG Stuttgart (Urteil vom 
2.7.2015, Az. 2 U 148/14), war der 
Auffassung, dass durch die Müller-Ak-
tion die Gutscheinwerbung der Kon-
kurrenz nicht entwertet werde, da der 
Gutschein ja nach wie vor - unter Um-
ständen damit sogar zweimal - auch 
bei der werbenden Drogerie eingelöst 
werden könne. Der Bundesgerichtshof 
schloss sich dieser Auffassung an und 
sah die Ankündigung und Einlösung 
von Gutscheinen anderer Unterneh-
men durch die Drogeriemarktkette als 

grundsätzlich nicht unlauter an: Der 
Beklagten sei kein unlauteres Eindrin-
gen in einen fremden Kundenkreis 
vorzuwerfen. Die Empfänger von Ra-
battgutscheinen seien für ihre nächsten 
Einkäufe noch keine Kunden des wer-
benden Unternehmens - auch dann 
nicht, wenn die Gutscheine an Inha-
ber einer Kundenkarte oder Teilneh-
mer eines Kundenbindungsprogramms 
versandt würden. Der Verbraucher 
entscheide regelmäßig erst später, ob 
solche Gutscheine verwendet werden. 
Die Verbraucher würden nicht daran 
gehindert, die Gutscheine bei dem 
jeweils ausgebenden Unternehmen 
einzulösen. Vielmehr erhielten sie die 
Möglichkeit, denselben wirtschaftlichen 
Vorteil auch durch einen Einkauf bei 
der Beklagten zu erlangen. Diese wei-
tere Chance der Verbraucher, Rabatte 
zu erhalten, sei keine unlautere Werbe-
behinderung der Mitbewerber. 

„Der BGH hat mit seiner Entscheidung 
nun Klarheit für Handel und Hersteller 
geschaffen“ sagte Dr. Reiner Münker, ge-
schäftsführendes Präsidiumsmitglied der 
Wettbewerbszentrale, in einer ersten Be-
wertung der Entscheidung. „Damit könn-
ten indes weitreichende Folgen für die 
Praxis verbunden sein. Es könnte gut sein, 

dass zunächst der Wettbewerb um Kun-
den mit Gutscheinen der Konkurrenz an-
geheizt wird. Mittelfristig könnte die Folge 
aber auch sein, dass es Rabatt-Gutschei-
ne im bisherigen Umfang nicht weiter 
geben wird, wenn Händler befürchten 
müssen, dass diese bei der Konkurrenz 
eingelöst werden.“, so Münker weiter. Für 
Fahrschulen bedeutet dies konkret, dass 
sie damit werben können, die Gutscheine 
von Mitbewerbern einzulösen. Die Wett-
bewerbszentrale hatte dazu in der Ver-
gangenheit vereinzelt Beanstandungen 
ausgesprochen unter Hinweis auf eine 
Entscheidung des LG Kassel (LG Kas-
sel, Beschluss vom 19.10.2007, Az. 11 
O 4212/07, und Breun-Goerke, Wett-
bewerbsrecht für Fahrlehrer, 2. Auflage 
2014, Seite 75). Diese Rechtsprechung 
ist mit der Grundsatzentscheidung des 
BGH überholt. Fahrschulunternehmer 
werden allerdings zu bedenken haben, 
dass die Ankündigung der Einlösung von 
Gutscheinen eines bestimmten Mitbewer-
bers eine Art „Kampfansage“ ist, die ähn-
lich wie direkte vergleichende Werbung 
zu Gegenreaktionen führen kann.

Quelle: Wettbewerbszentrale,
Büro Bad Homburgechtsanwalt 

Peter Breun-Goerke
Telefon: (0 61 72) 12 15 18
www.wettbewerbszentrale.de
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EINLÖSUNG FREMDER RABATT-GUTSCHEINE 
GRUNDSÄTZLICH ZULÄSSIG 

 
 
 
 
 ANZEIGE
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AUSSERGEWÖHNLICHE BELASTUNGEN: 
KRANKHEITSKOSTEN
Zurzeit sieht der Bundesfinanzhof (BFH) 
die Berücksichtigung der zumutbaren 
Belastung beim Abzug von Krank-
heitskosten als sogenannte „ außerge-
wöhnliche Belastung“ als verfassungs-
gemäß an. Gegen diesen Bescheid 
wurde zwischenzeitlich Verfassungsbe-
schwerde eingelegt; die Finanzverwal-
tung versieht Steuerbescheide inso-
weit mit einem Vorläufigkeitsvermerk.
Vor diesem Hintergrund ist unverän-
dert zu empfehlen, Krankheitskosten 
auch dann in der Einkommensteuer-
erklärung geltend zu machen, wenn 

diese niedriger als die zumutbare 
Belastung sind. Hierbei ist darauf zu 
achten, dass die Krankheitskosten 
entsprechend § 64 EStDV nachzu-
weisen sind. Das bedeutet z.B., dass

• Arznei- Heil- und Hilfsmittel von 
einem Arzt oder Heilpraktiker 
verordnet worden sein müssen;

• Kuren, psychotherapeutische Be-
handlungen, der Erwerb von als 
Gebrauchsgegenständen anzu-
sehenden Hilfsmitteln sowie wis-
senschaftlich nicht anerkannte 

Behandlungsmethoden durch ein 
amtsärztliches Gutachten oder 
eine Bescheinigung des medi-
zinischen Diensts der Kranken-
versicherung zu belegen sind;

• Die medizinische Notwendigkeit 
von Besuchsfahrten zu einem län-
ger in einem Krankenhaus be-
handelten Ehegatten oder Kind 
vom behandelnden Kranken-
hausarzt bestätigt werden muss. 

Quelle: Geißler Steuerberatungsgesell-
schaft mbH, 89364 Rettenbach

FORSCHUNGSERGEBNISSE
ZUM AUTOMATISIERTEN FAHREN
Studierende aus dem Studiengang 
BWL der DHBW Stuttgart untersuchten 
die Einstellung von Konsumentinnen 
und Konsumenten zum automatisierten 
Fahren. 

Dazu hatten etwa 200 Probandin-
nen und Probanden zwischen 19 und 
81 Jahren im Dezember 2016 an ei-
ner Testfahrt mit vor- und nachheriger 
Befragung teilgenommen. Zum Test 
standen die Serienfahrzeuge Merce-
des-Benz E-Klasse und das Tesla Model 
S zur Verfügung. Die Pilotstudie dient 
als Basis für vergleichbare Studien, die 
in verschiedenen europäischen und 
nicht-europäischen Ländern geplant 
sind und soll für alle Teilnehmenden 
der Erhebung einen zugänglichen und 
verwertbaren Datenpool bilden. 

In vier Vorträgen präsentierten die Stu-
dierenden ihre Forschungsergebnisse 
und beantworteten die zentralen Fra-
gen ihrer Untersuchungen: Sind Kon-
sumentinnen und Konsumenten über-
haupt bereit für Fahrautonomie? Wie 
wirken sich automatisierte Fahrfunkti-
onen auf das Wohlbefinden Autofah-
rern aus? Was sind die Treiber für die 

Innovationsakzeptanz beim autonomen 
Fahren? Und wie schneiden automa-
tisierte Fahrerlebnisse und Marken im 
Vergleich ab?

Insbesondere für die Automobilindus-
trie lassen sich aus den Befunden der 
Studierenden wichtige Informationen 
für die Produktentwicklung ableiten. 
Auffallend ist beispielsweise, dass sich 
die Mehrzahl der Probandinnen und 
Probanden vorstellen könnte, in Zu-
kunft automatisierte Fahrfunktionen zu 
nutzen – bereit Geld dafür auszugeben 
wären aber nur wenige. Zudem wur-
de ersichtlich, dass die Probandinnen 
und Probanden ihre Fähigkeiten hin-
sichtlich der Bedienung der automati-
sierten Fahrfunktionen insgesamt nach 
der Probefahrt positiver einschätzen als 
zuvor.

Von den verschiedenen Fahrzeug-
funktionen wurden insbesondere der 
Abstands- und Spurhaltungsassistent 
als nützlich wahrgenommen. Wahr-
nehmungsdifferenzen zwischen den 
unterschiedlichen Automarken, die 
testgefahren wurden, wurden ebenfalls 
deutlich. Testpersonen, die das Tesla 

Model S gefahren waren, zeigten po-
sitivere Tendenzen. Zusammenfassend 
wurde klar: Die Bewertungen und Ein-
schätzungen der Testpersonen hängen 
in großem Maße von ihren Erwartun-
gen an das automatisierte Fahren ab. 
So hofften viele Probandinnen und 
Probanden, durch automatisierte Fahr-
funktionen beim Autofahren entspan-
nen zu können oder von einer erhöh-
ten Sicherheit zu profitieren - wurden in 
diesen Punkten jedoch eher enttäuscht.

Insgesamt einig sind sich die Studien-
teilnehmenden darin, dass die Techno-
logie noch unausgereift ist und sich erst 
im Anfangsstudium der Entwicklung 
befindet.

Für führende Entwickler im Automobil-
bereich kann daher geschlussfolgert 
werden, dass insbesondere eine klare 
Kommunikation der tatsächlichen Leis-
tungsfähigkeit entsprechender Fahr-
zeuge zentral ist, um potentiellen Kun-
dinnen und Kunden ein realistisches 
Bild der aktuellen Fahrautonomie zu 
vermitteln.

Quelle:  www.dhbw-stuttgart.de 
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VERMIETER KANN FAHRTKOSTEN ABSETZEN
In welchem Umfang ein Vermieter 
Aufwendungen für Fahrten mit dem 
eigenen PKW zwischen seiner Woh-
nung und einem Mietobjekt als Wer-
bungskosten absetzen darf, war lange 
Zeit strittig. Nun hat der Bundesfinanz-
hof (BFH) für Klarheit gesorgt und 
entschieden, dass die Fahrtkosten 

• anhand der Entfernungspau-
schale zu ermitteln sind, wenn 
das Mietobjekt als Mittelpunkt 
der Vermietungstätigkeit anzuse-
hen ist. Je Entfernungskilometer 
sind dann 0,30 Euro anzusetzen

• In allen anderen Fällen in 
Höhe der tatsächlichen Kos-
ten abzugsfähig sind, also bei 
PKW-Nutzung je gefahrenem Ki-
lometer mit 0,30 Euro oder dem in-
dividuell ermittelten Kilometersatz.

Ein Mietobjekt ist als Tätigkeitsstätte 
einzustufen, wenn es fortdauernd im-
mer wieder aufgesucht und der Vermie-
ter dort schwerpunktmäßig tätig wird. 
Im Urteilsfall hatte der Immobilienei-
gentümer binnen eines Jahres insge-
samt 380 Fahrten zu zwei Mietobjekten 
unternommen, um dort Verwaltungs-, 
In-standhaltungs-, Überwachungs- und 
Pflegetätigkeiten auszuüben. Aufgrund 
der Art der Tätigkeiten und der Zahl 

der Fahrten stellten beide Mietobjekte 
aus Sicht des BFH Tätigkeitsstätten dar.
Hiervon abzugrenzen sind in zeitlichen 
Abständen unternommene gelegent-
liche Fahrten zu Mietobjekten, etwa 
zu Kontrollzwecken oder zum Ablesen 
von Zählerständen. Solche Fahrten 
begründen keine Tätigkeitsstätte. In 
Grenzfällen könnte wohl auf die Re-
geln zurückgegriffen werden, die die 
Finanzverwaltung für das Vorliegen 
der ersten Tätigkeitsstätte eines Ar-
beitnehmers aufgestellt hat. Danach 
würde ein Mietobjekt spätestens dann 
zur Tätigkeitsstätte, wenn es innerhalb 
eines Jahres regelmäßig an mindestens 
zwei Tagen pro Woche aufgesucht wird.
Nachzuweisen sind Fahrtkosten in 
beiden Fällen durch entsprechende 
Aufzeichnungen. Dass sich hierbei 
die mit der Führung eines ordnungs-
gemäßen Fahrtenbuchs verbundene 
Mühe lohnen kann, belegt der Ur-
teilsfall, in dem einerseits insgesamt 
ca. 2650 gefahrene Kilometer und 
andererseits ein individuell ermittelter 
Satz von 2,22 Euro für Fahrten zu ei-
nem dritten Objekt akzeptiert wurden.
Während sich Fahrten zum Mietobjekt 
belegen lassen, wird dies hinsichtlich 
der (nahezu) ausschließlichen Nutzung 
eines häuslichen Arbeitszimmers zu 
Vermietungszwecken selbst bei einem 

größeren Immobilienbestand kaum 
gelingen. Im Fall eines Eigentümers 
von 19 Wohnungen sowie fünf zusätz-
lichen Garagen hat das Finanzamt 
das Arbeitszimmer nicht anerkannt, 
weil der für die damit verbundenen 
(Verwaltung-)Tätigkeiten erforderliche 
Zeitbedarf nicht für eine ausschließ-
liche Nutzung für Vermietungszwe-
cke spreche. Außerdem konnte nicht 
nachgewiesen werden, an welchem 
anderen Ort private Korrespondenz 
und Bankangelegenheiten erledigt bzw. 
private Unterlagen aufbewahrt worden 
waren. Während das Finanzgericht 
auf Basis geschätzter Nutzungsanteile 
noch 60 Prozent der Aufwendungen 
für das Arbeitszimmer zum Werbungs-
kostenabzug zugelassen hatte, hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) diesen in voller 
Höhe versagt. Unter Berufung auf den 
Beschluss des Großen Senats sind Wer-
bungskosten nur bei einer (nahezu) aus-
schließlichen Nutzung für betriebliche 
bzw. berufliche Zwecke abzugsfähig; 
eine Aufteilung scheidet aus. Darauf, 
dass ein Raum unstrittig als Arbeitszim-
mer eingerichtet ist und kein anderer 
Arbeitsplatz für die Vermietungstätigkeit 
zur Verfügung steht, kommt es nicht an.

Quelle: Geißler Steuerberatungsgesell-
schaft mbH, 89364 Rettenbach

Schönheitsreparaturen 
Aufwendungen für Instandsetzungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen, 
die innerhalb von drei Jahren nach 
der Anschaffung eines zur Vermietung 
bestimmten Gebäudes anfallen, sind 
nicht als Werbungskosten, sondern 
nur als Abschreibung abzugsfähig, 
wenn sie - ohne Umsatzsteuer – 15 % 
der Anschaffungskosten des Gebäu-
des übersteigen. Zu den betroffenen 
Aufwendungen rechnen zwar nicht 
diejenigen für die Erweiterung des 
Gebäudes sowie diejenigen für Erhal-
tungsarbeiten, die jährlich üblicher-
weise anfallen, wohl aber diejenigen 

für Schönheitsreparaturen. Letzteres 
ergibt sich aus mehreren neuen Urtei-
len des Bundesfinanzhofs (BFH), in de-
nen der Begriff „Instandsetzungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen“ dahin-
gehend konkretisiert wurde, dass dar-
unter auch Schönheitsreparaturen wie 
etwa das Tapezieren und Streichen von 
Wänden, Böden, Heizkörpern, Türen 
und Fenstern fallen. Auf einen engen 
räumlichen, zeitlichen und sachlichen 
Zusammenhang zwischen Schönheits-
reparatur sowie Instandsetzungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen kommt 
es entgegen früherer Rechtsprechung 
des BFH nicht mehr an. Entscheidend 
ist auch nicht, ob die jeweiligen Maß-
nahmen unmittelbar nach Erwerb des 

Gebäudes oder im Anschluss an ei-
nen Mieterwechsel ergriffen wurden. 
Werden derartige Aufwendungen 
weiterberechnet oder erstattet, min-
dern die entsprechenden Zahlungen 
die Anschaffungskosten, führen also 
nicht zu Einnahmen aus Vermietung 
und Verpachtung. Aufwendungen für 
jährlich üblicherweise anfallende Er-
haltungsarbeiten, die ungeachtet der 
15 %-Grenze stets abzugsfähig sind, 
dürften somit nur noch in Form der 
Aufwendungen für die Wartung der 
Heizung und die Tätigkeit des Schorn-
steinfegers vorliegen. 

Quelle: Geißler Steuerberatungsge-
sellschaft mbH, 89364 Rettenbach

KURZ GEMELDET
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WELTWEIT ERSTE LEITLINIEN
FÜR FAHRCOMPUTER
Die von Bundesminister Alexander 
Dobrindt eingesetzte Ethik-Kommission 
zum automatisierten Fahren hat ihren 
Bericht vorgelegt. Das Experten-Gre-
mium unter Leitung des ehemaligen 
Bundesverfassungsrichters Prof. Dr. Dr. 
Udo Di Fabio hat darin laut einer Pres-
semeldung des Bundesverkehrsministe-
riums Leitlinien für die Programmierung 
automatisierter Fahrsysteme entwickelt.

Dobrindt:
Die Interaktion von Mensch und Ma-
schine wirft in der Zeit der Digitalisierung 
und der selbstlernenden Systeme neue 
ethische Fragen auf. Das automatisierte 
und vernetzte Fahren ist die aktuelle Inno-
vation, bei der diese Interaktion in voller 
Breite Anwendung findet.

Die Ethik-Kommission im BMVI hat dafür 
absolute Pionierarbeit geleistet und die 
weltweit ersten Leitlinien für automatisiertes 
Fahren entwickelt. Damit bleiben wir inter-
national Vorreiter für die Mobilität 4.0.

Prof. Fabio:
Die Ethik-Kommission Automatisiertes 
und Vernetztes Fahren hat für Politik 
und Gesetzgebung erste Leitlinien ent-
wickelt, die eine Zulassung automati-
sierter Fahrsysteme erlauben, allerdings 
im Hinblick auf Sicherheit, menschliche 
Würde, persönliche Entscheidungsfrei-
heit und Datenautonomie besondere 
Anforderungen stellen.

Der Bericht der Ethik-Kommission um-
fasst insgesamt 20 Thesen. Kernpunkte 
sind: Das automatisierte und vernetz-
te Fahren ist ethisch geboten, wenn 
die Systeme weniger Unfälle verursa-
chen als menschliche Fahrer (positive 
Risikobilanz). Sachschaden geht vor 
Personenschaden: In Gefahrensitua-
tionen hat der Schutz menschlichen 
Lebens immer höchste Priorität. Bei 
unausweichlichen Unfallsituationen 
ist jede Qualifizierung von Menschen 
nach persönlichen Merkmalen (Alter, 
Geschlecht, körperliche oder geisti-

ge Konstitution) unzulässig. In jeder 
Fahrsituation muss klar geregelt und 
erkennbar sein, wer für die Fahraufga-
be zuständig ist: Der Mensch oder der 
Computer. Wer fährt, muss dokumen-
tiert und gespeichert werden (u.a. zur 
Klärung möglicher Haftungsfragen). 
Der Fahrer muss grundsätzlich selbst 
über Weitergabe und Verwendung sei-
ner Fahrzeugdaten entscheiden können 
(Datensouveränität).

Die Ethik-Kommission des BMVI setzt 
sich aus 14 Wissenschaftlern und Ex-
perten aus den Fachrichtungen Ethik, 
Recht und Technik zusammen. Dazu 
zählen u.a. Verkehrsexperten, Rechts-
wissenschaftler, Informatiker, Inge-
nieure, Philosophen, Theologen, 
Verbraucherschutz-, Verbands- und 
Unternehmensvertreter.

Den gesamten Bericht der Ethik-Kom-
mission finden Sie hier: www.bmvi.de/
bericht-ethikkommission

WANN BEGINNT DIE RECHTSMITTELFRIST
BEI FEHLENDEM ZUSTELLVERMERK?
Eine Rechtsanwaltskanzlei entnahm ein 
Urteil des Finanzgerichts, das am Vor-
mittag des 24. Dezember von der Post 
in den Briefkasten geworfen wurde, erst 
am 29. Dezember. Da der Zusteller 
aber vergaß, auf dem Brief das Datum 
des Einwurfs in den Briefkasten zu ver-
merken, ging die Kanzlei davon aus, 
dass die Einspruchsfrist auch erst am 
29. 12. begonnen hat. 

Nachdem es zu diesem Sachverhalt 
unterschiedliche Gerichtsurteile gab, 
wurde der Große Senat des Bundesfi-
nanzhofs angerufen. 

Die Entscheidung:
Wird ein Urteil des Finanzgerichts durch 
die Post amtlich zugestellt und in den 

Briefkasten des Empfängers einge-
worfen, vergisst der Zusteller aber, auf 
dem Brief das Datum des Einwurfs in 
den Briefkasten zu vermerken, ist die 
Zustellung erst an dem Tag wirksam 
ausgeführt, an dem der Empfänger das 
Schriftstück nachweislich in die Hand 
bekommen hat.

Die Begründung:
Der Tag der Zustellung eines Urteils ist 
maßgebend dafür, wann die Frist zur 
Einlegung eines Rechtsmittels beginnt. 
Deshalb muss der Tag sowohl von dem 
Zustellenden als auch vom Zustellungs-
empfänger genau bestimmt werden 
können. Wird ein Schriftstück dadurch 
zugestellt, dass einem Postunternehmen 
ein Zustellungsauftrag erteilt wird, kann 

der Zusteller den Brief in den Briefkas-
ten werfen, falls er den Empfänger nicht 
antrifft. Dies und den Tag der Zustellung 
vermerkt er in einem Vordruck, den der 
Zustellende zurück erhält.

Der Zustellungsempfänger erfährt vom 
Datum des Briefeinwurfs durch einen 
Datumsvermerk auf dem Briefum-
schlag. Wird eine dieser Förmlichkeiten 
vergessen, gilt das Schriftstück in dem 
Zeitpunkt als zugestellt, in dem es dem 
Empfänger „tatsächlich zugegangen 
ist“ (§ 53 Abs. 2 der Finanzgerichtsord-
nung i.V.m. § 189 der Zivilprozessord-
nung).

Quelle:
Bundesfinanzhof, Az. GrS 2/13
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Abschnitt 1 

Fahrlehrerlaubnis 

 

§ 1 Erfordernis und Inhalt der Fahrlehrerlaubnis 

(1) Wer Personen ausbildet, die eine Erlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen nach § 2 des 10 Straßenverkehrsgesetzes 
erwerben wollen (Fahrschüler), bedarf der Fahrlehrerlaubnis oder der Anwärterbefugnis. Die Fahrlehrerlaubnis wird auf Antrag 
in der Fahrlehrerlaubnisklasse BE und zusätzlich in den Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE und DE erteilt. Bewerber um die Fahr-
lehrerlaubnis der Klasse BE erhalten zunächst eine Anwärterbefugnis nach § 9. 

(2) Die Fahrlehrerlaubnis wird in folgendem Umfang erteilt: 

1. Die Fahrlehrerlaubnisklasse BE berechtigt zur Ausbildung in den Fahrerlaubnisklassen B, BE und L. 

2. Die Fahrlehrerlaubnisklasse A berechtigt zur Ausbildung in den Fahrerlaubnisklassen AM, A1, A2 und A. 

3. Die Fahrlehrerlaubnisklasse CE berechtigt zur Ausbildung in den Fahrerlaubnisklassen C1, C1E, C, CE und T. 

4. Die Fahrlehrerlaubnisklasse DE berechtigt zur Ausbildung in den Fahrerlaubnisklassen D1, D1E, D und DE. 

Die Anwärterbefugnis berechtigt zur Ausbildung in den Fahrerlaubnisklassen BE, B und L. 

(3) Jede Fahrlehrerlaubnis und jede Anwärterbefugnis berechtigt zur Durchführung des allgemeinen Teils des theoretischen 
Unterrichts jeder Fahrerlaubnisklasse. 

(4) Von der Fahrlehrerlaubnis darf nur zusammen mit der Fahrschulerlaubnis oder im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnis-
ses mit dem Inhaber einer Fahrschule Gebrauch gemacht werden. Von der Anwärterbefugnis darf nur unselbstständig im Rah-
men eines Ausbildungsverhältnisses mit dem Inhaber einer Fahrschule Gebrauch gemacht werden. Im Fall des § 44 Absatz 1 
gilt die Gebietskörperschaft, welche die Fahrschule eingerichtet hat, als deren Inhaber. Von der Fahrlehrerlaubnis mit einem 
Zusatz nach § 3 Absatz 1 Satz 2 darf nur zur vorübergehenden und gelegentlichen Ausbildung von Fahrschülern Gebrauch 
gemacht werden. 

 

§ 2 Voraussetzungen der Fahrlehrerlaubnis 

(1) Die Fahrlehrerlaubnis wird erteilt, wenn 

1. der Bewerber das 21. Lebensjahr vollendet hat, 

2. der Bewerber geistig und körperlich geeignet ist, 

3. der Bewerber fachlich und pädagogisch geeignet ist, 

4. gegen den Bewerber keine Tatsachen vorliegen, die ihn für den Fahrlehrerberuf als unzuverlässig erscheinen lassen, 

5. der Bewerber mindestens eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem anerkannten Lehrberuf oder eine gleich-
wertige Vorbildung besitzt, 

6. der Bewerber im Besitz der Fahrerlaubnis der Klasse ist, für die die Fahrlehrerlaubnis erteilt werden soll, 

7. der Bewerber seit mindestens drei Jahren die Fahrerlaubnis der Klasse B und, sofern die Fahrlehrerlaubnis zusätzlich 
für die Klasse A, CE oder DE erteilt werden soll, jeweils auch zwei Jahre die Fahrerlaubnis der Klasse A2, CE oder D 
besitzt, 

8. der Bewerber innerhalb der letzten drei Jahre vor Erteilung der Fahrlehrerlaubnis nach § 7 zum Fahrlehrer ausgebil-
det worden ist, 

9. der Bewerber eine Prüfung nach § 8 bestanden hat und 

10. der Bewerber über die für die Ausübung der Berufstätigkeit erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt. 

Unzuverlässig im Sinne des Satzes 1 Nummer 4 ist der Bewerber insbesondere dann, wenn er wiederholt die Pflichten gröblich 
verletzt hat, die ihm nach diesem Gesetz oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegen. 

(2) Des zweijährigen Besitzes einer Fahrerlaubnis der Klasse CE oder D bedarf es nicht, wenn der Bewerber um die Fahrlehrer-
laubnis der Klasse CE oder D sechs Monate lang hauptberuflich - als Angehöriger der Bundeswehr, der Bundespolizei oder der 
Polizei überwiegend - Kraftfahrzeuge der beantragten Klasse geführt oder sich nach Erwerb der Fahrerlaubnis einer 60 Fahr-
stunden zu 45 Minuten umfassenden Zusatzausbildung in einer Fahrschule auf solchen Kraftfahrzeugen unterzogen hat. 

 

§ 3 Voraussetzungen für die Erteilung der Fahrlehrerlaubnis bei Inhabern eines Befähigungsnachweises aus einem 
anderen Staat  

(1) Einem Bewerber um eine Fahrlehrerlaubnis, der Inhaber einer in einem anderen Staat erteilten Fahrlehrerlaubnis oder eines 
in einem anderen Staat ausgestellten Nachweises über die Befähigung zur Fahrschülerausbildung (Befähigungsnachweis) ist, 
wird abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, 7 bis 9 die Fahrlehrerlaubnis der seiner Fahrlehrerlaubnis oder seinem 
Befähigungsnachweis entsprechenden Fahrlehrerlaubnisklasse erteilt, wenn die Voraussetzungen der Richtlinie 2005/36/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 
255 vom 30.9.2006, S. 22), die zuletzt durch Richtlinie 2013/55/EU vom 20. November 2013 (ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 
132) geändert worden ist, erfüllt sind. In die Fahrlehrerlaubnis, die zur vorübergehenden und gelegentlichen Ausbildung von 
Fahrschülern berechtigt, ist ein darauf bezogener Zusatz aufzunehmen. 



   

(2) Unterscheidet sich die bisherige durch Ausbildung und Prüfung eines Bewerbers erworbene Qualifikation wesentlich von den 
durch Rechtsverordnungen auf Grund dieses Gesetzes für die Aufnahme der Fahrlehrertätigkeit im Inland vorgeschriebenen 
Anforderungen und wird dieser Unterschied auch durch die von dem Bewerber im Rahmen der Berufserfahrung oder durch 
sonstige nachgewiesene einschlägige Qualifikationen erworbenen Kenntnisse nicht ausgeglichen, kann die Erteilung der Fahr-
lehrerlaubnis nach Absatz 1, die zur Niederlassung im Inland berechtigt, von der Teilnahme an einem Anpassungslehrgang 
oder einer Eignungsprüfung abhängig gemacht werden. 

(3) Die Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung nach Absatz 1 kann 
von einer Eignungsprüfung abhängig gemacht werden, wenn ein wesentlicher Unterschied zwischen der beruflichen oder durch 
sonstige nachgewiesene einschlägige Qualifikationen und der im Inland geforderten Ausbildung und Prüfung besteht und 
dadurch die öffentliche Sicherheit gefährdet würde. 

(4) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann einem Bewerber eine beschränkte Fahrlehrerlaubnis erteilen, wenn 

1. der Bewerber ohne Einschränkung qualifiziert ist, im Herkunftsmitgliedstaat die berufliche Tätigkeit auszuüben, für die 
eine beschränkte Fahrlehrerlaubnis begehrt wird und 

2. die Unterschiede zwischen der rechtmäßig ausgeübten Berufstätigkeit im Herkunftsmitgliedstaat und der Fahrlehrertä-
tigkeit im Inland so groß sind, dass ein der Ausbildung nach § 7 entsprechender Anpassungslehrgang zu durchlaufen 
wäre. 

(5) Im Übrigen gilt § 2 entsprechend. 

(6) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz ist mit Ausnahme des § 17 nicht anzuwenden. 

 

§ 4 Antrag auf Erteilung der Fahrlehrerlaubnis  

(1) In dem Antrag auf Erteilung der Fahrlehrerlaubnis hat der Bewerber anzugeben, für welche Fahrlehrerlaubnisklasse er die 
Fahrlehrerlaubnis erwerben will. Dem Antrag sind beizufügen: 

1. ein amtlicher Nachweis über Ort und Tag der Geburt, 

2. ein Lebenslauf, 

3. ein Zeugnis oder ein Gutachten über die Erfüllung der von Bewerbern um eine Fahrerlaubnis der Klasse C1 geforder-
ten Anforderungen an die körperliche und geistige Eignung und eine Bescheinigung oder ein Zeugnis über die Erfül-
lung der von Bewerbern um eine Fahrerlaubnis der Klasse C geforderten Anforderungen an das Sehvermögen, die 
bei Antragstellung nicht älter als ein Jahr sind 

4. eine Ablichtung des nach dem 1. Januar 1999 ausgestellten Kartenführerscheins; sie muss amtlich beglaubigt sein, 
wenn der Führerschein nicht zur Einsichtnahme vorgelegt wird, 

5. ein Nachweis über die nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 geforderte Vorbildung, 

6. eine Bescheinigung der amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätte über die Dauer der durchgeführten Ausbil-
dung nach§ 7, 

7. dem Antrag auf Erteilung der Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE zusätzlich eine Bescheinigung der Ausbildungsfahr-
schule über die Dauer der durchgeführten Ausbildung nach § 7, 

(2) Der Nachweis nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 kann auch durch einen Führerschein mit den gültigen und nach dem 31. 
Dezember 1998 erworbenen Fahrerlaubnisklassen der Klassen C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D oder DE erbracht werden. Abwei-
chend von Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, auch in Verbindung mit Satz 1, kann die nach Landesrecht zuständigen Behörde das 
Gutachten einer amtlich anerkannten Begutachtungsstelle für Fahreignung über seine geistige oder körperliche Eignung verlan-
gen, soweit der hinreichende Verdacht besteht, dass Mängel der geistigen oder körperlichen Eignung vorliegen könnten. 

(3) Der Bewerber hat ferner ein Führungszeugnis im Sinne des § 30a Absatz 1 Nummer 1 des Bundeszentralregistergesetzes 
nach Maßgabe des § 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes vorzulegen, das nicht älter als drei Monate sein darf. 

(4) Zur Prüfung der Voraussetzungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 hat die nach Landesrecht zuständige Behörde auf Kosten 
des Bewerbers eine Auskunft aus dem Fahreignungsregister einzuholen. Die sich auf die Ausbildung nach § 7 beziehenden 
Bescheinigungen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und 7 sind nach Abschluss der Ausbildung nachzureichen. 

 

§ 5 Antrag auf Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis bei Inhabern eines Befähigungsnachweises aus einem anderen Staat 
nach § 3 

(1) In dem Antrag auf Erteilung der Fahrlehrerlaubnis nach § 3 hat der Bewerber anzugeben, für welche Fahrlehrerlaubnisklas-
se er die Fahrlehrerlaubnis erwerben will. 

(2) Dem Antrag auf Erteilung der Fahrlehrerlaubnis nach § 3, die zur Niederlassung im Inland berechtigt, sind beizufügen: 

1. ein Identitätsnachweis, 

2. eine amtlich beglaubigte Kopie des Befähigungsnachweises oder des Ausbildungsnachweises, der zur Aufnahme des 
entsprechenden Berufs im ausstellenden Staat berechtigt, 

3. eine dem Führungszeugnis nach § 30a Absatz 1 Nummer 1 des Bundeszentralregistergesetzes vergleichbare Be-
scheinigung des Staates, in welchem der Befähigungs- oder Ausbildungsnachweis oder die Berufserfahrung erwor-
ben wurde, 

4. ein amtlicher Nachweis des Staates, in welchem der Ausbildungs- oder Befähigungsnachweis oder die Berufserfah-
rung erworben wurde, dass kein Fall vorliegt, in dem die Ausübung des Berufs wegen fehlender geistiger oder körper-
licher Eignung im Sinne des § 3 Absatz 6 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zu untersagen wäre, 



   

5. eine Bescheinigung darüber, dass die Tätigkeit des Fahrlehrers innerhalb der letzten zehn Jahre vor Ausstellung der 
Bescheinigung mindestens zwei Jahre lang ausgeübt wurde, wenn in dem ausstellenden Staat die Fahrlehrertätigkeit 
nicht reglementiert ist, und 

6. wenn die Kenntnisse nach § 3 Absatz 2 durch sonstige nachgewiesene einschlägige Qualifikationen erworben wur-
den, ein amtlicher Nachweis des Staates, in welchen diese Kenntnisse erworben wurden, darüber dass diese als gül-
tig anerkannt wurden. 

Die Unterlagen nach Satz 1 Nummer 3 und 4 dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate sein. Weist ein Bewerber nach, 
dass in dem Staat, in welchem der Ausbildungs- oder Befähigungsnachweis erworben wurde, Unterlagen nach Satz 1 Nummer 
3 oder 4 nicht ausgestellt werden, können diese durch eine Versicherung an Eides statt des Bewerbers ersetzt werden. 

(3) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann im Fall des Absatzes 2 den Bewerber auffordern, Unterlagen vorzulegen: 

1. zu Ausbildung und Prüfung, soweit dies erforderlich ist um festzustellen, ob die Ausbildung oder Prüfung im Sinne des 
§ 3 Absatz 2 Satz 1 wesentlich von den Anforderungen der Fahrlehrer-Ausbildungsordnung und der Fahrlehrer-
Prüfungsordnung für die Aufnahme der Fahrlehrertätigkeit im Inland abweicht, 

2. zur Berufserfahrung, soweit dies erforderlich ist um festzustellen, ob eine festgestellte wesentliche Abweichung der 
Ausbildung oder Prüfung von den Anforderungen der Fahrlehrer-Ausbildungsordnung und der Fahrlehrer-
Prüfungsordnung für die Aufnahme der Fahrlehrertätigkeit im Inland durch die im Rahmen der Berufserfahrung er-
worbenen Kenntnisse im Sinne des § 3 Absatz 2 Satz 1 ausgeglichen werden kann. 

Ferner kann sich die nach Landesrecht zuständige Behörde an die Kontaktstelle oder die zuständige Behörde oder Stelle des 
Staates wenden, in dem der Bewerber die Ausbildung absolviert hat, die Prüfung bestanden oder die Berufserfahrung erworben 
hat, um die Echtheit der Unterlagen zu prüfen. 

(4) Dem Antrag auf Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung nach § 3 
Absatz 1 Satz 2 sind beizufügen: 

1. ein Identitätsnachweis, 

2. eine amtliche Bescheinigung darüber, dass der Bewerber zum Zeitpunkt der Ausstellung der Bescheinigung in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz rechtmäßig als Fahrlehrer niedergelassen ist und dass ihm die Ausübung 
dieses Berufs zum Zeitpunkt der Ausstellung der Bescheinigung nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist, 

3. ein amtlich beglaubigter Nachweis über die Berufsqualifikation im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Richt-
linie 2005/36/EG, 

4. in den Fällen, in denen die Fahrlehrertätigkeit oder die Ausbildung zu diesem Beruf in dem Staat seiner Niederlassung 
nicht im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a oder e der Richtlinie 2005/36/EG reglementiert ist, eine Bescheini-
gung darüber, dass die Tätigkeit des Fahrlehrers innerhalb der letzten zehn Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung 
mindestens zwei Jahre lang im Staat seiner Niederlassung ausgeübt wurde, und 

5. wenn die Kenntnisse nach § 3 Absatz 2 durch sonstige nachgewiesene einschlägige Qualifikationen erworben wur-
den, ein amtlicher Nachweis des Staates, in welchen diese Kenntnisse erworben wurden, darüber dass diese als gül-
tig anerkannt wurden. 

(5) Der Bewerber hat in den Fällen des Absatzes 4 den Nachweis des Antrages auf Erteilung eines Führungszeugnisses nach § 
30a Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes sowie eine vergleichbare Be-
scheinigung der zuständigen Behörde des Staates, in welchem er niedergelassen ist, beizufügen, die bei Antragstellung nicht 
älter als drei Monate sind. Weist ein Bewerber nach, dass in diesem Staat keine vergleichbare Bescheinigung ausgestellt wird, 
kann diese durch eine Versicherung an Eides statt des Bewerbers ersetzt werden. Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann sich an den Mitgliedstaat, der die Bescheinigung nach Satz 1 Nummer 2 ausgestellt hat, wenden und alle Informationen 
über die Rechtmäßigkeit der Niederlassung des Bewerbers anfordern sowie Informationen darüber, dass keine berufsbezoge-
nen verwaltungsrechtlichen und strafrechtlichen Sanktionen gegen den Bewerber vorliegen. 

(6) Die nach Landesrecht zuständige Behörde bestätigt dem Bewerber in den Fällen des § 3 Absatz 1 unverzüglich nach Ein-
gang des Antrags auf Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis, die zur Niederlassung im Inland berechtigt, den Empfang der Unterla-
gen und teilt mit, welche Unterlagen fehlen. Das Verfahren für die Prüfung eines Antrags auf Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis 
nach § 3 Absatz 1, die zur Niederlassung im Inland berechtigt, muss spätestens drei Monate nach Einreichung der vollständigen 
Unterlagen durch den Bewerber abgeschlossen werden. Diese Frist kann um einen Monat verlängert werden. Der Bewerber ist 
in diesen Fällen binnen eines Monats nach Einreichung der vollständigen Unterlagen über die Verlängerung der Frist zu unter-
richten. Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit der vorgelegten Bescheinigungen und Ausbildungsnachweise, so kann 
die nach Landesrecht zuständige Behörde durch Nachfrage bei der in der Bescheinigung oder dem Ausbildungsnachweis ge-
nannten Ausstellungsbehörde oder -stelle die Echtheit der vorgelegten Bescheinigungen und Ausbildungsnachweise überprü-
fen; der Fristablauf ist so lange gehemmt. 

(7) Abweichend von Absatz 6 soll die nach Landesrecht zuständige Behörde in den Fällen des § 3 Absatz 1 Satz 2 den Bewer-
ber unverzüglich nach Eingang des Antrags auf Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen 
Fahrschülerausbildung über fehlende Unterlagen unterrichten sowie innerhalb eines Monats nach Eingang der vollständigen 
Unterlagen über die Erteilung der Fahrlehrerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung entschei-
den und dem Bewerber ihre Entscheidung mitteilen. Sollten Schwierigkeiten auftreten, die zu einer Verzögerung der Entschei-
dung führen könnten, so unterrichtet die nach Landesrecht zuständige Behörde den Bewerber binnen derselben Frist über die 
Gründe für diese Verzögerung. Die Schwierigkeiten werden binnen eines Monats nach dieser Mitteilung behoben und die Ent-
scheidung ergeht binnen zwei Monaten nach Behebung der Schwierigkeiten. 

(8) Im Fall des § 3 Absatz 3 hat die nach Landesrecht zuständige Behörde abweichend von Absatz 7 Satz 2 die Frist nach 
Absatz 7 Satz 1 Halbsatz 2 um sechs Monate zu verlängern, um dem Bewerber die Möglichkeit einzuräumen, mit der Eig-
nungsprüfung nachzuweisen, dass die fehlenden Kenntnisse und Fähigkeiten zwischenzeitlich erworben wurden. Die Fahrlehr-
erlaubnis nach § 3 Absatz 1 Satz 2 gilt als erteilt, wenn sie nicht vor Ablauf der jeweils maßgeblichen Frist versagt wird. 



   

(9) Unterlagen nach Absatz 2 und Absatz 4, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem weiteren Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ausgestellt oder anerkannt wurden, können auch elektronisch 
übermittelt werden.§ 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend. 

 

§ 6 Meldepflicht der Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung 
nach § 3 Absatz 1 Satz 2 

Der Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung nach § 3 Absatz 1 Satz 2 
hat der nach Landesrecht zuständigen Behörde jährlich formlos Meldung nach Maßgabe des Satzes 2 zu erstatten, wo er beab-
sichtigt, in dem betreffenden Jahr vorübergehend und gelegentlich Fahrschüler auszubilden. Die Meldung nach Satz 1 muss 
abweichend von Satz 1 schriftlich oder elektronisch erfolgen und ihr sind die Unterlagen nach § 5 Absatz 3 und 5 Satz 1 beizu-
fügen, soweit sich wesentliche Änderungen gegenüber der in den Unterlagen, die dem Antrag auf Erteilung der Fahrlehrerlaub-
nis nach § 3 Absatz 1 Satz 2 beigefügt waren, bescheinigten Situation ergeben. § 5 Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend. In dem 
Jahr der Erteilung der Fahrlehrerlaubnis nach § 3 Absatz 1 Satz 2 ist eine Meldung entbehrlich. 

 

§ 7 Fahrlehrerausbildung 

(1) Die Fahrlehrerausbildung muss dem Bewerber um die Fahrlehrerlaubnis die fachlichen und pädagogischen Kompetenzen 
zur Ausbildung von Fahrschülern vermitteln. 

(2) Die Ausbildung findet in einer Fahrlehrerausbildungsstätte und zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnisklas-
se BE zusätzlich in einer Ausbildungsfahrschule statt. Sie endet mit Bestehen oder endgültigem Nichtbestehen eines einzelnen 
Prüfungsteils der Fahrlehrerprüfung nach § 8. 

(3) Die Dauer der in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 bezeichneten Ausbildung beträgt für Bewerber 

1. für die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnisklasse BE mindestens zwölf Monate 

2. für die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnisklasse A zusätzlich zu der Ausbildung nach Nummer 1 mindestens ei-
nen Monat, 

3. für die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnisklasse CE oder DE zusätzlich zu der Ausbildung nach Nummer 1 min-
destens zwei Monate. 

Besitzt der Bewerber 

1. für die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnisklasse DE die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnisklasse CE 

2. für die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnisklasse CE die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnisklasse DE, 

so verkürzt sich die jeweilige Ausbildungsdauer nach Satz 1 Nummer 3 um einen Monat. 

 

§ 8 Fahrlehrerprüfung 

(1) Der Bewerber für die Fahrlehrerlaubnis muss durch die Fahrlehrerprüfung den Nachweis erbringen, dass er über die fachli-
che und pädagogische Kompetenz zur Ausbildung von Fahrschülern verfügt. 

(2) Die Prüfung besteht aus einer fahrpraktischen Prüfung, einer Fachkundeprüfung mit einem schriftlichen und einem mündli-
chen Teil sowie für die Fahrlehrerlaubnisklasse BE aus je einer Lehrprobe im theoretischen und im fahrpraktischen Unterricht. 

 

§ 9 Anwärterbefugnis 

(1) Bewerbern für die Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE (Fahrlehreranwärter) wird nach mindestens achtmonatiger Ausbildung in 
einer amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätte zum Zwecke der weiteren Ausbildung nach § 7 und der Prüfung nach § 
8, soweit diese sich auf die Lehrproben im theoretischen und fahrpraktischen Unterricht erstreckt, eine Anwärterbefugnis erteilt, 
wenn die fahrpraktische Prüfung und die Fachkundeprüfung jeweils mit Er-folg abgelegt wurden. Im Übrigen sind die §§ 1 bis 8 
und 11 bis 14 mit den nachstehenden Maßgaben entsprechend anzuwenden. Die Erteilungsvoraussetzungen nach § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 8 und 9 und § 7 Absatz 3 brauchen nicht erfüllt zu sein. Die Anwärterbefugnis ist auf zwei Jahre zu befristen. 
Sie erlischt 

1. mit Erteilung der Fahrlehrerlaubnis, 

2. nach dreimaliger erfolgloser Lehrprobe im theoretischen oder im fahrpraktischen Unterricht (§ 8 Absatz 2) oder 

3. durch Ablauf der Frist. 

(2) Von der Anwärterbefugnis darf nur unter Aufsicht eines Ausbildungsfahrlehrers im Sinne des § 16 Gebrauch gemacht wer-
den. 

 

§ 10 Erteilung der Fahrlehrerlaubnis und der Anwärterbefugnis 

(1) Die Fahrlehrerlaubnis wird durch Aushändigung oder Zustellung des Fahrlehrerscheins erteilt, die Anwärterbefugnis wird 
durch die Aushändigung oder Zustellung des Anwärterscheins erteilt. Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis haben den Fahrlehrer-
schein und Fahrlehreranwärter haben den Anwärterschein bei Fahrten mit Fahrschülern mitzuführen und der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde sowie den für die Überwachung des Straßenverkehrs und bei Fahrerlaubnisprüfungen den für die Prüfung 
zuständigen Personen auf Verlangen auszuhändigen. 



   

 (2) Der Fahrlehrerschein muss 

1. den Namen, 

2. die Vornamen, 

3. den Geburtstag und –ort, 

4. die Angabe, für welche Fahrlehrerlaubnisklassen die Fahrlehrerlaubnis gilt, 

5. die Angabe welche Auflagen bestehen, 

6. die Beschäftigungsverhältnisse mit dem Inhaber einer Fahrschule oder die selbstständige Tätigkeit als Inhaber einer 
Fahrschule sowie 

7. in den Fällen des § 3 Absatz 1 Satz 2 den Zusatz, dass die Fahrlehrerlaubnis nur zur vorübergehenden und gelegent-
lichen Ausbildung von Fahrschülern berechtigt enthalten. Der Fahrlehrerschein ist der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde bei Beginn und Ende des Beschäftigungsverhältnisses unverzüglich vorzulegen. 

(3) Der Anwärterschein muss 

1. den Namen, 

2. die Vornamen, 

3. den Geburtstag und –ort, 

4. die Angabe welche Auflagen bestehen, 

5. das Ausbildungsverhältnis mit dem Inhaber einer Fahrschule sowie 

6. die Gültigkeitsdauer 

enthalten. Der Anwärterschein ist der nach Landesrecht zuständigen Behörde bei Ablauf der Gültigkeit und bei Beendigung des 
Ausbildungsverhältnisses vorzulegen. 

 

§ 11 Geistige und körperliche Eignung des Fahrlehrers, Prüfung der Zuverlässigkeit 

(1) Der Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis muss seine Eignung im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 alle fünf Jahre, begin-
nend mit dem Ablauf des Jahres, in dem die Fahrlehrerlaubnis erteilt wurde, der nach Landesrecht zuständigen Stelle durch 
Vorlage eines Zeugnisses oder eines Gutachtens über die Erfüllung der von Bewerbern um eine Fahrerlaubnis der Klasse C1 
geforderten Anforderungen an die körperliche und geistige Eignung und eine Bescheinigung oder ein Zeugnis über die Erfüllung 
der von Bewerbern um eine Fahrerlaubnis der Klasse C geforderten Anforderungen an das Sehvermögen, die bei Vorlage nicht 
älter als 1 Jahr sind, nachweisen. 

(2) Der Nachweis nach Absatz 1 kann auch durch einen Führerschein mit den gültigen Fahrerlaubnisklassen der Klassen C1, 
C1E, C, CE, D1, D1E, D oder DE erbracht werden. 

(3) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann die Vorlage eines amts- oder fachärztlichen Zeugnisses oder eines Gutach-
tens einer amtlich anerkannten Begutachtungsstelle für Fahreignung verlangen, wenn Tatsachen bekannt werden, die Beden-
ken gegen die Eignung eines Fahrlehrers begründen. 

(4) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann alle fünf Jahre zur Prüfung der Zuverlässigkeit nach § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 verlangen, dass der Inhaber der Fahrlehrerlaubnis ein Führungszeugnis nach Maßgabe des § 4 Absatz 3 vorlegt. 

 

§ 12 Pflichten des Fahrlehrers und Fahrlehreranwärters , Fahrschülerausbildung 

Fahrlehrer und Fahrlehreranwärter haben die Fahrschüler gewissenhaft auszubilden. Sie haben ihnen die Kenntnisse, Fähigkei-
ten und Verhaltensweisen zu vermitteln, die das Straßenverkehrsgesetz und die auf dem Straßenverkehrsgesetz und auf dem 
Fahrlehrergesetz beruhenden Rechtsverordnungen für die Ausbildung und Prüfung der Bewerber um die Erlaubnis zum Führen 
von Kraftfahrzeugen fordern. Ferner haben sie über die Folgen von Zuwiderhandlungen gegen die Verkehrsvorschriften und 
über die Pflichtversicherung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern zu unterrichten. Die tägliche Gesamtdauer des 
praktischen Fahrunterrichts einschließlich der Prüfungsfahrten nach § 2 Absatz 15 des Straßenverkehrsgesetzes darf 495 
Minuten nicht überschreiten; sie muss durch Pausen von ausreichender Dauer unterbrochen sein und muss in geeigneter Form 
nachgewiesen werden. Soweit andere berufliche Tätigkeiten an diesem Tag ausgeübt worden sind, darf die tägliche Gesamtar-
beitszeit zehn Stunden nicht überschreiten. 

 

§ 13 Ruhen und Erlöschen der Fahrlehrerlaubnis 

(1) Die Fahrlehrerlaubnis ruht, solange ein Fahrverbot nach § 25 des Straßenverkehrsgesetzes oder § 44 des Strafgesetzbuchs 
besteht, der Führerschein nach § 94 der Strafprozessordnung in Verwahrung genommen, sichergestellt oder beschlagnahmt, 
die Fahrerlaubnis nach § 111a der Strafprozessordnung vorläufig entzogen oder bei einer Entziehung im Verwaltungsverfahren 
die sofortige Vollziehung angeordnet worden und die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs nicht wiederhergestellt ist. 

(2) Die Fahrlehrerlaubnis ruht, wenn der Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis nicht innerhalb der in § 11 genannten Frist der nach 
Landesrecht zuständigen Behörden die dort genannten Unterlagen vorlegt. Die Fahrlehrerlaubnis der Klassen CE und DE ruht 
ferner längstens für die Dauer eines Jahres nach Ablauf der Geltungsdauer der zugrundliegenden Fahrerlaubnis. Wird die 
Geltungsdauer der zugrundliegenden Fahrerlaubnis nicht verlängert, erlischt die jeweilige Fahrlehrerlaubnis spätestens nach 
Ablauf der in Satz 2 genannten Frist. 



   

(3) Die Fahrlehrerlaubnis erlischt, wenn dem Inhaber die Fahrerlaubnis rechtskräftig oder unanfechtbar entzogen wird oder die 
Fahrerlaubnis auf andere Weise erlischt. 

(4) Die Fahrlehrerlaubnis erlischt unbeschadet des Absatzes 3 durch Verzicht. 

(5) Bei Ruhen, teilweisem Erlöschen oder Erlöschen der Fahrlehrerlaubnis ist der Fahrlehrerschein unverzüglich der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde zurückzugeben. 

 

§ 14 Rücknahme und Widerruf der Fahrlehrerlaubnis 

(1) Die Fahrlehrerlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen des § 2 nicht vorgelegen hat 
und nachträglich keine Ausnahme nach § 54 Absatz 1 durch die nach Landesrecht zuständige Behörde erteilt ist. Die nach 
Landesrecht zuständige Behörde kann von der Rücknahme absehen, wenn der Mangel nicht mehr besteht. 

(2) Die Fahrlehrerlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachträglich eine der in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 3, 4 genannten Vo-
raussetzungen weggefallen ist. Satz 1 gilt für den Widerruf einer Fahrlehrerlaubnis nach § 3 Absatz 1 entsprechend. 

(3) Die Fahrlehrerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Dienstleistungserbringung nach § 3 Absatz 1 Satz 2 kann 
widerrufen werden, wenn ihr Inhaber nicht mehr in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz rechtmäßig niedergelassen ist. 

(4) Nach Rücknahme oder Widerruf der Fahrlehrerlaubnis ist der Fahrlehrerschein unverzüglich der nach Landesrecht zustän-
digen Behörde zurückzugeben. 

(5) Im Übrigen bleiben die verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften über Rücknahme und Widerruf von Verwaltungsakten 
unberührt. 

 

§ 15 Erteilung einer neuen Fahrlehrerlaubnis 

(1) Wird nach Erlöschen, Rücknahme, Widerruf oder Verzicht einer Fahrlehrerlaubnis eine neue Erlaubnis beantragt, gelten die 
Vorschriften für die Ersterteilung. § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 bis 8 und § 4 Satz 2 Nummer 5 bis 7 sind nicht anzuwenden. 

(2) Auf eine Fahrlehrerprüfung kann die nach Landesrecht zuständige Behörde verzichten, wenn keine Tatsachen vorliegen, die 
die Annahme rechtfertigen, dass der Bewerber die fachliche oder pädagogische Eignung nicht mehr besitzt. Der Verzicht auf die 
Prüfung ist nicht zulässig, wenn seit dem Erlöschen, der Rücknahme oder dem Widerruf der Fahrlehrerlaubnis oder dem Ver-
zicht auf die Fahrlehrerlaubnis mehr als zwei Jahre verstrichen sind. 

 

§ 16 Ausbildungsfahrlehrer und Inhalt der Ausbildung 

(1) Der Ausbildungsfahrlehrer muss innerhalb der letzten fünf Jahre mindestens drei Jahre lang Fahrschülern, welche die Fahr-
erlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen der Klasse B erwerben wollen, hauptberuflich - als Angehöriger der Bundeswehr, 
der Bundespolizei oder der Polizei überwiegend - theoretischen und praktischen Unterricht erteilt haben. Er muss ferner erfolg-
reich an einem fünftägigen Einweisungsseminar in einer amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätte oder von einem 
Berufsverband der Fahrlehrer, sofern dieser hierfür von der nach Landesrecht zuständigen Behörde anerkannt ist, teilgenom-
men haben. Der Ausbildungsfahrlehrer darf nur in einer Ausbildungsfahrschule tätig werden. 

(2) Die Teilnahme an einem Einweisungsseminar nach Absatz 1 war erfolgreich, wenn der Teilnehmer an allen Veranstaltungen 
des Seminars teilgenommen und durch aktive Beteiligung gezeigt hat, dass er zur Fahrlehrerausbildung befähigt ist. Über das 
Vorliegen dieser Voraussetzung entscheidet die nach Landesrecht zuständige Behörde unter Berücksichtigung einer Stellung-
nahme der Seminarleitung. 

(3) Der Ausbildungsfahrlehrer hat den Fahrlehreranwärter sorgfältig auszubilden. Er hat ihn vor allem theoretischen und prakti-
schen Unterricht durchführen zu lassen und hierbei anzuleiten und zu beaufsichtigen. Zur Anleitung gehören insbesondere die 
Vorbereitung und Auswertung des Unterrichts. Zu Beginn der Ausbildung hat der Ausbildungsfahrlehrer während des theoreti-
schen und praktischen Unterrichts ständig anwesend zu sein. 

(4) Dem Ausbildungsfahrlehrer kann die Ausbildung eines Fahrlehreranwärters untersagt werden, wenn die Anforderungen 
nach Absatz 1 nicht erfüllt oder wenn nicht die Gewähr geboten wird, dass den Verpflichtungen nach Absatz 3 nachgekommen 
wird. 

 
Abschnitt 2 

Fahrschulerlaubnis 
 
§ 17 Erfordernis und Inhalt der Fahrschulerlaubnis 

(1) Wer als selbstständiger Fahrlehrer Fahrschüler ausbildet oder durch von ihm beschäftigte Fahrlehrer ausbilden lässt, bedarf 
der Fahrschulerlaubnis. Von der Fahrschulerlaubnis mit einem Zusatz nach § 21 Satz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 
darf nur zur vorübergehenden und gelegentlichen selbstständigen Ausbildung von Fahrschülern Gebrauch gemacht werden. 

(2) Die Fahrschulerlaubnis wird auf Antrag für die Fahrschulerlaubnisklassen A, BE, CE oder DE erteilt. Im Übrigen ist § 1 Ab-
satz 2 entsprechend anzuwenden. 



   

§ 18 Voraussetzungen der Fahrschulerlaubnis 

(1) Die Fahrschulerlaubnis wird erteilt, wenn 

1. der Bewerber das 25. Lebensjahr vollendet hat und keine Tatsachen vorliegen, die ihn für die Führung einer Fahr-
schule als unzuverlässig erscheinen lassen, 

2. keine Tatsachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, dass der Bewerber die Pflichten nach § 29 nicht erfül-
len kann, 

3. der Bewerber die Fahrlehrerlaubnis für die Klasse besitzt, für die er die Fahrschulerlaubnis beantragt, 

4. der Bewerber mindestens zwei Jahre lang im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses mit dem Inhaber einer 
Fahrschulerlaubnis hauptberuflich als Fahrlehrer tätig war, 

5. der Bewerber erfolgreich an einem Lehrgang von mindestens 70 Unterrichtseinheiten zu 45 Minuten über Fahrschul-
betriebswirtschaft teilgenommen hat, 

6. der Bewerber den erforderlichen Unterrichtsraum, die erforderlichen Lehrmittel und die zur Fahrausbildung in der be-
treffenden Fahrerlaubnisklasse bestimmten Lehrfahrzeuge zur Verfügung hat. 

Unzuverlässig im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 ist ein Bewerber insbesondere dann, wenn er wiederholt die Pflichten gröblich 
verletzt hat, die ihm nach diesem Gesetz oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegen. 

(2) Ist der Bewerber eine juristische Person oder Personengesellschaft, wird die Fahrschulerlaubnis erteilt, wenn die in Absatz 1 
Nummer 6 genannten Voraussetzungen erfüllt sind und keine Tatsachen vorliegen, die die durch Gesetz, Satzung oder durch 
Einzelprokura berechtigten Personen als unzuverlässig erscheinen lassen und eine von ihnen, die die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Nummer 1 bis 5 erfüllt, zur verantwortlichen Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellt wird. Die für die verantwortli-
che Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person muss nach den Umständen, insbesondere bei Berücksichtigung der 
beruflichen Verpflichtungen, die Gewähr dafür bieten, dass die Pflichten nach § 29 erfüllt werden. 

(3) Die Teilnahme an einem Lehrgang nach Absatz 1 Nummer 5 war erfolgreich, wenn der Teilnehmer an allen Veranstaltungen 
des Lehrgangs teilgenommen und durch aktive Beteiligung gezeigt hat, dass er zur betriebswirtschaftlichen Leitung einer Fahr-
schule befähigt ist. Über das Vorliegen dieser Voraussetzung entscheidet die nach Landesrecht zuständige Behörde unter 
Berücksichtigung einer Stellungnahme der Lehrgangsleitung. 

 

§ 19 Gemeinschaftsfahrschule 

Bis zu fünf Inhaber einer Fahrschulerlaubnis können eine Fahrschule in der Rechtsform einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
ohne das Erfordernis einer Fahrschulerlaubnis für die Gesellschaft betreiben (Gemeinschaftsfahrschule). Jeder Gesellschafter 
ist berechtigt, seine Fahrschüler von einem Mitgesellschafter oder von den bei dem Mitgesellschafter beschäftigten Fahrlehrern 
ausbilden zu lassen. Der Gesellschaftsvertrag bedarf der Schriftform. 

 

§ 20 Kooperation 

Der Inhaber einer Fahrschulerlaubnis kann Teile der Ausbildung an eine oder mehrere kooperierende Fahrschulen nach Maß-
gabe der Sätze 2 und 3 übertragen, ohne dass für die Kooperation eine Fahrschulerlaubnis erforderlich ist. Auftrag gebende 
und Auftrag nehmende Fahrschule müssen die Fahrschulerlaubnis für den übertragenen Ausbildungsteil besitzen. Die Auftrag 
gebende Fahrschule hat den Fahrschüler bereits vor Abschluss des Ausbildungsvertrages unter Angabe der Auftrag nehmen-
den Fahrschule darüber zu informieren, welche Ausbildungsteile von der Auftrag nehmenden Fahrschule ausgebildet werden. 

 

§ 21 Voraussetzungen für die Erteilung der Fahrschulerlaubnis bei Inhabern eines Befähigungsnachweises aus einem 
anderen Staat 

Ein Bewerber um eine Fahrschulerlaubnis, der Inhaber einer in einem anderen Staat erteilten Fahrlehrerlaubnis, die in diesem 
Staat zur selbstständigen Fahrschülerausbildung berechtigt, oder eines in einem anderen Staat ausgestellten Nachweises über 
die Befähigung zur selbstständigen Fahrschülerausbildung ist, wird abweichend von § 18 Absatz 1 Nummer 3 bis 5 die Fahr-
schulerlaubnis der beantragten Fahrlehrerlaubnisklasse erteilt, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung einer Fahrlehrer-
laubnis der seiner Fahrlehrerlaubnisklasse oder seinem Befähigungsnachweis entsprechenden Fahrlehrerlaubnisklasse nach 
diesem Gesetz und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen erfüllt sind. § 3 Absatz 1 Satz 2 , und 
Absatz 2, 4 und 6 sowie § 18 mit Ausnahme seines Absatzes 1 Nummer 3 bis 5 gelten entsprechend. Im Rahmen des § 3 
Absatz 2 und 3 bestimmen sich die für die Aufnahme der selbstständigen Fahrlehrertätigkeit im Inland vorgeschriebenen Anfor-
derungen und die hierfür geforderte Ausbildung nach § 18 Absatz 1 Nummer 3 bis 5. Das Berufsqualifikationsfeststellungsge-
setz ist mit Ausnahme des § 17 nicht anzuwenden. 

 

§ 22 Antrag auf Erteilung der Fahrschulerlaubnis 

(1) In dem Antrag auf Erteilung der Fahrschulerlaubnis hat der Bewerber den Namen und die Anschrift der Fahrschule mitzutei-
len und anzugeben, für welche Fahrschulerlaubnisklasse nach § 17 Absatz 2 die Fahrschulerlaubnis erteilt werden soll. Dem 
Antrag sind beizufügen: 

1. eine amtlich beglaubigte Abschrift oder Ablichtung des Fahrlehrerscheins, 

2. Unterlagen über die Tätigkeit als Fahrlehrer nach § 18 Absatz 1 Nummer 4, 

3. eine Bescheinigung des Trägers eines fahrschulbetriebswirtschaftlichen Lehrgangs nach § 18 Absatz 1 Nummer 5 
über die erfolgreiche Lehrgangsteilnahme, 



   

4. eine Erklärung, ob und von welcher Behörde bereits eine Fahrschulerlaubnis erteilt worden ist, 

5. ein maßstabgerechter Plan der Unterrichtsräume mit Angaben über ihre Ausstattung, 

6. eine Erklärung, dass die vorgeschriebenen Lehrmittel zur Verfügung stehen, 

7. eine Aufstellung über Anzahl und Art der Lehrfahrzeuge, 

8. ein Auszug aus dem Gewerbezentralregister, der nicht älter als 3 Monate ist, 

9. eine Bestätigung der zuständigen Finanzbehörde über die Erfüllung der steuerlichen Pflichten. 

Der Bewerber hat ferner ein Führungszeugnis im Sinne des § 30a Absatz 1 Nummer 1 des Bundeszentralregistergesetzes nach 
Maßgabe des § 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes vorzulegen, das nicht älter als drei Monate sein darf. 

(2) Ist der Bewerber eine juristische Person oder eine Personengesellschaft, sind die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 
4 bis 8, ein beglaubigter Auszug aus dem Handelsregister oder aus dem Vereinsregister und für die für die verantwortliche 
Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person zusätzlich die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 beizufügen. 
Ferner ist zu erklären, welche beruflichen Verpflichtungen für die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs be-
stellte Person sonst noch zu erfüllen hat. Für die zur Vertretung der juristischen Person oder der Personengesellschaft berech-
tigten Personen und für die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person gilt Absatz 1 Satz 3 ent-
sprechend. 

(3) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die Angaben in den Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 5 bis 7 an Ort und 
Stelle zu prüfen. § 51 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

§ 23 Antrag auf Erteilung der Fahrschulerlaubnis, die zur Niederlassung im Inland berechtigt, an Inhaber eines Befähi-
gungsnachweises aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaats des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz 

(1) In dem Antrag auf Erteilung der Fahrschulerlaubnis nach § 21, die zur Niederlassung im Inland berechtigt, hat der Bewerber 
den Namen und die Anschrift der Fahrschule mitzuteilen und anzugeben, für welche Klasse von Kraftfahrzeugen die Fahr-
schulerlaubnis erworben werden soll. Dem Antrag sind beizufügen 

1. ein amtlicher Nachweis über seine Staatsangehörigkeit, 

2. ein maßstabgerechter Plan der Unterrichtsräume mit Angaben über ihre Ausstattung, 

3. eine Erklärung, dass die vorgeschriebenen Lehrmittel zur Verfügung stehen, und 

4. eine Aufstellung über Anzahl und Art der Lehrfahrzeuge. 

(2) Ist der Bewerber bereits Inhaber einer inländischen Fahrlehrerlaubnis, sind dem Antrag über Absatz 1 Satz 2 hinaus folgen-
de Unterlagen beizufügen: 

1. eine amtlich beglaubigte Abschrift oder Ablichtung des Fahrlehrerscheins, 

2. eine Erklärung, ob und von welcher Behörde bereits eine Fahrschulerlaubnis erteilt wurde. 

Der Bewerber hat ferner ein Führungszeugnis im Sinne des § 30a Absatz 1 Nummer 1 des Bundeszentralregistergesetzes nach 
Maßgabe des § 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes vorzulegen, das nicht älter als drei Monate sein darf. 

Ferner kann sich die nach Landesrecht zuständige Behörde an die Kontaktstelle oder die zuständige Behörde oder Stelle des 
Staates wenden, in dem der Bewerber die Ausbildung absolviert, die Prüfung bestanden oder die Berufserfahrung erworben 
hat, um die Echtheit der Unterlagen zu prüfen. 

(3) Ist der Bewerber um eine Fahrschulerlaubnis nach § 21, die zur Niederlassung im Inland berechtigt, noch nicht Inhaber einer 
inländischen Fahrlehrerlaubnis, sind dem Antrag nach Absatz 1 Satz 1 über Absatz 1 Satz 2 hinaus folgende Unterlagen beizu-
fügen: 

1. eine amtlich beglaubigte Kopie des Befähigungsnachweises oder des Ausbildungsnachweises im Sinne von Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2005/36/EG, der zur Aufnahme der selbstständigen Fahrschülerausbildung der 
entsprechenden Klasse im ausstellenden Staat berechtigt, 

2. eine dem Führungszeugnis nach § 30a Absatz 1 Nummer 1 des Bundeszentralregistergesetzes vergleichbare Be-
scheinigung des Staates, in welchem der Ausbildungs- oder Befähigungsnachweis oder die Berufserfahrung erwor-
ben wurde, die bei Antragstellung nicht älter als drei Monate ist, 

3. ein amtlicher Nachweis des Staates, in welchem der Ausbildungs- oder Befähigungsnachweis oder die Berufserfah-
rung erworben wurde, dass kein Fall vorliegt, in dem die Ausübung des Berufs wegen fehlender geistiger oder körper-
licher Eignung nach § 3 Absatz 6 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zu untersagen wäre, 

4. eine Bescheinigung darüber, dass die Tätigkeit des Fahrlehrers innerhalb der letzten zehn Jahre vor Ausstellung der 
Bescheinigung mindestens zwei Jahre lang in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz ausgeübt wurde, wenn in 
diesem Staat die Fahrlehrertätigkeit nicht im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG reg-
lementiert ist. Weist der Bewerber nach, dass in dem Staat, in welchem der Ausbildungs- oder Befähigungsnachweis 
erworben wurde, Unterlagen nach Satz 1 Nummer 2 oder 3 nicht ausgestellt werden, können diese durch eine Versi-
cherung an Eides statt des Bewerbers ersetzt werden. Die Bescheinigungen nach Satz 1 Nummer 2 und 3 dürfen bei 
ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate sein. Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(4) Ist der Bewerber eine juristische Person oder eine Personengesellschaft, sind die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 
2 bis 4, Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und für die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person zusätz-
lich die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 sowie Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Absatz 3 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 



   

und Satz 2, auf Anforderung der Behörde auch die Unterlagen nach Absatz 2 Satz 4, auch in Verbindung mit Absatz 3 Satz 4 
vorzulegen. Ferner ist zu erklären, welche sonstigen beruflichen Verpflichtungen die verantwortliche Leitung zu erfüllen hat. Für 
die zur Vertretung der juristischen Person oder der Personengesellschaft berechtigten Personen gilt Absatz 2 Satz 2 und 3 oder 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit Satz 2, entsprechend. 

(5) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die Angaben in den Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4 an Ort 
und Stelle zu prüfen. § 51 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

§ 24 Antrag auf Erteilung der Fahrschulerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung an 
Inhaber eines Befähigungsnachweises aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz 

(1) In dem Antrag auf Erteilung einer Fahrschulerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung nach 
§ 21 Satz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 hat der Bewerber den Namen und die Anschrift der Fahrschule mitzuteilen 
und anzugeben, für welche Klasse von Kraftfahrzeugen die Fahrschulerlaubnis erworben werden soll. Dem Antrag sind beizu-
fügen 

1. ein amtlicher Nachweis über die Staatsangehörigkeit, 

2. eine amtliche Bescheinigung darüber, dass er zum Zeitpunkt der Ausstellung der Bescheinigung in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz rechtmäßig als Fahrlehrer niedergelassen ist und dass die Ausübung dieses Berufs 
zum Zeitpunkt der Ausstellung der Bescheinigung nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist, 

3. ein maßstabgerechter Plan der Unterrichtsräume mit Angaben über ihre Ausstattung, 

4. eine Erklärung, dass die vorgeschriebenen Lehrmittel zur Verfügung stehen, 

5. eine Aufstellung über Anzahl und Art der Lehrfahrzeuge. 

(2) Der Bewerber hat ferner 

1. ein Führungszeugnis im Sinne des § 30a Absatz 1 Nummer 1 des Bundeszentralregistergesetzes nach Maßgabe des 
§ 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes und 

2. eine vergleichbare Bescheinigung der zuständigen Behörde des Staates, in welchem er niedergelassen ist, seinem 
Antrag beizufügen. 

Die Bescheinigungen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 dürfen nicht älter als drei Monate sein. 

Weist ein Bewerber nach, dass in diesem Staat keine vergleichbare Bescheinigung im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 ausge-
stellt wird, kann diese durch eine Versicherung an Eides statt des Bewerbers ersetzt werden. Die nach Landesrecht zuständige 
Behörde kann sich an den Mitgliedstaat, der die Bescheinigung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 ausgestellt hat, wenden und 
alle Informationen über die Rechtmäßigkeit der Niederlassung des Bewerbers anfordern sowie Informationen darüber, dass 
keine berufsbezogenen verwaltungsrechtlichen und straf-rechtlichen Sanktionen gegen den Bewerber vorliegen. 

(3) Ist der Bewerber bereits Inhaber einer inländischen Fahrlehrerlaubnis, sind dem Antrag über Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 
hinaus folgende Unterlagen beizufügen: 

1. eine amtlich beglaubigte Abschrift oder Ablichtung des Fahrlehrerscheins, 

2. eine Erklärung, ob und von welcher Behörde bereits eine Fahrschulerlaubnis erteilt wurde. 

(4) Ist der Bewerber noch nicht Inhaber einer inländischen Fahrlehrerlaubnis, sind dem Antrag über Absatz 1 Satz 2 und Absatz 
2 hinaus folgende Unterlagen beizufügen: 

1. ein amtlich beglaubigter Nachweis über seine Berufsqualifikation im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der 
Richtlinie 2005/36/EG, 

2. in den Fällen, in denen die Fahrlehrertätigkeit oder die Ausbildung zu diesem Beruf in dem Staat seiner Niederlassung 
nicht im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a oder e der Richtlinie 2005/36/EG reglementiert ist, eine Bescheini-
gung darüber, dass die Fahrlehrertätigkeit innerhalb der letzten zehn Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung min-
destens zwei Jahre lang im Staat der Niederlassung ausgeübt wurde. 

(5) Ist der Bewerber eine juristische Person oder eine Personengesellschaft, sind die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 
2 bis 5, Absatz 3 Nummer 2 und für die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person zusätzlich die 
Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 sowie Absatz 3 Nummer 1 oder Absatz 4 beizufügen. Ferner ist zu erklären, wel-
che sonstigen beruflichen Verpflichtungen die verantwortliche Leitung zu erfüllen hat. Für die zur Vertretung der juristischen 
Person oder der Personengesellschaft berechtigten Personen gilt Absatz 2 Satz 1, 2 sowie Satz 3 letzter Halbsatz entspre-
chend. 

(6) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die Angaben in den Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 an Ort 
und Stelle zu prüfen. § 51 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(7) Im Falle des § 21 gilt § 5 Absatz 6 und 7 entsprechend. 



   

§ 25 Meldepflicht des Inhabers einer Fahrschulerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbil-
dung 

Der Inhaber einer Fahrschulerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung nach § 21 Satz 2 in 
Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 hat der nach Landesrecht zuständigen Behörde jährlich Meldung nach Maßgabe des Sat-
zes 2 zu erstatten, wo er beabsichtigt, in dem betreffenden Jahr vorübergehend und gelegentlich selbstständig Fahrschüler 
auszubilden. Die Meldung muss abweichend von Satz 1 in geeigneter Form erfolgen und ihr sind die Unterlagen nach § 24 
Absatz 1 bis 4, auch in Verbindung mit § 24 Absatz 5, beizufügen, soweit sich wesentliche Änderungen gegenüber der in den 
Unterlagen, die dem Antrag auf Erteilung der Fahrschulerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbil-
dung nach § 21 Satz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 beigefügt waren, bescheinigten Situation ergeben. In dem Jahr 
der Erteilung der Fahrschulerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung nach § 21 Satz 2 in 
Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 ist eine Meldung nach Satz 1 entbehrlich. 

 

§ 26 Erteilung der Fahrschulerlaubnis 

(1) Die Fahrschulerlaubnis bedarf der Schriftform. 

(2) Die Erlaubnis muss enthalten: 

1. den Namen und die Anschrift der Fahrschule, 

2. den Namen und die Anschrift des Inhabers der Fahrschulerlaubnis – bei natürlichen Personen auch die Vornamen 
und den Geburtstag und -ort, 

3. bei juristischen Personen oder Personengesellschaften die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs 
bestellte Person mit Namen, Vornamen und den Geburtstag und -ort, 

4. die Angabe, für welche Fahrschulerlaubnisklasse nach § 17 Absatz 2 die Fahrschulerlaubnis gilt, 

5. welche Auflagen bestehen und 

6. in den Fällen des § 21 Satz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 den Zusatz, dass die Fahrschulerlaubnis nur zur 
vorübergehenden und gelegentlichen Ausbildung von Fahrschülern berechtigt. 

(3) Ist der Inhaber der Fahrschulerlaubnis eine natürliche Person, so ist die Erteilung der Fahrschulerlaubnis im Fahrlehrer-
schein zu vermerken. Nach der Erteilung oder dem Erlöschen der Fahrschulerlaubnis ist der Schein unverzüglich der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde vorzulegen. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person. 

 

§ 27 Zweigstellen 

(1) Wer als Inhaber einer Fahrschule Zweigstellen seiner Fahrschule betreibt, bedarf der Zweigstellenerlaubnis. 

(2) Die Erlaubnis wird erteilt, wenn 

1. die Zweigstelle hinsichtlich des Unterrichtsraums, der Lehrmittel und der Lehrfahrzeuge den Anforderungen des § 18 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 und der auf Grund des § 68 Absatz 1 Nummer 12 erlassenen Rechtsverordnung ent-
spricht und 

2. nach den Umständen, insbesondere wegen der Anzahl der Zweigstellen oder ihrer räumlichen Entfernung und der 
Anzahl der Fahrlehrer, gewährleistet ist, dass der Inhaber der Fahrschulerlaubnis oder die für die verantwortliche Lei-
tung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person den Pflichten nach § 29 nachkommen kann. Die Anzahl der Zweigstel-
len soll insgesamt zehn nicht übersteigen. Bei Gemeinschaftsfahrschulen gilt die Regelung auch für jeden Gesell-
schafter. 

(3) Es gelten entsprechend 

1. § 17 Absatz 2 zu den Fahrlehrerlaubnisklassen, 

2. § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 6 zu der Erklärung über bestehende Fahrschulerlaubnisse und den Angaben über 
Unterrichtsräume, Lehrmittel und Lehrfahrzeuge, 

3. § 26 Absatz 1 und 2 zur Erteilung und 

4. die §§ 28 bis 33 zum Fortführen nach dem Tode des Inhabers, den allgemeinen Pflichten, den Anzeigepflichten, den 
Aufzeichnungen, den Unterrichtsentgelten und dem Ruhen oder Erlöschen der Fahrschulerlaubnis. 

 

§ 28 Fortführen der Fahrschule nach dem Tod des Inhabers der Fahrschulerlaubnis 

(1) Nach dem Tod des Inhabers der Fahrschulerlaubnis kann die Fahrschule fortgeführt werden 

1. für Rechnung des überlebenden Ehegatten oder Lebenspartners, 

2. für Rechnung eines Erben, solange dieser noch nicht das 26. Lebensjahr vollendet hat oder seit dem Erbfall drei Jah-
re noch nicht verstrichen sind, oder 

3. für Rechnung des Testamentsvollstreckers, Nachlassverwalters, Nachlasspflegers oder Nachlassinsolvenzverwalters 
während einer Testamentsvollstreckung, Nachlassverwaltung, Nachlasspflegschaft oder Nachlassinsolvenzverwal-
tung. 



   

(2) Nach Ablauf von sechs Monaten seit dem Tod des Inhabers darf von der Fahrschulerlaubnis nur Gebrauch gemacht werden, 
wenn die in Absatz 1 genannten Personen oder eine andere als verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte 
Person die Voraussetzungen des § 18 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 und Absatz 2 Satz 2 oder des § 21 erfüllen. 

 

§ 29 Allgemeine Pflichten des Inhabers der Fahrschule und der verantwortlichen Leitung des Ausbildungsbetriebs 

(1) Der Inhaber der Fahrschule oder die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person hat dafür zu 
sorgen, dass die Ausbildung der Fahrschüler und der Fahrlehreranwärter den Anforderungen des  
§ 12 Absatz 1 entspricht. Der Inhaber der Fahrschule oder die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte 
Person hat die beschäftigten Fahrlehrer gründlich in die Aufgaben einer Fahrschule einzuführen und sie bei der Ausbildung der 
Fahrschüler und der Fahrlehreranwärter sowie bei der Durchführung von Aufbauseminaren nach § 2a Absatz 2 Satz 1 Nummer 
1 des Straßenverkehrsgesetzes und von Fahreignungsseminaren nach § 4a des Straßenverkehrsgesetzes sachgerecht anzu-
leiten und zu überwachen. Der Inhaber der Fahrschule oder die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestell-
te Person hat ferner dafür zu sorgen, dass sich die erforderlichen Unterrichtsräume, Lehrmittel und Lehrfahrzeuge in ordnungs-
gemäßem Zustand befinden. 

(2) Der Inhaber der Fahrschule oder die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person hat insbeson-
dere dafür zu sorgen, dass die beschäftigten Fahrlehrer den Pflichten nach § 12 Absatz 2 und § 53 nachkommen. 

(3) Wird eine Fahrschule durch mehrere Inhaber einer Fahrschulerlaubnis in der Form einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
geführt, so ist jeder Gesellschafter für den Betrieb der Gemeinschaftsfahrschule nach den Absätzen 1 und 2 verantwortlich. Die 
Gesellschafter haben aus ihrer Mitte einen Gesellschafter zu benennen, der die Gemeinschaftsfahrschule gegenüber der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde zum Zweck der Überwachung nach § 51 vertritt und dessen Name der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde mitzuteilen. Zu den Aufgaben des benannten Gesellschafters gehören insbesondere die Abgabe und 
Entgegennahme von Erklärungen im Rahmen des § 51 mit Wirkung für und gegen sämtliche Gesellschafter sowie die Verwah-
rung aller Aufzeichnungen und Nachweise für sämtliche Gesellschafter nach § 31 sowie die Vorlage der Aufzeichnungen und 
Nachweise bei der nach Landesrecht zuständigen Behörde. 

(4) Bei Kooperationsfahrschulen gewährleistet der Inhaber oder die für die Leitung der Auftrag gebenden Fahrschule verant-
wortliche Person die den Bestimmungen des Fahrlehrergesetzes und anderer Gesetze sowie den auf ihnen beruhenden 
Rechtsverordnungen entsprechende Ausbildung und Prüfungsvorstellung. Die Verantwortung des Inhabers oder der für die 
Leitung der Auftrag nehmenden Fahrschule verantwortliche Person für die dort durchgeführten Ausbildungsteile bleibt unbe-
rührt. 

 

§ 30 Anzeigepflichten des Inhabers der Fahrschule und der für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs 
bestellte Person 

Der Inhaber der Fahrschule oder in den Fällen des § 18 Absatz 2, § 28 Absatz 2, § 33 Absatz 1 Satz 3 und § 34 Absatz 4 die für 
die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person hat der nach Landesrecht zuständigen Behörde unverzüg-
lich schriftlich oder elektronisch anzuzeigen 

1. Verlegung, Stilllegung und Schließung der Fahrschule, 

2. Beginn und Ende des Beschäftigungsverhältnisses oder Ausbildungsverhältnisses mit einem Fahrlehrer, 

3. Verlegung oder Verkleinerung der Unterrichtsräume, 

4. die Fortführung der Fahrschule nach § 28 Absatz 1, 

5. die Bestellung oder Entlassung der für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person, 

6. bei juristischen Personen, nichtrechtsfähigen Vereinen oder Personengesellschaften als Fahrschulinhabern die Be-
stellung oder das Ausscheiden von Personen, die nach Gesetz, Satzung oder Einzelprokura zur Vertretung berufen 
sind, 

7. Ausübung, Aufnahme und Beendigung anderer Tätigkeiten durch die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungs-
betriebs bestellte Person oder den Inhaber einer Fahrschule unter Angabe der Art und des Umfangs, 

8. bei Gemeinschaftsfahrschulen im Sinne des § 19 

a) Aufnahme des Betriebs einer Gemeinschaftsfahrschule; der Anzeige ist eine beglaubigte Abschrift des Ge-
sellschaftsvertrags und der einzelnen Fahrschulerlaubnisse beizufügen, 

b) Änderungen des Gesellschaftsvertrags und der Ansprechperson nach § 29 Absatz 3, 

9. bei Kooperationen im Sinne des § 20: 

a) Aufnahme einer Kooperation mit einer anderen Fahrschule; der Anzeige ist eine Abschrift der einzelnen 
Fahrschulerlaubnisse beizufügen, 

b) Änderungen der Kooperationspartner, 

10. Beginn und Ende des Betriebs als Ausbildungsfahrschule unter Angabe der Ausbildungsfahrlehrer und Vorlage von 
Nachweisen zu den Voraussetzungen nach § 35 Absatz 1 Nummer 1 bis 3. 

Der Anzeige nach Satz 1 Nummer 5 sind Unterlagen nach § 22 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und eine Erklärung nach § 22 Absatz 
2 Satz 2 beizufügen; § 23 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Nummer 1, 3 und 4, Absatz 4 Satz 2 sowie § 
24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2, Absatz 3, 4 und 5 Satz 2 gelten entsprechend. Der Anzeige nach Satz 1 Nummer 6 sind 
bei einer juristischen Person oder bei einer Personengesellschaft ein beglaubigter Auszug aus dem Handelsregister oder Ver-
einsregister, bei einem nichtrechtsfähigen Verein oder einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts Unterlagen über die Vertretungs-
befugnis der für ihn handelnden Personen beizufügen. 

 



   

§ 31 Aufzeichnungen 

(1) Der Inhaber der Fahrschule oder in den Fällen des § 18 Absatz 2, des § 28 Absatz 2, des § 33 Absatz 1 Satz 3 und des § 33 
Absatz 4 die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person hat nach Maßgabe der Sätze 2, 3 und 4 
Aufzeichnungen über die Ausbildung zu führen. Die Aufzeichnungen müssen für jeden Fahrschüler Art, Inhalt, Umfang und 
Dauer der theoretischen und praktischen Ausbildung, den Namen der den Unterricht erteilenden Fahrlehrer und eine bestehen-
de Kooperation erkennen lassen, damit eine wirksame Überwachung der Ausbildung sichergestellt ist. Die Aufzeichnungen sind 
von dem Fahrschulinhaber oder der für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person zu unterzeichnen 
und dem Fahrschüler nach Abschluss der Ausbildung zur Unterschrift vorzulegen. Die Unterzeichnung durch den Fahrschulin-
haber oder die für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person kann auch elektronisch erfolgen. 

(2) Bei Kooperationsfahrschulen müssen die erforderlichen Aufzeichnungen auch bei der Auftrag gebenden Fahrschule jeder-
zeit verfügbar sein. 

(3) Die Aufzeichnungen sind nach Ablauf des Jahres, in welchem der Unterricht abgeschlossen worden ist, fünf Jahre lang 
aufzubewahren und der nach Landesrecht zuständigen Behörde und den von ihr beauftragten Personen oder Stellen auf Ver-
langen zur Prüfung vorzulegen. Nach Ablauf dieser Frist sind sie von den in Absatz 1 genannten Personen unverzüglich zu 
löschen oder sonst zu vernichten. 

 

§ 32 Unterrichtsentgelte 

(1) Jeder Inhaber der Fahrschulerlaubnis bildet seine Entgelte frei, selbstständig und in eigener Verantwortung; dies gilt für 
Gemeinschaftsfahrschulen im Sinne des § 19 entsprechend. Der Inhaber der Fahrschulerlaubnis hat die Entgelte mit den Ge-
schäftsbedingungen in den Geschäftsräumen durch Aushang bekanntzugeben. 

(2) Das Entgelt ist 

1. pauschaliert für die allgemeinen Aufwendungen des Fahrschulbetriebs einschließlich des gesamten theoretischen Unter-
richts, für die Vorstellung zur theoretischen Prüfung, für die Vorstellung zur praktischen Prüfung, für die Aufbauseminare nach § 
2a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Straßenverkehrsgesetzes, für die Fahreignungsseminare nach § 4a Absatz 2 Nummer 1 des 
Straßenverkehrsgesetzes und für die Ausbildung für das Führen von Mofas und geschwindigkeitsbeschränkten Kleinkrafträdern 
nach den fahrerlaubnisrechtlichen Vorschriften sowie 

2. für eine Unterrichtseinheit im praktischen Unterricht und für die Unterweisung am Fahrzeug zu jeweils 45 Minuten (Fahrstun-
de) anzugeben. Im Preisaushang sind insbesondere für jede Fahrerlaubnisklasse folgende Entgelte anzugeben: 

1. der Grundbetrag 

a) für die allgemeinen Aufwendungen einschließlich des theoretischen Unterrichts, 

b) bei Nichtbestehen der theoretischen Prüfung und weitere Ausbildung, 

2. die Vorstellungsentgelte für die 

a) theoretische Prüfung, 

b) vollständige praktische Prüfung, 

3. das Entgelt bei Teilprüfungen für die Klassen BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE und T für 

a) nur praktisches Fahren und Grundfahraufgaben, 

b) nur Abfahrtkontrolle und Handfertigkeiten, 

c) nur Verbinden und Trennen, 

4. das Entgelt für besondere Ausbildungsfahrten 

a) auf Bundes- oder Landesstraßen, 

b) auf Autobahnen, 

c) bei Dämmerung und Dunkelheit und 

5. das Entgelt für die Unterweisung am Fahrzeug. 
Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn in der Werbung außerhalb der Geschäftsräume Entgelte angegeben werden. Die Angaben 
über die Entgelte und deren Bestandteile sowie über die Geschäftsbedingungen müssen den Grundsätzen der Preisklarheit und 
der Preiswahrheit entsprechen. 

 

§ 33 Ruhen und Erlöschen der Fahrschulerlaubnis 

(1) Die Fahrschulerlaubnis einer natürlichen Person ruht, solange für diese Person ein Fahrverbot nach § 25 des Straßenver-
kehrsgesetzes oder nach § 44 des Strafgesetzbuchs besteht, der Führerschein nach § 94 der Strafprozessordnung in Verwah-
rung genommen, sichergestellt oder beschlagnahmt, die Fahrerlaubnis nach § 111a der Strafprozessordnung vorläufig entzo-
gen oder bei einer Entziehung im Verwaltungsverfahren die sofortige Vollziehung angeordnet worden und die aufschiebende 
Wirkung eines Rechtsbehelfs nicht wiederhergestellt ist. Während des Ruhens der Fahrschulerlaubnis darf der Inhaber unbe-
schadet des Satzes 3 von ihr keinen Gebrauch machen. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann die Weiterführung des 
Ausbildungsbetriebs gestatten, wenn eine andere Person als verantwortliche für die Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellt 
wird; für diese gilt  
§ 18 Absatz 1 Nummer 1 bis 5, Absatz 2 und § 21. 

(2) Die Fahrschulerlaubnis einer natürlichen Person erlischt, wenn dem Inhaber die Fahrerlaubnis rechtskräftig oder unanfecht-
bar entzogen wird, die Fahrlehrerlaubnis unanfechtbar zurückgenommen oder widerrufen wird oder die Fahrerlaubnis auf ande-



   

re Weise erlischt. Werden diese Maßnahmen wegen geistiger oder körperlicher Mängel des Inhabers der Erlaubnis getroffen, 
gilt § 34 Absatz 4. Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn bei dem Inhaber der Fahrschulerlaubnis die Fahrerlaubnis der Klasse CE 
oder DE erlischt. 

(3) Die Fahrschulerlaubnis erlischt durch Verzicht. 

(4) Wird ein Ausbildungsbetrieb nach den Vorschriften dieses Gesetzes von einer für die verantwortliche Leitung des Ausbil-
dungsbetriebs bestellten Person geführt, so ruht die Fahrschulerlaubnis, wenn: 

1. für diese Person ein Fahrverbot nach § 25 des Straßenverkehrsgesetzes oder nach § 44 des Strafgesetzbuchs be-
steht, ihr Führerschein nach § 94 der Strafprozessordnung in Verwahrung genommen, sichergestellt oder beschlag-
nahmt, die Fahrerlaubnis nach § 111a der Strafprozessordnung vorläufig entzogen  
oder bei einer Entziehung im Verwaltungsverfahren die sofortige Vollziehung angeordnet und die aufschiebende Wir-
kung eines Rechtsbehelfs nicht wiederhergestellt worden ist oder 

2. dieser Person die Fahrerlaubnis rechtskräftig oder unanfechtbar entzogen, die Fahrlehrerlaubnis unanfechtbar zu-
rückgenommen oder widerrufen worden ist oder die Fahrerlaubnis auf andere Weise erlischt. 

(5) Im Fall des Absatzes 4 Nummer 1 gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. Im Fall des Absatzes 4 Nummer 2 sowie in den Fällen 
des § 18 Absatz 2, des § 28 Absatz 2 oder des § 33 Absatz 1 Satz 3 nach dem Ausscheiden der für die verantwortliche Leitung 
des Ausbildungsbetriebs bestellten Person erlischt die Fahrschulerlaubnis, wenn nicht binnen drei Monaten eine andere Person 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes zur verantwortlichen Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellt wird. 

 

§ 34 Rücknahme und Widerruf der Fahrschulerlaubnis, Widerruf der Zweigstellenerlaubnis 

(1) Die Fahrschulerlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen des § 18 nicht vorgelegen 
hat und nachträglich keine Ausnahme nach § 54 Absatz 1 erteilt worden ist. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann 
von der Rücknahme absehen, wenn der Mangel nicht mehr besteht. 

(2) Die Fahrschulerlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachträglich eine der in § 18 Absatz 1 Nummer 1 zweiter Halbsatz, Nummer 
2, 3 und 6 und Absatz 2 genannten Voraussetzungen weggefallen ist. 

(3) Die Fahrschulerlaubnis kann widerrufen werden, wenn 

1. der Ausbildungsbetrieb aus einem von dem Inhaber zu vertretenden Grunde über die Dauer eines Jahres hinaus still-
liegt, 

2. der Inhaber einer Fahrschulerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung nach § 21 Satz 
2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 nicht mehr in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz rechtmäßig nie-
dergelassen ist, 

3. in den Fällen des § 18 Absatz 2, der §§ 21, 28 Absatz 2, des § 33 Absatz 1 Satz 3 und des § 34 Absatz 4 die verant-
wortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs wiederholt die Pflichten gröblich verletzt hat, die ihr nach diesem Gesetz 
oder den auf ihm beruhenden Rechtsverordnungen obliegen. Satz 1 Nummer 1 gilt nicht, soweit es sich um eine 
Fahrschulerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung nach § 21 Satz 2 in Verbindung 
mit § 3 Absatz 1 Satz 2 handelt. In den Fällen der Kooperation im Sinne des § 20 kann die Fahrschulerlaubnis der 
Auftrag gebenden Fahrschule widerrufen werden, wenn die Fahrschulleitung der Auftrag nehmenden Fahrschule die 
Pflichten nach diesem Gesetz oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen gröblich verletzt 
hat und die Auftrag gebende Fahrschulleitung davon Kenntnis hatte oder hätte haben müssen. 

(4) Werden der nach Landesrechts zuständigen Behörde geistige oder körperlichen Mängel des Inhabers bekannt, kann die 
Fahrschule bis zum Ablauf von sechs Monaten auf Rechnung des Ehegatten oder Lebenspartners fortgeführt werden. Nach 
Ablauf von sechs Monaten nach Bekanntwerden des Mangels kann die nach Landesrecht zuständige Behörde bei körperlichen 
Mängeln des Inhabers davon absehen, die Fahrschulerlaubnis zurückzunehmen oder zu widerrufen, wenn eine andere Person 
als verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellt wird; für diese gilt § 18 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 und Absatz 2 Satz 
2. 

(5) Die Erlaubnis zum Betrieb von Zweigstellen ist zu widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen bekannt werden, welche die 
Versagung der Erlaubnis nach § 27 Absatz 2 rechtfertigen würden. 

(6) Wird die Fahrschulerlaubnis zurückgenommen oder widerrufen, erlischt auch die Erlaubnis zum Betrieb einer Zweigstelle. 
Dies gilt nicht, wenn die Fahrschulerlaubnis deswegen widerrufen wird, weil die Voraussetzungen des § 18 Absatz 1 Nummer 6 
nicht mehr gegeben sind. In diesem Falle kann der Inhaber einer Zweigstellenerlaubnis verlangen, dass die Erlaubnis für eine 
nach § 27 Absatz 2 zulässige Zweigstelle durch eine Fahrschulerlaubnis ersetzt wird. 

(7) Im Übrigen bleiben die verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften über Rücknahme und Widerruf von Verwaltungsakten 
unberührt. 

 

§ 35 Ausbildungsfahrschule 

(1) Eine Fahrschule, an der Fahrlehreranwärter tätig sind (Ausbildungsfahrschule), darf nur betreiben oder verantwortlich leiten, 
wer die Anforderungen der Sätze 2, 3 und 4 erfüllt. Der Betreiber oder Leiter muss 

1. innerhalb der letzten fünf Jahre mindestens drei Jahre lang Fahrschülern, welche die Fahrerlaubnis der Klasse B er-
werben wollen, hauptberuflich theoretischen und praktischen Unterricht erteilt haben, 

2. erfolgreich an einem mindestens fünftägigen Einweisungsseminar in einer amtlich anerkannten Fahrlehrerausbil-
dungsstätte oder von einem Berufsverband der Fahrlehrer, sofern er hierfür von der zuständigen obersten Landesbe-
hörde oder von einer durch sie bestimmten oder nach Landesrecht zuständigen Stelle anerkannt ist, teilgenommen 
haben. Wer eine Ausbildungsfahrschule betreibt, muss ferner zuverlässig sein und die Gewähr für die ordnungsge-



   

mäße Ausbildung von Fahrlehranwärtern bieten. Zuverlässig im Sinne des Satzes 2 ist der Betroffene insbesondere 
dann nicht, wenn er wiederholt die Pflichten gröblich verletzt hat, die ihm nach diesem Gesetz oder den auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegen. 

(2) Die Teilnahme an einem Einweisungsseminar nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 war erfolgreich, wenn der Teilnehmer an 
allen Veranstaltungen des Seminars teilgenommen und durch aktive Beteiligung gezeigt hat, dass er zur Leitung einer Ausbil-
dungsfahrschule befähigt ist. Über das Vorliegen dieser Voraussetzung entscheidet die nach Landesrecht zuständige Behörde 
unter Berücksichtigung einer Stellungnahme der Seminarleitung. 

(3) Der Inhaber einer Ausbildungsfahrschule oder die verantwortliche Leitung eines Ausbildungsbetriebs, in dem Fahrlehrer 
ausgebildet werden, hat dafür zu sorgen, dass Ausbildungsfahrlehrer ihren Verpflichtungen nach § 16 nachkommen. 

(4) Die Ausbildung von Fahrlehreranwärtern kann untersagt werden, wenn der Inhaber der Ausbildungsfahrschule oder die 
verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs die Anforderungen nach Absatz 1 nicht erfüllt oder nicht die Gewähr bietet, 
dass den Verpflichtungen nach Absatz 3 nachgekommen wird. 

 
Abschnitt 3 

Fahrlehrerausbildungsstätten 
 

§ 36 Notwendigkeit und sachlicher Geltungsbereich der amtlichen Anerkennung von Fahrlehrerausbildungsstätten 

(1) Wer in einer Fahrlehrerausbildungsstätte Fahrlehreranwärter ausbildet oder ausbilden lässt, bedarf der amtlichen Anerken-
nung seines Betriebs durch die nach Landesrecht zuständige Behörde. 

(2) Die Anerkennung wird auf Antrag für die Ausbildung zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnis einzelner oder sämtlicher Fahrlehrer-
laubnisklassen erteilt. 

 

§ 37 Voraussetzungen der amtlichen Anerkennung 

(1) Die amtliche Anerkennung wird erteilt, wenn 

1. keine Tatsachen vorliegen, die den Inhaber oder die verantwortliche Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte für die 
Führung einer Fahrlehrerausbildungsstätte als unzuverlässig erscheinen lassen, 

2. die Fahrlehrerausbildungsstätte eine verantwortliche Leitung hat, die in der Lage ist, den Unterricht sachkundig zu 
überwachen, und die Gewähr dafür bietet, dass die Pflichten des § 40 erfüllt werden, 

3. der Fahrlehrerausbildungsstätte in ausreichender Anzahl Lehrkräfte zur Verfügung stehen, die in der Lage sind, in ih-
rem Aufgabenbereich den Fahrlehreranwärtern die nach § 7 notwendigen Kompetenzen zu vermitteln, 

4. der Fahrlehrerausbildungsstätte der erforderliche Unterrichtsraum und die erforderlichen Lehrmittel und Lehrfahrzeu-
ge zur Verfügung stehen, 

5. ein sachgerechter Ausbildungsplan vorgelegt wird. 

Spätere Änderungen des Ausbildungsplans bedürfen der Genehmigung durch die nach Landesrecht zuständige Behörde. 
Unzuverlässig im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 ist der Antragsteller insbesondere dann, wenn er wiederholt die Pflichten 
gröblich verletzt hat, die ihm nach diesem Gesetz oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen oblie-
gen. 

(2) Ist der Inhaber eine juristische Person oder Personengesellschaft, wird die amtliche Anerkennung erteilt, wenn die in Absatz 
1 Satz 1 Nummer 4 genannten Voraussetzungen erfüllt sind und keine Tatsachen vorliegen, die die durch Gesetz, Satzung oder 
Einzelprokura berechtigten Personen als unzuverlässig erscheinen lassen und eine von ihnen, die die Voraussetzung des 
Absatzes 1 Satz 1Nummer 1 erfüllt, zur verantwortlichen Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte bestellt wird. Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend. 

 

§ 38 Antrag auf amtliche Anerkennung 

(1) Im Antrag auf amtliche Anerkennung hat der Bewerber den Namen und die Anschrift der Fahrlehrerausbildungsstätte anzu-
geben. Dem Antrag sind beizufügen 

1. Unterlagen zum Nachweis der Eignung der verantwortlichen Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte sowie eine Er-
klärung darüber, welche beruflichen Verpflichtungen die vorgesehene verantwortliche Leitung sonst noch zu erfüllen 
hat, 

2. ein Verzeichnis der Lehrkräfte und Unterlagen zum Nachweis der Eignung der Lehrkräfte, 

3. ein maßstabgerechter Plan der Unterrichtsräume mit Angaben über deren Ausstattung, 

4. eine Erklärung, dass die vorgeschriebenen Lehrmittel zur Verfügung stehen, 

5. eine Aufstellung über Anzahl und Art der Lehrfahrzeuge, 

6. der Ausbildungsplan, 

7. ein Auszug aus dem Gewerbezentralregister, der nicht älter als 3 Monate ist, 

8. eine Bestätigung der zuständigen Finanzbehörde über die Erfüllung der steuerlichen Pflichten. 



   

Der Bewerber hat ferner ein Führungszeugnis im Sinne des § 30a Absatz 1 Nummer 1 des Bundeszentralregistergesetzes nach 
Maßgabe des § 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes vorzulegen, das nicht älter als drei Monate sein darf. Zur Er-
mittlung der Voraussetzungen nach § 37 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 hat die nach Landesrecht zuständige Behörde auf Kosten 
des Bewerbers eine Auskunft aus dem Fahreignungsregister einzuholen. Die Sätze 3 und 4 gelten auch für die für die verant-
wortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs vorgesehene Person. 

(2) Dem Antrag einer juristischen Person oder Personengesellschaft sind außerdem ein beglaubigter Auszug aus dem Handels-
register oder Vereinsregister, dem Antrag eines nichtrechtsfähigen Vereins oder einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts Unter-
lagen über die Vertretungsbefugnis der für ihn handelnden Personen beizufügen. 

(3) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die Angaben in den Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 an Ort 
und Stelle zu prüfen. § 51 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

§ 39 Erteilung der amtlichen Anerkennung 

(1) Die amtliche Anerkennung bedarf der Schriftform. 

(2) Die amtliche Anerkennung muss enthalten: 

1. den Namen und die Anschrift der amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätte, 

2. den Namen und die Anschrift des Inhabers der amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätte - bei natürlichen 
Personen auch die Vornamen und den Geburtstag und -ort, 

3. die Angabe, für welche Fahrlehrerlaubnisklasse nach § 17 Absatz 2 die Fahrlehreranwärter ausgebildet werden sol-
len, und 

4. bestehende Auflagen. 

 

§ 40 Allgemeine Pflichten des Inhabers und der für die verantwortliche Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte be-
stellten Person 

(1) Der Inhaber oder die für die verantwortliche Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte bestellte Person hat dafür zu sorgen, 
dass die Ausbildung die für Fahrlehrer erforderlichen fachlichen sowie pädagogischen Kompetenzen vermittelt. Geeignete 
Lehrkräfte müssen in ausreichender Anzahl zur Verfügung stehen. Der Unterricht muss so gestaltet und die Lehrmittel und die 
sonstige Ausrüstung der Fahrlehrerausbildungsstätte müssen so beschaffen und bemessen sein, dass das Unterrichtsziel 
erreicht werden kann. 

(2) Die Ausbildung muss entsprechend einem von der nach Landesrecht zuständigen Behörde genehmigten Ausbildungsplan 
angeboten und durchgeführt werden. Ein Abdruck des Ausbildungsplans im Sinn des § 37 Absatz Satz 1 Nummer 5 ist den 
Fahrlehreranwärtern vor dem Abschluss des Ausbildungsvertrags auszuhändigen. 

 

§ 41 Anzeigepflichten des Inhabers und der für die verantwortliche Leitung der Fahrlehrer-Ausbildungsstätte bestellten 
Person 

Der Inhaber oder die für die verantwortliche Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte bestellte Person hat der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen 

1. die Verlegung, die Stilllegung und die Schließung der Fahrlehrerausbildungsstätte, 

2. die Bestellung und die Entlassung einer verantwortlichen Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte, 

3. Änderungen im Lehrpersonal; der Anzeige über die Einstellung einer Lehrkraft sind Unterlagen zum Nachweis der 
Eignung beizufügen, 

4. Verlegung der Unterrichtsräume, 

5. bei juristischen Personen, nichtrechtsfähigen Vereinen oder Personengesellschaften als Inhabern der amtlich aner-
kannten Fahrlehrerausbildungsstätte die Bestellung oder das Ausscheiden von Personen, die nach Gesetz oder Sat-
zung zur Vertretung berufen sind. 

Der Anzeige sind bei einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft ein beglaubigter Auszug aus dem Handelsregis-
ter oder Vereinsregister, bei einem nichtrechtsfähigen Verein oder einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts Unterlagen über die 
Vertretungsbefugnis der für ihn handelnden Personen beizufügen. Der Anzeige nach Satz 1 Nummer 2 über die Bestellung sind 
Unterlagen zum Nachweis der Eignung und eine Erklärung darüber beizufügen, welche beruflichen Pflichten die für die verant-
wortliche Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte bestellte Person sonst noch zu erfüllen hat. 

 

§ 42 Aufzeichnungen 

(1) Der Inhaber oder die für die verantwortliche Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte bestellte Person hat Aufzeichnungen 
über die Ausbildung nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 zu führen. Die Aufzeichnungen müssen enthalten: 

1. Name, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift jedes Fahrlehreranwärters, 

2. die erstrebte Fahrlehrerlaubnisklasse, 

3. Beginn und Ende der Ausbildungszeit, 

4. Anzahl der Unterrichtseinheiten, aufgegliedert nach dem Ausbildungsplan. 



   

Die Aufzeichnungen sind den Fahrlehreranwärtern nach Abschluss der Ausbildung zur Unterschrift vorzulegen. 

(2) Die Aufzeichnungen sind von dem Inhaber oder der für die verantwortliche Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte bestellte 
Person nach Ablauf des Jahres, in welchem der Unterricht abgeschlossen worden ist, fünf Jahre lang aufzubewahren und der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde und den von ihr beauftragten Personen oder Stellen auf Verlangen zur Prüfung vorzu-
legen. Nach Ablauf diese Frist sind sie von den in Absatz 1 genannten Personen unverzüglich zu löschen oder sonst zu vernich-
ten. 

 

§ 43 Rücknahme und Widerruf der amtlichen Anerkennung 

(1) Die amtliche Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen des § 37 nicht vorgele-
gen hat und nachträglich keine Ausnahme nach § 54 Absatz 1 erteilt worden ist. Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann von der Rücknahme absehen, wenn der Mangel nicht mehr besteht. 

(2) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn nachträglich eine der Voraussetzungen des § 37 weggefallen ist. 

(3) Die Anerkennung kann widerrufen werden, wenn die Fahrlehrerausbildungsstätte aus einem von dem Inhaber zu vertreten-
den Grund über die Dauer eines Jahres keine Fahrlehrerausbildung durchgeführt hat oder die für die verantwortliche Leitung 
der Fahrlehrerausbildungsstätte bestellte Person wiederholt die Pflichten gröblich verletzt hat, die ihr nach diesem Gesetz oder 
den auf ihm beruhenden Rechtsverordnungen obliegen. 

(4) Im Übrigen bleiben die verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften über Rücknahme und Widerruf von Verwaltungsakten 
unberührt. 

 

Abschnitt 4 
Sondervorschriften 
 
§ 44 Fahrlehrer, Fahrschulen und Fahrlehrerausbildungsstätten bei Behörden 

(1) Der Bund, die Länder, die Gemeinden und andere Gebietskörperschaften dürfen eigene Fahrschulen einrichten und betrei-
ben. 

(2) Das Bundesministerium des Innern, das Bundesministerium der Finanzen, das Bundesministerium der Verteidigung, das 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur und die nach Landesrecht für die Polizei zuständigen Behörden können 
jeweils für ihren Geschäftsbereich anordnen, dass die Aufgaben der zuständigen Behörden und der Prüfungsausschüsse von 
Dienststellen ihres Geschäftsbereichs wahrgenommen und für Fahrlehreranwärter Fahrlehrerausbildungsstätten eingerichtet 
und betrieben werden. 

(3) Fahrschulen und Fahrlehrerausbildungsstätten nach den Absätzen 1 und 2 bedürfen keiner Fahrschulerlaubnis und keiner 
amtlichen Anerkennung. 

(4) Eine Dienststelle nach Absatz 2 darf eine Fahrlehrerlaubnis nur erteilen, wenn der Bewerber die Voraussetzungen des § 2 
erfüllt. Auf die Erteilung besteht kein Rechtsanspruch. Sie kann jederzeit zurückgenommen oder widerrufen werden und erlischt, 
wenn der Inhaber aus dem öffentlichen Dienst ausscheidet. Bei Angehörigen der Bundeswehr ruht sie, solange ein Dienstver-
hältnis nicht besteht. Die erteilte Fahrlehrerlaubnis berechtigt Inhaber nur, Angehörige des öffentlichen Dienstes im dienstlichen 
Auftrag auszubilden. § 4 Satz 4 ist nicht anzuwenden. 

(5) Beantragt ein Inhaber einer nach Absatz 4 erteilten Fahrlehrerlaubnis eine entsprechende Fahrlehrerlaubnis nach § 1 in 
Verbindung mit § 2, gelten die allgemeinen Vorschriften. Die Prüfung im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 entfällt, wenn 

1. der Bewerber in den letzten zwei Jahren in der Kraftfahrausbildung tätig war und 

2. nicht Tatsachen vorliegen, die Zweifel an der fachlichen Eignung des Bewerbers begründen. 

Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der Antrag innerhalb von zwei Jahren nach der Rücknahme, dem Widerruf, dem Erlö-
schen oder dem Eintritt des Ruhens der nach Absatz 4 erteilten Fahrlehrerlaubnis gestellt wird. 

(6) Hinsichtlich der Seminarerlaubnis sowie der Anerkennung der Träger von vorgeschriebenen Einweisungs- und Fortbildungs-
lehrgängen gelten die Absätze 2 und 4 entsprechend. Die Voraussetzung des § 45 Absatz 2 Nummer 2 gilt als erfüllt, wenn der 
Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis nach Absatz 4 innerhalb der letzten fünf Jahre überwiegend theoretischen und praktischen 
Fahrschulunterricht erteilt hat. 

(7) Abweichend von § 9 kann ein Bewerber um die Fahrlehrerlaubnis der Bundeswehr, der Bundespolizei oder der Polizei in der 
Fahrlehrerlaubnisklasse CE eine Anwärterbefugnis erteilt werden, soweit dies aus dienstlichen Gründen erforderlich ist. Der 
Ausbildungsfahrlehrer des Bewerbers muss in diesem Fall innerhalb der letzten fünf Jahre mindestens drei Jahre lang Fahr-
schülern, welche die Fahrerlaubnis der Klasse CE erwerben wollen, theoretischen und praktischen Unterricht erteilt haben. 

(8) Die Fahrlehrerlaubnis der Bundeswehr kann in zusätzlichen Fahrlehrerlaubnisklassen erteilt werden. 



   

Abschnitt 5 
Seminarerlaubnis 
 
§ 45 Erfordernis, Inhalt und Voraussetzung der Seminarerlaubnis zur Durchführung von Aufbauseminaren 

(1) Wer Aufbauseminare im Sinne des § 2a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Straßenverkehrsgesetzes durchführt, bedarf der 
Seminarerlaubnis (Seminarerlaubnis Aufbauseminar). 

(2) Eine Seminarerlaubnis Aufbauseminar wird auf Antrag erteilt, wenn der Fahrlehrer 

1. mindestens die Fahrlehrerlaubnis der Klassen A und BE besitzt, 

2. innerhalb der letzten fünf Jahre drei Jahre lang Fahrschülern hauptberuflich theoretischen und praktischen Un-
terricht erteilt hat, 

3. im Fahreignungsregister mit nicht mehr als zwei Punkten belastet ist und 

4. innerhalb der letzten zwei Jahre mit Erfolg an einem Einweisungslehrgang teilgenommen hat, der 

a) einen viertägigen Grundkursus und 

b) einen viertägigen programmspezifischen Kurs zur Durchführung des Aufbauseminares nach § 2a Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 Straßenverkehrsgesetz 

umfasst. 

Die Seminarerlaubnis Aufbauseminar kann - auch nachträglich - mit Auflagen verbunden werden, soweit dies erforderlich ist, 
um die Einhaltung der Anforderungen an Aufbauseminare, deren ordnungsgemäße Durchführung und deren Überwachung 
sicherzustellen. Die Seminarerlaubnis Aufbauseminar ist zu versagen, wenn Tatsachen vorliegen, die Bedenken gegen die 
Zuverlässigkeit des Antragstellers begründen. 

(3) Die Teilnahme an einem Einweisungslehrgang nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 war erfolgreich, wenn der Teilnehmer an 
allen Veranstaltungen des Lehrgangs teilgenommen und durch aktive Beteiligung, insbesondere bei Übungsmoderationen, 
gezeigt hat, dass er zur Leitung des Aufbauseminares befähigt ist. Über das Vorliegen dieser Voraussetzung entscheidet die 
nach Landesrecht zuständige Behörde unter Berücksichtigung einer Stellungnahme der Lehrgangsleitung. Die Träger der Kurse 
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 müssen von der nach Landesrecht zuständigen Behörde oder von einer durch sie bestimmten 
oder nach Landesrecht zuständigen Stelle anerkannt sein. 

(4) Die Seminarerlaubnis Aufbauseminar wird schriftlich erteilt. Von der Seminarerlaubnis Aufbauseminar darf nur zusammen 
mit der Fahrschulerlaubnis oder im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses mit dem Inhaber einer Fahrschule Gebrauch 
gemacht werden. Der Inhaber oder die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs muss ebenfalls die Seminarerlaubnis 
Aufbauseminar besitzen. 

(5) Der Inhaber der Seminarerlaubnis Aufbauseminar darf personenbezogene Daten, die ihm als Seminarleiter bekanntgewor-
den sind, nur für die Durchführung des Seminars nutzen. 

(6) Ruhen und Erlöschen der Seminarerlaubnis Aufbauseminar gilt § 13 entsprechend. 

(7) Die Seminarerlaubnis Aufbauseminar ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen des Absatzes 
2 nicht vorgelegen hat. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann von der Rücknahme absehen, wenn der Mangel nicht 
mehr besteht. Die Seminarerlaubnis Aufbauseminar ist zu widerrufen, wenn nachträglich eine der in Absatz 2 Nummer 1 und 3 
genannten Voraussetzungen weggefallen ist. Bedenken gegen die Zuverlässigkeit bestehen insbesondere dann, wenn die 
Seminarleitung wiederholt die Pflichten grob verletzt hat, die ihr nach diesem Gesetz oder den auf ihm beruhenden Rechtsver-
ordnungen obliegen. 

(8) Wird nach Rücknahme, Widerruf oder Verzicht der Seminarerlaubnis Aufbauseminar eine neue Erlaubnis beantragt, ist 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 anzuwenden. Innerhalb eines Jahres vor der Neuerteilung der Seminarerlaubnis Aufbausemi-
nar hat der Antragsteller an einer Fortbildung nach § 53 Absatz 2 Satz 1 teilzunehmen. 

 

§ 46 Erfordernis, Inhalt und Voraussetzung der Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik 

(1) Wer die verkehrspädagogische Teilmaßnahme des Fahreignungsseminars im Sinne des § 4a Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 
des Straßenverkehrsgesetzes durchführt, bedarf der Erlaubnis (Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik). 

(2) Die Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik wird auf Antrag erteilt, wenn der Fahrlehrer: 

1. mindestens die Fahrlehrerlaubnis der Klassen A und BE besitzt, 

2. innerhalb der letzten fünf Jahre drei Jahre lang Fahrschülern hauptberuflich theoretischen und praktischen Unterricht 
erteilt hat, 

3. im Fahreignungsregister mit nicht mehr als zwei Punkten belastet ist und 



   

 

4. innerhalb der letzten zwei Jahre erfolgreich an einem Einweisungslehrgang teilgenommen hat, der 

a) einen viertägigen verkehrspädagogischen Grundkurs, 

b) einen viertägigen Kurs zur inhaltlichen Gestaltung der verkehrspädagogischen Teilmaßnahme des Fahreig-
nungsseminars, 

c) die Hospitation einer vollständigen verkehrspädagogischen Teilmaßnahme des Fahreignungsseminars und 

d) eine eigenständige, durch die Lehrgangsleitung beaufsichtigte Durchführung einer vollständigen verkehrs-
pädagogischen Teilmaßnahme des Fahreignungsseminars 

umfasst. 

Die Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik kann - auch nachträglich - mit Auflagen verbunden werden, soweit dies erforderlich 
ist, um die Einhaltung der Anforderungen an Fahreignungsseminare, deren ordnungsgemäße Durchführung und deren Überwa-
chung sicherzustellen. Die Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik ist zu versagen, wenn Tatsachen vorliegen, die Bedenken 
gegen die Zuverlässigkeit des Antragstellers begründen. 

(3) Die Teilnahme an einem Einweisungslehrgang nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 war erfolgreich, wenn der Teilnehmer an 
allen Veranstaltungen des Lehrgangs teilgenommen und durch aktive Beteiligung, insbesondere bei Übungsmoderationen, 
gezeigt hat, dass er zur Erfüllung der aufgestellten Qualitätsmerkmale zur Seminardurchführung befähigt ist. Über das Vorliegen 
dieser Voraussetzung entscheidet die nach Landesrecht zuständige Behörde unter Berücksichtigung einer Stellungnahme der 
Lehrgangsleitung. 

(4) Die Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik wird schriftlich erteilt. Von der Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik darf nur 
zusammen mit der Fahrschulerlaubnis oder im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses mit dem Inhaber einer Fahrschule 
Gebrauch gemacht werden. Der Inhaber oder die verantwortliche Leitung der Fahrschule muss ebenfalls die Seminarerlaubnis 
Verkehrspädagogik besitzen. 

(5) Der Inhaber der Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik hat personenbezogene Daten, die ihm als Seminarleitung der ver-
kehrspädagogischen Teilmaßnahme bekannt geworden sind, zu speichern und fünf Jahre nach der Ausstellung einer vorge-
schriebenen Teilnahmebescheinigung unverzüglich zu löschen. Die Daten nach Satz 1 dürfen 

1. vom Inhaber der Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik längstens neun Monate nach der Ausstellung der Teil-
nahmebescheinigung für die Durchführung des jeweiligen Fahreignungsseminars genutzt werden, 

2. vom Inhaber der Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik der Bundesanstalt für Straßenwesen übermittelt und von 
dieser zur Evaluierung nach § 49 genutzt werden, 

3. von der Bundesanstalt für Straßenwesen oder in ihrem Auftrag an Dritte, die die Evaluierung nach  
§ 49 im Auftrag der Bundesanstalt für Straßenwesen durchführen oder an ihr beteiligt sind, übermittelt und von 
den Dritten für die Evaluierung genutzt werden, 

4. vom Inhaber der Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik ausschließlich in Gestalt von Name, Vorname, Geburts-
datum und Anschrift der Seminarteilnehmer sowie deren Unterschrift auf der Teilnehmerliste 

a) der nach Landesrecht zuständigen Behörde übermittelt und von dieser zur Überwachung nach Absatz 7 
genutzt werden, 

b) an Dritte, die ein von der nach Landesrecht zuständigen Behörde genehmigtes Qualitätssicherungssystem 
nach § 51 Absatz 6 betreiben und an dem der Inhaber der Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik teilnimmt, 
übermittelt und im Rahmen dieses Qualitätssicherungssystems genutzt werden. 

Der Empfänger nach Satz 2 hat die Daten unverzüglich zu löschen, wenn sie nicht mehr für die in Satz 2 jeweils genannten 
Zwecke benötigt werden, spätestens jedoch fünf Jahre nach der Ausstellung der Teilnahmebescheinigung nach Satz 1. 

(6) Ruhen und Erlöschen der Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik gilt § 13 entsprechend. 

(7) Die Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen des 
Absatzes 2 nicht vorgelegen hat. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann von der Rücknahme absehen, wenn der 
Mangel nicht mehr besteht. Die Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik ist zu widerrufen, wenn nachträglich eine der in Absatz 2 
genannten Voraussetzungen weggefallen ist. Bedenken gegen die Zuverlässigkeit bestehen insbesondere dann, wenn die 
Seminarleitung wiederholt die Pflichten grob verletzt hat, die ihr nach diesem Gesetz oder den auf ihm beruhenden Rechtsver-
ordnungen obliegen. 

(8) Wird nach Rücknahme, Widerruf oder Verzicht der Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik eine neue Erlaubnis beantragt, ist 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 anzuwenden. Innerhalb eines Jahres vor der Neuerteilung der Seminarerlaubnis Verkehrspä-
dagogik hat der Antragsteller an einer Fortbildung nach § 53 Absatz 2 Satz 2 teilzunehmen. 

 

§ 47 Voraussetzungen für die Durchführung von Einweisungslehrgängen nach § 46  
Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 

(1) Zur Durchführung von Einweisungslehrgängen nach § 46 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 ist berechtigt, wer von der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde anerkannt ist. Die Anerkennung ist auf Antrag zu erteilen, wenn der Bewerber folgende Voraus-
setzungen erfüllt: 

1. Vorlage eines Ausbildungsprogramms, mit dem Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt werden, die erforderlich sind, 
um die verkehrspädagogische Teilmaßnahme des Fahreignungsseminars nach § 4a Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des 
Straßenverkehrsgesetzes und der auf Grund des Straßenverkehrsgesetzes erlassenen Rechtsvorschriften durchzu-
führen, 



   

2. Nachweis geeigneter Räumlichkeiten sowie einer sachgerechten Ausstattung, 

3. Nachweis der folgenden Qualifikation 

a) Seminarerlaubnis Aufbauseminar nach § 45, Seminarerlaubnis für Aufbauseminare nach § 31 in der bis 
zum Ablauf des 30. April 2014 anwendbaren Fassung oder Seminarerlaubnis für Aufbauseminare nach § 
45 und eine mindestens dreijährige Erfahrung in der Durchführung eines dieser Seminare oder 

b) Abschluss eines Hochschulstudiums mit bildungswissenschaftlichem Schwerpunkt und Diplom- oder 
gleichwertigem Masterabschluss Besitz der Fahrerlaubnis der Klasse BE und mindestens dreijährige Be-
rufserfahrung in der Erwachsenenbildung, 

4. Belastung mit nicht mehr als zwei Punkten im Fahreignungsregister und 

5. Teilnahme an einem mindestens viertägigen Einführungsseminar für Lehrgangsleitungen von Einweisungslehrgängen 
bei einem von der nach Landesrecht zuständigen Behörde anerkannten Träger. 

Die Anerkennung ist zu versagen, wenn Tatsachen vorliegen, die Bedenken gegen die Zuverlässigkeit des Bewerbers begrün-
den. Die Anerkennung kann – auch nachträglich – mit Auflagen, insbesondere hinsichtlich der Aufsicht über die Durchführung 
der Einweisungslehrgänge sowie der Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen verbunden werden, soweit dies erforderlich ist, um 
die Einhaltung der Anforderungen an Einweisungslehrgänge, deren ordnungsgemäße Durchführung und deren Überwachung 
sicherzustellen. 

(2) Der Einweisungslehrgang besteht mindestens aus einem viertägigen verkehrspädagogischen Grundkurs und einem viertä-
gigen spezialisierten Kurs, in dem die Inhalte der verkehrspädagogischen Teilmaßnahme des Fahreignungsseminars vermittelt 
werden. Die Kurse sollen an jeweils vier zusammenhängenden Tagen stattfinden. Ihre tägliche Dauer beträgt acht Unterrichts-
einheiten zu je 45 Minuten. Die Zahl der Teilnehmer darf zwölf nicht überschreiten. 

 

§ 48 Voraussetzungen für die Durchführung von Einführungsseminaren für Lehrgangsleitungen nach § 47 Absatz 1 
Nummer 5 

Zur Durchführung von Einführungsseminaren für Lehrgangsleitungen ist ein Träger berechtigt, der von der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde anerkannt ist. Die amtliche Anerkennung wird auf Antrag erteilt, wenn der Träger ein auf wissenschaftli-
cher Grundlage entwickeltes Ausbildungsprogramm vorgelegt hat, mit dem Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt werden, die 
erforderlich sind, um eine einheitliche Qualität bei der Durchführung der Einweisungslehrgänge nach § 47 zu gewährleisten. Für 
die wissenschaftliche Beurteilung des Ausbildungsprogramms kann sich die nach Landesrecht zuständige Behörde geeigneter 
Personen oder Stellen bedienen. 

§ 49 Evaluierung 

Das Fahreignungsseminar, die Vorschriften hierzu und der Vollzug einschließlich insbesondere der Einweisungslehrgänge und 
Einführungsseminare werden von der Bundesanstalt für Straßenwesen wissenschaftlich begleitet und evaluiert. Die Evaluierung 
hat insbesondere zu untersuchen, ob das Fahreignungsseminar eine verhaltensverbessernde Wirkung im Hinblick auf die Ver-
kehrssicherheit hat. Die Bundesanstalt für Straßenwesen legt das Ergebnis der Evaluierung bis zum 1. Mai 2019 dem Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur in einem Bericht zur Weiterleitung an den Deutschen Bundestag vor. 

 

Abschnitt 6 
Gemeinsame Vorschriften 
 

§ 50 Zuständigkeiten 

(1) Dieses Gesetz und die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen werden von den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden ausgeführt soweit nicht abweichendes geregelt ist. 

(2) Örtlich zuständig nach Absatz 1 ist 

1. in Angelegenheiten der Anwärterbefugnis, der Fahrlehrerlaubnis und der Seminarerlaubnis die nach Landesrecht zu-
ständige Behörde des Wohnsitzes des Fahrlehreranwärters oder des Erlaubnisinhabers, in Ermangelung eines 
Wohnsitzes die des Aufenthaltsortes, in Ermangelung eines Wohnsitzes und eines Aufenthaltsortes die des geplanten 
Beschäftigungsortes oder im Fall des § 3 Absatz 1 Satz 2 die des Ortes, an dem erstmals Fahrschüler ausgebildet 
werden sollen; die Zuständigkeit geht auf die nach Landesrecht zuständige Behörde des Beschäftigungsortes über, 
sobald der Inhaber der Fahrlehrerlaubnis die Tätigkeit als Fahrlehrer aufnimmt, 

2. in Angelegenheiten der Fahrschulerlaubnis die nach Landesrecht zuständige Behörde des Sitzes der Fahrschule oder 
unter den Voraussetzungen des § 21 Satz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 die des Ortes, an dem erstmals 
Fahrschüler selbstständig ausgebildet werden sollen oder ausgebildet werden, 

3. in Angelegenheiten der Kooperation die nach Landesrecht zuständige Behörde des Sitzes der Auftrag gebenden 
Fahrschule, 

4. in Angelegenheiten der Zweigstellen die nach Landesrecht zuständige Behörde des Sitzes der Zweigstelle, 
 

5. in Angelegenheiten der Fahrlehrerausbildungsstätten die nach Landesrecht zuständige Behörde des Sitzes der Aus-
bildungsstätte. 

  



   

§ 51 Überwachung  

(1)Die nach Landesrecht zuständige Behörde überwacht die Fahrlehrer, die Fahrschulen und deren Zweigstellen, die Fahrleh-
rerausbildungsstätten sowie die Träger von Einweisungsseminaren nach § 16 Absatz 1 und § 35 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 , 
Träger von Einweisungslehrgängen nach § 45 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und § 46 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, die Träger von 
Einführungslehrgängen für Lehrgangsleitungen nach § 47 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und die Träger von Fortbildungslehrgän-
gen nach § 53 Absatz 1, 2 und 3. Sie kann sich hierbei geeigneter Personen und Stellen nach Landesrecht bedienen. 

(2)Die Überwachung umfasst  

1. vorbehaltlich der Nummer 2 die Überwachung der Einhaltung fahrlehrerrechtlicher Vorschriften insbesondere die Ein-
haltung der Ausstattungsstandards und der Aufzeichnungspflichten und 

2. die Beurteilung der fachlichen und pädagogischen Qualität der Fahrschulausbildung, der Seminare und Lehrgänge.  

(3)Die nach Landesrecht zuständige Behörde soll dazu mindestens alle zwei Jahre vor Ort insbesondere zu prüfen, ob 

1. die Ausbildung, die Aufbauseminare nach § 2a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Straßenverkehrsgesetzes, die ver-
kehrspädagogische Teilmaßnahme der Fahreignungsseminare nach § 4a Absatz 2 Nummer 1 des Straßenverkehrs-
gesetzes, die Einweisungslehrgänge nach § 45 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und § 46 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, der 
Einführungslehrgang nach § 47 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und die Fortbildungslehrgänge nach § 53 Absatz 1, 2 und 
3 ordnungsgemäß durchgeführt werden,  

2. die Unterrichtsräume, Lehrmittel und Lehrfahrzeuge zur Verfügung stehen und den gesetzlichen Vorschriften entspre-
chen und 

3. die sonstigen Pflichten auf Grund dieses Gesetzes und der auf ihm beruhenden Rechtsverordnungen erfüllt werden. 

(4)Die mit der Prüfung beauftragten Personen sind befugt  

1. während der üblichen Geschäftszeiten Grundstücke und Geschäftsräume des Erlaubnisinhabers zu betreten, 

2. dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, 

3. dem Unterricht, den Aufbauseminaren nach § 2a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Straßenverkehrsgesetzes, den ver-
kehrspädagogischen Teilmaßnahmen der Fahreignungsseminare nach § 4a Absatz 2 Nummer 1 des Straßenver-
kehrsgesetzes, den Einweisungslehrgängen nach den § 45 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und § 46 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4 und dem Einführungslehrgang nach § 47 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und den Fortbildungslehrgängen 
nach § 53 Absatz 1, 2 und 3 beizuwohnen und  

4. in die vorgeschriebenen Aufzeichnungen Einsicht zu nehmen, Ablichtungen zu fertigen und diese sicherzustellen 

5. von natürlichen und juristischen Personen und nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen alle erforderlichen Aus-
künfte zu verlangen. Der nach Satz 1 Verpflichtete hat die Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1 bis 4 zu dulden die in 
der Überwachung tätigen Personen bei der Erfüllung ihrer Aufgabe zu unterstützen. Der nach Satz 1 Verpflichtete hat 
den in der Überwachung tätigen Personen auf Verlangen unverzüglich die in Satz 1 Nummer 5 genannten Auskünfte 
zu erteilen. Der nach Satz 1 Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Ge-
fahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen wür-
de. 

(5)Die in Absatz 3 Satz 1 genannte Frist kann von der nach Landesrecht zuständigen Behörde auf vier Jahre verlängert werden, 
wenn in zwei aufeinanderfolgenden Überwachungen keine oder nur geringfügige Mängel festgestellt worden sind.  

(6)Erhält die Behörde, welche eine Fahrlehrerlaubnis nach § 1 oder eine Fahrschulerlaubnis nach § 17 erteilt hat, von einer 
öffentlichen Stelle eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaats des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, in dem der Inhaber der jeweiligen Erlaubnis die Fahrlehrertätigkeit aus-
übt, Mitteilung über eine Tatsache, auf Grund derer eine Rücknahme oder ein Widerruf der Erlaubnis in Betracht kommt, so 
prüft sie die Richtigkeit der übermittelten Tatsache, befindet über Art und Ausmaß der nach diesem Gesetz oder einer auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung durchzuführenden Maßnahmen und unterrichtet die öffentliche Stelle, die 
die Tatsache übermittelt hat, über die Maßnahmen, die sie oder eine andere inländische Behörde auf Grund der übermittelten 
Tatsache trifft. Die Daten über die von der inländischen Behörde getroffenen Maßnahmen sind mit der Maßgabe zu übermitteln, 
dass sie nur verwendet werden dürfen, soweit dies erforderlich ist  

1. für Verwaltungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Fahrlehrerrechts, 

2. zur Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Fahrlehrerrechts oder 

3. zur Verfolgung von Straftaten, die im Zusammenhang mit der Tätigkeit als Fahrlehrer stehen. Die Übermittlung unter-
bleibt, soweit der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung der Daten hat, insbe-
sondere wenn im Empfängerstaat ein angemessenes Datenschutzniveau nicht gewährleistet ist.  

Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können von der wiederkehrenden Überwachung nach Absatz 3 absehen, wenn 
die in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Personen sich einem von der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
genehmigten Qualitätssicherungssystem angeschlossen haben. Die Befugnis der nach Landesrecht zuständigen Behörde zur 
Überwachung im Sinne des Absatz 2 bleibt unberührt. 



   

§ 52 Mitteilung über Eignungs- und Zuverlässigkeitsmängel 

Die Polizei bei Straftaten die Staatsanwaltschaft hat den nach Landesrecht zuständigen Behörden Informationen über Tatsa-
chen, die auf nicht nur vorübergehende Mängel hinsichtlich der Eignung oder auf Mängel hinsichtlich der Zuverlässigkeit einer 
Person für den Fahrlehrerberuf schließen lassen, zu übermitteln, soweit dies für die Überprüfung der Eignung oder Zuverlässig-
keit aus der Sicht der übermittelnden Stelle erforderlich ist. Soweit die mitgeteilten Informationen für die Beurteilung der Eignung 
oder Zuverlässigkeit nicht erforderlich sind, sind die Unterlagen unverzüglich zu vernichten. 

 

§ 53 Fortbildung 

(1) Jeder Fahrlehrer hat nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 alle vier Jahre an einem jeweils dreitägigen Fortbildungslehrgang 
teilzunehmen. Die Lehrgänge sind an aufeinanderfolgenden Tagen durchzuführen. Hiervon kann der Fahrlehrer abweichen; die 
Dauer der Fortbildung beträgt dann vier Tage. 

(2) Inhaber 

1. einer Seminarerlaubnis Aufbauseminar und 

2. einer Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik 

haben ferner alle zwei Jahre an jeweils einer eintägigen Fortbildung für die jeweilige Erlaubnis teilzunehmen, in der Inhalte und 
Methoden der Durchführung für das jeweilige Seminar vermittelt werden. 

(3) Ausbildungsfahrlehrer nach § 16 und die Leitung von Ausbildungsfahrschulen haben außerdem alle vier Jahre an einer 
eintägigen Fortbildung teilzunehmen. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 beginnt die Frist mit Ablauf des Jahres, in dem die jeweilige Erlaubnis erteilt wurde. In den 
Fällen des Absatzes 3 beginnt die Frist mit Ablauf des Jahres, in dem Beginn und Ende des Betriebs nach § 30 Satz 1 Nummer 
10 angezeigt wurden. Die Nachweise sind spätestens innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der jeweiligen Fortbildungsfrist 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde vorzulegen. Die Frist für die nächste Fortbildung beginnt mit dem Ablauf der letzten 
Fortbildungsfrist. 

(5) Die Fortbildungspflicht nach Absatz 1 verringert sich um jeweils einen Tag auf bis zu einen Tag, wenn der Fahrerlehrer 
innerhalb der Frist nach Absatz 1 an einer Fortbildung nach den Absätzen 2 oder 3 oder an einer aufgrund des § 68 erlassenen 
Rechtsverordnung vorgeschriebenen Fortbildung teilgenommen hat. 

(6) Bei Lehrgängen nach Absatz 1 darf die Zahl der Teilnehmer 36, bei Lehrgängen nach Absatz 2 und 3 darf die Zahl der 
Teilnehmer 16 nicht überschreiten. 

(7) Wird gegen die Fortbildungspflicht nach den Absätzen 1 bis 3 verstoßen und kommt der Inhaber der entsprechenden Er-
laubnis oder der Ausbildungsfahrlehrer der Pflicht auch innerhalb einer von der nach Landesrecht zuständigen Behörde gesetz-
ten Frist nicht nach, kann die entsprechende Erlaubnis widerrufen oder die Tätigkeit als Ausbildungsfahrlehrer untersagt wer-
den. 

(8) Die tägliche Dauer beträgt acht Unterrichtseinheiten zu 45 Minuten. 

(9) Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis, die nicht mehr von ihrer Fahrlehrerlaubnis Gebrauch machen, haben eine Fortbildung nach 
Absatz 1 abzuschließen, wenn eine auf der Fahrlehrerlaubnis beruhende Tätigkeit wieder aufgenommen wird und zu diesem 
Zeitpunkt die Vierjahresfrist abgelaufen ist. Satz 1 gilt bei der Neuerteilung der Fahrlehrerlaubnis nach § 15 entsprechend. 

(10) Der Träger der Lehrgänge nach Absatz 1 bis 3 bedarf einer Anerkennung durch die nach Landesrecht zuständige Behörde. 

 

§ 54 Ausnahmen 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können Ausnahmen genehmigen 

1. von folgenden Voraussetzungen für die Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis 

a) Mindestalter nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 

b) Eignung nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 

c) Bildungsabschluss nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, 

d) Ausbildung zum Fahrlehrer nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8, 

2. von der Dauer der Ausbildung nach § 7 Absatz 3, 

3. von der Eignung nach § 11 Absatz 1, 

4. vom Erlöschen der Anwärterbefugnis nach § 9 Absatz 1 Satz 5, 

5. von den Voraussetzungen für die Tätigkeit als Ausbildungsfahrlehrer nach § 16 Absatz 1, 

6. von den Voraussetzungen für die Erteilung einer Fahrschulerlaubnis nach § 18 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 4 und 5, 

7. von Voraussetzungen für die Erteilung einer Fahrschulerlaubnis an eine juristische Person nach § 18 Absatz 2, 

8. von den Vorgaben für die Bestellung einer verantwortlichen Leitung nach dem Tod des Inhabers der Fahrschule nach 
§ 28 Absatz 2, 

9. von den Voraussetzungen für den Betrieb oder die Leitung einer Ausbildungsfahrschule nach § 35 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und 2, 



   

10. von den Voraussetzungen für die Erteilung der Seminarerlaubnis Aufbauseminare nach § 45 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 und 3, 

11. von den Voraussetzungen für die Erteilung der Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik nach § 46 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 bis 4, 

12. von den Voraussetzungen für die Durchführung von Einweisungslehrgängen nach § 47 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 
4 sowie 

13. von den Vorschriften der auf § 68 Absatz 4 beruhenden Rechtsverordnung zu Einzelheiten der Voraussetzungen der 
Fahrschulerlaubnis und des Betriebs einer Fahrschule. 

Von den auf Grund des § 68 Absatz 1 Nummer 12 erlassenen Rechtsverordnungen können Ausnahmen von den Anforderun-
gen an die Unterrichtsräume, die Lehrmittel und die Lehrfahrzeuge genehmigt werden. Die Ausnahmen nach Satz 1 oder Satz 2 
können nur genehmigt werden, wenn Gründe der Verkehrssicherheit nicht entgegenstehen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 kann eine Ausnahme genehmigt werden von 

1. § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, wenn der Bewerber die erforderliche Eignung für den Fahrlehrerberuf durch Vorlage 
eines medizinisch-psychologischen Gutachtens nachgewiesen hat, 

2. § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, wenn der Bewerber eine gleichwertige Vorbildung nachgewiesen hat, 

3. § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8, wenn der Bewerber eine andere Ausbildung oder eine Berufstätigkeit von ausrei-
chender Dauer nachweist, die ihm den Erwerb der für einen Fahrlehrer notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten 
ganz oder überwiegend ermöglicht haben kann, 

4. § 18 Absatz 1 Nummer 4, wenn der Bewerber eine andere Tätigkeit von ausreichender Dauer nachweist, die ihm den 
Erwerb der für eine Fahrschulleitung nötigen Fertigkeiten und Erfahrungen ermöglicht haben kann, 

5. § 18 Absatz 1 Nummer 5, wenn der Bewerber nachweist, dass er die erforderlichen Kenntnisse auf andere Weise er-
worben hat. 

(3) Abweichend von § 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann die nach Landesrecht zuständige Behörde dem Inhaber der Fahr-
schulerlaubnis, der die Fahrerlaubnis der Klasse CE oder DE nicht mehr besitzt, weiterhin die Leitung der Fahrschule gestatten, 
wenn die körperliche und geistige Eignung im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vorliegt. Dies gilt auch bei einer Fahr-
schulerlaubnis oder Personengesellschaft, wenn die zur Vertretung berechtigte Person keine Fahrerlaubnis der Klassen CE 
oder DE mehr besitzt und wenn die körperliche und geistige Eignung im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vorliegt. 

(4) Das Bundesministerium des Innern, das Bundesministerium der Verteidigung und die für die Polizei zuständigen obersten 
Landesbehörden können die nach § 44 Absatz 2 zuständigen Dienststellen ihres Geschäftsbereichs befugen, Ausnahmen von § 
12 Absatz 2, § 31 Absatz 1 und 2, § 35 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2, § 40 Absatz 2 Satz 2 und von den Vorschriften der 
auf Grund des § 68 Absatz 1 Nummer 11 erlassenen Rechtsverordnungen zuzulassen, soweit dies aus dienstlichen Gründen 
geboten ist. 

 

§ 55 Kosten 

(1) Für Amtshandlungen, einschließlich Prüfungen und Untersuchungen nach diesem Gesetz und nach den auf diesem Gesetz 
beruhenden Rechtsvorschriften, werden Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. 

(2) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die gebührenpflichtigen Tatbestände zu bestimmen und dabei feste Sätze, auch in Form von Zeitgebühren, oder 
Rahmensätze vorzusehen. Die Gebührensätze sind so zu bemessen, dass der mit der Amtshandlung verbundene Personal- 
und Sachaufwand gedeckt wird. Der Aufwand für eine externe Begutachtung kann als Auslage in Ansatz gebracht werden. Bei 
begünstigenden Amtshandlungen sind die Bedeutung, der wirtschaftliche Wert und der sonstige Nutzen für den Gebühren-
schuldner angemessen zu berücksichtigen. Im Bereich der Gebühren der Landesbehörden übt das Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur die Ermächtigung auf der Grundlage eines Antrags oder einer Stellungnahme von mindestens 
fünf Ländern beim Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur aus. Der Antrag oder die Stellungnahme sind mit 
einer Schätzung des Personal- und Sachaufwands zu begründen. Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
kann die übrigen Länder ebenfalls zur Beibringung einer Schätzung des Personal- und Sachaufwands auffordern. 

(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 kann bestimmt werden, dass die für die Prüfung oder Untersuchung zulässige 
Gebühr auch erhoben werden darf, wenn die Prüfung oder Untersuchung ohne Verschulden der prüfenden oder untersuchen-
den Stelle und ohne ausreichende Entschuldigung des Bewerbers oder Antragstellers am festgesetzten Termin nicht stattfinden 
konnte. Soweit Prüfungen und Untersuchungen von amtlich anerkannten Sachverständigen oder Prüfern für den Kraftfahrzeug-
verkehr oder amtlich anerkannten Begutachtungsstellen für Fahreignung durchgeführt werden, gilt § 6a Absatz 3 Satz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes entsprechend. Ferner können in der Rechtsverordnung die Kostenbefreiung, die Kostengläubiger-
schaft, die Kostenschuldnerschaft, der Umfang der zu erstattenden Auslagen und die Kostenerhebung abweichend von den 
Vorschriften des Verwaltungskostengesetzes in der bis zum 14. August 2013 geltenden Fassung geregelt werden. 

 

§ 56 Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig: 

1. entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 einen Fahrschüler ausbildet, 

2. entgegen § 1 Absatz 4 Satz 1 von einer Fahrlehrerlaubnis Gebrauch macht, 

3. entgegen § 1 Absatz 4 Satz 2 von einer Anwärterbefugnis Gebrauch macht, 

4. entgegen § 6 Satz 1 oder § 25 Satz 1 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, oder nicht rechtzeitig abgibt, 



   

5. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 eine dort genannte Bescheinigung nicht mitführt oder nicht aushändigt, 

6. entgegen § 10 Absatz 2 Satz 2, § 10 Absatz 3 Satz 2 oder § 26 Absatz 3 Satz 2 eine dort genannte Bescheinigung 
nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

7. entgegen § 13 Absatz 5 oder § 14 Absatz 4 eine dort genannte Bescheinigung nicht oder nicht rechtzeitig zurückgibt, 

8. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1 einen Fahrschüler ausbildet oder ausbilden lässt, 

9. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 2 oder § 33 Absatz 1 Satz 2 von einer Fahrschulerlaubnis Gebrauch macht, 

10. entgegen § 27 Absatz 1 eine Zweigstelle betreibt, 

11. entgegen § 28 Absatz 2, auch in Verbindung mit § 27 Absatz 3 Nummer 4, von einer Fahrschulerlaubnis Gebrauch 
macht, 

12. entgegen § 30 Satz 1 oder § 41 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

13. entgegen § 31 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 27 Absatz 3 Nummer 4, oder § 42 Absatz 1 Satz die dort 
genannten Aufzeichnungen nicht oder nicht ordnungsgemäß führt 

14. entgegen § 31 Absatz 2 Satz 1 oder § 42 Absatz 2 Satz 1 die dort genannten Aufzeichnung nicht, nicht fristgemäß 
oder nicht ordnungsgemäß aufbewahrt oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

15. entgegen § 32 Absatz 1 Satz 2 Entgelte oder Geschäftsbedingungen nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise 
bekannt gibt, 

16. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 1 eine Ausbildungsfahrschule betreibt oder leitet, 

17. entgegen § 36 Absatz 1 Satz 1 einen Fahrlehreranwärter ausbildet oder ausbilden lässt, 

18. entgegen § 40 Absatz 2 Satz 1 Unterricht anbietet oder durchführt, 

19. entgegen § 40 Absatz 2 Satz 1 einen Abdruck des Ausbildungsplans nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt, 

20. entgegen § 51 Absatz 4 Satz 2 eine dort bezeichnete Maßnahme der Überwachung nicht duldet oder eine in der 
Überwachung tätige Person nicht unterstützt, 

21. entgegen § 51 Absatz 4 Satz 3 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, 

22. entgegen § 53 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 oder Absatz 3 nicht oder nicht rechtzeitig an einem dort bezeichneten Fort-
bildungslehrgang teilnimmt, 

23. einer Rechtsverordnung nach § 68 Absatz 1 oder einer vollziehbaren Anordnung aufgrund einer solchen Rechtsver-
ordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, oder 

24. entgegen § 69 Absatz 8 und 11 eine dort genannte Bescheinigung nicht oder nicht rechtzeitig zurückgibt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 2, 3, 8, 9, 10, 11, 16 und 17 mit einer Geldbuße bis 
fünftausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis eintausend Euro geahndet werden. 

 

Abschnitt 7 
Registrierung 
 
§ 57 Registerführung und Registerbehörden 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden dürfen Register (örtliches Fahrlehrerregister) über Fahrlehrer, Fahrlehreran-
wärter, Fahrschulen und Fahrlehrerausbildungsstätten führen. 

(2) Das Kraftfahrt-Bundesamt vermerkt 

1. im Zentralen Fahrerlaubnisregister, ob der Inhaber einer Fahrerlaubnis auch Fahrlehrer oder Fahrlehreranwärter ist, 

2. im Fahreignungsregister die in § 59 Absatz 2 näher bestimmten Maßnahmen, Entscheidungen und Erklärungen auf 
dem Gebiet des Fahrlehrerrechts. 

 

§ 58 Zweck der Registrierung 

Die Eintragungen erfolgen: 

1. zur Feststellung über Bestand, Art und Umfang der Erlaubnisse und der amtlichen Anerkennungen nach diesem Ge-
setz, und 

2. zur Beurteilung der Eignung und Zuverlässigkeit der einzutragenden Personen nach diesem Gesetz. 



   

 

§ 59 Inhalt der Registrierung 

(1) Im Zentralen Fahrerlaubnisregister nach § 48 des Straßenverkehrsgesetzes werden bei den dort eingetragenen betreffen-
den Inhabern von Fahrerlaubnissen zusätzlich die Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis oder einer Anwärterbefugnis, deren Datum 
und Befristung sowie die nach Landesrecht zuständige Behörde gespeichert. 

(2) Im Fahreignungsregister nach § 28 des Straßenverkehrsgesetzes werden gespeichert 

1. unanfechtbare Versagungen einer Anwärterbefugnis oder einer Fahrlehrerlaubnis wegen nicht bestandener Prüfung, 

2. unanfechtbare Versagung einer Anwärterbefugnis oder einer Fahrlehrerlaubnis wegen geistiger oder körperlicher 
Mängel, 

3. unanfechtbare oder sofort vollziehbare Widerrufe und Rücknahmen einer Anwärterbefugnis oder Fahrlehrerlaubnis, 

4. das Ruhen oder Erlöschen der Anwärterbefugnis oder der Fahrlehrerlaubnis, 

5. Verzicht auf eine Anwärterbefugnis oder eine Fahrlehrerlaubnis, 

6. Rücknahmen eines Antrages auf Erteilung einer Anwärterbefugnis oder einer Fahrlehrerlaubnis nach nicht bestande-
ner Prüfung, 

7. rechtskräftige Entscheidungen wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 56 Absatz 1, wenn gegen den Betroffenen ei-
ne Geldbuße von mindestens 150 Euro festgesetzt worden ist, 

8. unanfechtbare Versagungen oder sofort vollziehbare Widerrufe oder Rücknahmen der amtlichen Anerkennung einer 
Fahrlehrerausbildungsstätte sowie Verzichte auf die amtliche Anerkennung. 

Unberührt bleiben die Eintragungen nach § 28 Absatz 3 des Straßenverkehrsgesetzes. 

(3) In den örtlichen Fahrlehrerregistern dürfen, soweit die örtliche Zuständigkeit nach § 50 gegeben ist, gespeichert werden 

1. Name, Familiennamen, Geburtsnamen, sonstige frühere Namen, Vornamen, Ordens- oder Künstlername, Doktor-
grad, Geschlecht, Tag und Ort der Geburt, 

2. Anwärterbefugnis und Fahrlehrerlaubnisse, 

3. Seminarerlaubnisse, 

4. Fahrschulerlaubnisse und Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaftsfahrschule, 

5. Zugehörigkeit zu einer Kooperation, 

6. Zweigstellenerlaubnisse, 

7. Beschäftigungsverhältnisse von Fahrlehrern, 

8. Ausbildungsverhältnis von Fahrlehreranwärtern 

9. Tätigkeit als Ausbildungsfahrlehrer, 

10. Betrieb als Ausbildungsfahrschule, 

11. amtliche Anerkennungen von Fahrlehrerausbildungsstätten, deren Inhaber und verantwortliche Leitung, 

12. die nach § 62 übermittelten Daten. 

Eine Fahrlehrerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschülerausbildung nach § 3 Absatz 1 Satz 2 wird in den 
Fällen des Satzes 1 Nummer 1 mit einem Zusatz nach § 3 Absatz 1 Satz 2, eine Fahrschulerlaubnis zur vorübergehenden und 
gelegentlichen Fahrschülerausbildung nach § 21 Satz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 in den Fällen des Satzes 1 
Nummer 3 mit einem Zusatz nach § 21 Satz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 in den örtlichen Fahrlehrerregistern ge-
speichert. 

 

§ 60 Übermittlung der Daten zur Registrierung 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden teilen dem Kraftfahrt-Bundesamt unverzüglich die nach § 59 Absatz 1 und 2 zu 
speichernden und die zu einer Änderung oder Löschung einer Eintragung führenden Daten für das Zentrale Fahrerlaubnisregis-
ter und für das Fahreignungsregister mit. Die Datenübermittlung nach Satz 1 kann auch im Wege der Datenfernübertragung 
durch Direkteinstellung unter entsprechender Anwendung des § 30a Absatz 2 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung auf 
Grund des § 30c Absatz 1 Nummer 5 und des § 30a Absatz 3 und 4 des Straßenverkehrsgesetzes erfolgen. 

(2) Ist ein Fahrlehrer, eine Fahrschule oder eine Fahrlehrerausbildungsstätte im Bereich mehrerer zuständiger Behörden tätig, 
so teilen sich diese gegenseitig die nach § 59 Absatz 3 gespeicherten Daten mit, soweit dies für die Überwachung nach § 51 
erforderlich ist. 



   

§ 61 Übermittlung der Daten aus den Registern  

Die in den Registern nach § 59 gespeicherten Daten dürfen den Stellen, die 

1. für die Verfolgung von Straftaten, zur Vollstreckung oder zum Vollzug von Strafen, soweit ein Zusammenhang mit der 
Tätigkeit als Fahrlehrer, Fahrlehreranwärter, Inhaber einer Fahrschule oder einer Fahrlehrerausbildungsstätte oder 
als verantwortliche Leitung eines Ausbildungsbetriebes oder Fahrlehrerausbildungsstätte besteht, 

2. für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz sowie die Vollstreckung von Bußgeldbescheiden 
und ihren Nebenfolgen oder 

3. für Verwaltungsmaßnahmen auf Grund dieses Gesetzes oder nach den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften 

zuständig sind, übermittelt werden, soweit dies für ihre Aufgabenerfüllung zu den in § 58 genannten Zwecken jeweils erforder-
lich ist. 

 

§ 62 Abgleich der Daten mit dem Fahreignungsregister 

(1) Das Kraftfahrt-Bundesamt prüft und stellt fest, ob im Fahreignungsregister enthaltene Eintragungen Fahrlehrer oder Fahrleh-
reranwärter betreffen. 

(2) Die nach Absatz 1 ermittelten auf Fahrlehrer oder Fahrlehreranwärter bezogenen Daten aus dem Fahreignungsregister teilt 
das Kraftfahrt-Bundesamt den nach Landesrecht zuständigen Behörden mit. Hierbei werden die Personendaten des Betreffen-
den, Art und Umfang der Eintragung, Datum der betreffenden Maßnahme, Entscheidung oder Erklärung sowie Aktenzeichen 
der Behörde oder des Gerichts mitgeteilt. 

 

§ 63 Übermittlung von Daten an öffentliche Stellen außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 

(1) Die nach § 62 Absatz 1 in Verbindung mit § 59 Absatz 2 Nummer 1 bis 5 und 7 dieses Gesetzes oder in Verbindung mit § 28 
Absatz 3 Nummer 1 bis 3 und 6 bis 9 des Straßenverkehrsgesetzes ermittelten Daten aus dem Fahreignungsregister, die Fahr-
lehrer oder Fahrlehreranwärter betreffen, übermittelt das Kraftfahrt-Bundesamt an die zuständigen öffentlichen Stellen eines 
anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz, wenn die oder der Betroffene den amtlichen Nachweis über seine Berufsqualifikation im Sinne 
von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG dort erworben hat und die Tätigkeit des Fahrlehrers im Inland 
ausübt oder zuletzt ausgeübt hat. Die Daten sind mit der Maßgabe zu übermitteln, dass sie nur verwendet werden dürfen, 
soweit dies erforderlich ist 

1. für Verwaltungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Fahrlehrerrechts, 

2. zur Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Fahrlehrerrechts oder 

3. zur Verfolgung von Straftaten, die im Zusammenhang mit der Tätigkeit als Fahrlehrer stehen. 

Die Übermittlung unterbleibt, soweit der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung der 
Daten hat, insbesondere wenn im Empfängerstaat ein angemessenes Datenschutzniveau nicht gewährleistet ist. 

(2) Im Übrigen gilt für die Übermittlung der nach § 59 gespeicherten Daten im Rahmen der Zwecke nach § 58 an ausländische 
öffentliche Stellen, die für Verwaltungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Fahrlehrerrechts zuständig sind, § 55 des Straßenver-
kehrsgesetzes entsprechend. 

(3) Im Falle einer gerichtlichen Feststellung, dass ein Bewerber in einem Verfahren nach § 5 gefälschte Nachweise über 
Berufsqualifikationen verwendet hat, unterrichtet die zuständige Stelle spätestens drei Tage nach Rechtskraft dieser Feststel-
lung die zuständigen Stellen der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder weiteren Vertragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum über das Binnenmarkt-Informationssystem über die Identität der betreffenden 
Person (Warnung). Für Streitigkeiten nach diesem Absatz ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Im Falle der Einlegung von 
Rechtsmitteln gegen eine Feststellung nach Satz 1 ist die Warnung durch den Hinweis zu ergänzen, dass der Bewerber 
Rechtsmittel gegen die Entscheidung eingelegt hat. 

 

§ 64 Verarbeitung und Nutzung der Daten für wissenschaftliche und statistische Zwecke 

Es gelten für die Verarbeitung und Nutzung der nach § 59 gespeicherten Daten 

1. zu Zwecken der wissenschaftlichen Forschung § 38 sowie 

2. zu statistischen Zwecken § 38a des Straßenverkehrsgesetzes entsprechend. 
 

§ 65 Datenvergleich zur Beseitigung von Fehlern 

(1) Die nach § 59 Absatz 3 gespeicherten Daten dürfen von der nach Landesrecht zuständigen Behörde an das Kraftfahrt-
Bundesamt zum Fahreignungsregister und zum Zentralen Fahrerlaubnisregister übermittelt werden, soweit dies erforderlich ist, 
um Fehler und Abweichungen in diesen Registern festzustellen und zu beseitigen und um diese Register zu vervollständigen. 

(2) Die nach § 59 Absatz 1 und 2 gespeicherten Daten dürfen vom Kraftfahrt-Bundesamt an die nach Landesrecht zuständigen 
Behörden zum örtlichen Fahrlehrerregister übermittelt werden, soweit dies erforderlich ist, um Fehler und Abweichungen in den 
örtlichen Registern festzustellen und zu beseitigen und um diese Register zu vervollständigen. 

(3) Die Übermittlungen nach Absatz 1 oder Absatz 2 sind nur zulässig, wenn Anlass zu der Annahme besteht, dass die Daten-
bestände unrichtig oder unvollständig sind. 



   

§ 66 Verarbeitung und Nutzung der Daten durch den Empfänger 

Der Empfänger darf die übermittelten Daten nur zu dem Zweck verarbeiten und nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt 
worden sind. Der Empfänger darf die übermittelten Daten auch für andere Zwecke verarbeiten und nutzen, soweit sie ihm auch 
für diese Zwecke hätten übermittelt werden dürfen. Ist der Empfänger eine nichtöffentliche Stelle, hat die übermittelnde Stelle 
ihn darauf hinzuweisen. Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke durch nichtöffentliche Stellen bedarf der Zustim-
mung der übermittelnden Stelle. 

 

§ 67 Löschung der Daten 

Die auf Grund des § 59 gespeicherten Daten sind 

1. zehn Jahre nach Eintritt der Unanfechtbarkeit oder sofortigen Vollziehbarkeit bei Entscheidungen nach 
§ 59 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 und 8, 

2. fünf Jahre nach Eintritt der Rechtskraft bei Entscheidungen nach § 59 Absatz 2 Nummer 7, 

3. fünf Jahre nach Erlöschen oder Beendigung der Erlaubnisse, Anerkennungen, Rechtsverhältnisse und der Aktivitäten 
nach § 59 Absatz 2 Nummer 4 und Absatz 3 Nummer 1 bis 11 oder nach Abgabe der Erklärungen nach § 59 Absatz 2 
Nummer 5 und 6, 

4. sonst nach der amtlichen Mitteilung über den Tod des Eingetragenen 

zu löschen. Für die Löschung der nach § 62 übermittelten Daten gilt § 29 des Straßenverkehrsgesetzes entsprechend. 

 

 

Abschnitt 8 
Ermächtigungsgrundlagen, Übergangs- und Schlussvorschriften 
 

§ 68 Rechtsverordnungen 

(1) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1. nähere Anforderungen an die geistige und körperliche Eignung der Bewerber nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
und der Inhaber nach § 11 Absatz 1 bis 3 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und nähere Vorausset-
zungen für das Erfordernis eines Sprachtests zur Überprüfung der Kenntnisse nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, 

2. nähere Anforderungen an die inhaltliche und zeitliche Gestaltung des Anpassungslehrgangs sowie an die Durchfüh-
rung der Eignungsprüfung nach § 3 Absatz 2 und 3, 

3. die Dauer und Ausgestaltung der Ausbildung nach § 7, 

4. Einzelheiten über die Fahrlehrerprüfung, insbesondere die Bildung der Prüfungsausschüsse, die Zulassungsvoraus-
setzungen, Inhalt, Gliederung, Verfahren, Rücktritt, Bewertung, Entscheidung und Wiederholung, 

5. das Muster des Fahrlehrerscheins und des Anwärterscheins, 

6. die notwendigen Anforderungen an die Unterrichtsgestaltung, insbesondere an die Lehrpläne und die Unterrichtsme-
thoden, 

7. die notwendigen Anforderungen an die Gestaltung der Ausbildung für die Ausbildungsfahrlehrer, insbesondere an In-
halt und Durchführung des Einweisungsseminars nach § 16 Absatz 1 sowie die Gestaltung der Ausbildung durch die 
Ausbildungsfahrlehrer, insbesondere an die Lehrpläne und die Unterrichtsmethoden nach § 16 Absatz 3, 

8. nähere Anforderungen an die Gestaltung und Ausführung einer Kooperation durch die Auftrag gebende und die Auf-
trag nehmenden Fahrschulen nach § 20, 

9. nähere Anforderungen an den Betrieb von Zweigstellen nach § 27, 

10. die Ausgestaltung des Ausbildungsnachweises und der Ausbildungsbescheinigung für Fahrschüler gemäß § 
31Absatz 1, 

11. die Ausgestaltung des Aushanges nach § 32. 

12. die notwendigen Anforderungen an Inhalt und Durchführung des Einweisungsseminars für die Leitung von Ausbil-
dungsfahrschulen nach § 35, 

13. Einzelheiten der Voraussetzungen der Fahrschulerlaubnis und des Betriebs einer Fahrschule, insbesondere die An-
forderungen an Unterrichtsräume, Lehrmittel und Lehrfahrzeuge, 

14. die nötigen Anforderungen an die die für die verantwortliche Leitung des jeweiligen Betriebs bestellten Personen, die 
Lehrkräfte, die Unterrichtsräume, die Lehrmittel, die Lehrfahrzeuge und die Unterrichtsgestaltung, insbesondere an 
die Ausbildungspläne und die Unterrichtsmethoden der amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätten, 

15. nähere Anforderungen an die Veranstalter von Lehrgängen nach § 45 Absatz 2 Nummer 4 und § 46 Absatz 2 Num-
mer 4 sowie deren inhaltliche und zeitliche Gestaltung,14. nähere Anforderungen an die inhaltliche und zeitliche Ge-
staltung der Lehrgänge nach § 53 und eine Aufteilung der Lehrgänge im Ausnahmefall, 



   

16. Anforderungen an die Überwachung, an das Überwachungspersonal, Maßnahmen zur Beseitigung von in der Über-
wachung festgestellter Mängel sowie Regeln für die Durchführung der Qualitätssicherung und Maßnahmen zur Siche-
rung der Qualität, insbesondere die Pflicht zu besonderen Fortbildungen, 

17. den näheren Inhalt einschließlich der Personendaten der nach § 59 zu speichernden Eintragungen, 

18. die Art und den Umfang der zu übermittelnden Daten, die Maßnahmen zur Sicherung gegen Missbrauch, die weiteren 
Aufzeichnungen und die Einzelheiten des Übermittlungsverfahrens zu regeln. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nummer 5 oder Nummer 12 bedürfen des Einvernehmen des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung. 

 

§ 69 Übergangsregelung 

(1) Personen, die am … [Einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis sind, gilt die Fahr-
lehrerlaubnis nach diesem Gesetz als erteilt; der Fahrlehrerschein nach bisherigem Recht gilt als Fahrlehrerschein nach § 10 
dieses Gesetzes. Sie haben bis zum 31. Dezember 2023 ihre Eignung nach § 11 nachzuweisen. § 54 Absatz 1 Nummer 3 gilt 
entsprechend. 

(2) Personen, die am … [Einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] Inhaber einer befristeten Fahrlehrerlaubnis sind, 
gilt die Anwärterbefugnis nach diesem Gesetz als erteilt; der befristete Fahrlehrerschein nach bisherigem Recht gilt als Anwär-
terschein nach § 10 dieses Gesetzes. 

(3) Natürlichen oder juristischen Personen oder nicht rechtsfähige Personenvereinigungen, die bei am … [Einsetzen: Tag des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes] Fahrschüler selbstständig ausbilden oder sie durch Fahrlehrer, die von ihnen beschäftigt wer-
den, ausbilden lassen, gilt die Fahrschulerlaubnis nach diesem Gesetz als erteilt. 

(4) Ausbildungsfahrlehrer und für die verantwortliche Leitung der Ausbildungsfahrschulen bestellte Personen, die am … [Einset-
zen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] Inhaber der befristeten Fahrlehrerlaubnis ausbilden, haben erstmalig bis zum 31. 
Dezember 2019 an einer Fortbildung nach § 53 Absatz 3 teilzunehmen. 

(5) Personen, die am … [Einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] Inhaber einer Seminarerlaubnis Aufbauseminar 
oder einer Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik sind, gilt die jeweilige Seminarerlaubnis nach diesem Gesetz als erteilt. 

(6) Bei Bewerbern, die ihre Ausbildung in der amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätte oder in einer Stelle nach § 44 
Absatz 2 vor dem 1. Januar 2018 begonnen und vor dem 1. Januar 2021 abgeschlossen haben, richten sich die Ausbildung, die 
Prüfung und die Erteilung der Fahrlehrerlaubnis während dieser drei Jahre noch nach den vor dem 1. Januar 2018 geltenden 
Vorschriften. Für die Ausbildung in einer Ausbildungsfahrschule gelten die Bestimmungen nach Satz 1. 

(7) Die vor dem 1. Januar 2018 erteilten Fahrschulerlaubnisse gelten weiter im Umfang der zugrundeliegenden Fahrlehrerlaub-
nis des Inhabers oder der verantwortlichen Leitung. 

(8) Bei Ruhen, Erlöschen, Rücknahme und Widerruf der Fahrschulerlaubnis ist die bis zum 31. Dezember 2017 ausgestellte 
Erlaubnisurkunde, gegebenenfalls auch die bis zum 31. Dezember 2017 ausgestellten Urkunden über die Erlaubnis zum Betrieb 
von Zweigstellen der nach Landesrecht zuständigen Behörde unverzüglich zurückzugeben. 

(9) Wer als Inhaber einer Fahrschule vor dem 1. Januar 1999 durch von ihm beschäftigte Fahrlehrer Nachschulungskurse hat 
durchführen lassen, ohne selbst Inhaber der Nachschulungserlaubnis nach § 45 Absatz 1 zu sein, bedarf auch weiterhin keiner 
eigenen Seminarerlaubnis Aufbauseminar (§ 45). 

(10) Die vor dem 1. Januar 2018 erteilte Anerkennung einer Fahrlehrerausbildungsstätte berechtigt zur Ausbildung von Fahrleh-
reranwärtern. 

(11) Nach Rücknahme oder Widerruf der amtlichen Anerkennung einer Fahrlehrerausbildungsstätte ist die bis zum 31. Dezem-
ber 2017 ausgestellte Anerkennungsurkunde der nach Landesrecht zuständigen Behörde unverzüglich zurückzugeben. 

(12) Eine bis zum 31. März 2008 nach § 2 Absatz 6 in der bis zum 31. März 2008 geltenden Fassung erteilte Fahrlehrerlaubnis 
behält vorbehaltlich der vorstehenden Absätze ihre Gültigkeit. 



Fahreignungsseminar
SRK-Seminarleiterhandbuch und Teilnehmerunterlagen

für die Durchführung des verkehrspädagogischen Teils sofort erhältlich.

Das Konzept ist wissenschaftlich geprüft, staatlich genehmigt und orientiert sich an 
der Anlage 16 zu § 42 Abs. 2 FeV

Mit Erwerb des Handbuchs erhalten Sie auch das Recht
 die Teilnehmerunterlagen zu kopieren.

Sie bekommen diese auch kostenlos in digitaler Form zugestellt,
damit Sie sie für Ihre Fahreignungsseminare ausdrucken können.

Preis:  130 Euro incl. gesetzl. MwSt. und Versandkosten.

Ihre Bestellung können Sie telefonisch aufgeben unter
 Nr. 08221 - 3 19 05  (Mo-Fr. 11-17 Uhr) 

Aufbauseminar für Fahranfänger
SRK-Seminarleiterhandbuch und Teilnehmerunterlagen

für die Durchführung des Aufbauseminars für Fahranfänger.

Das Konzept ist wissenschaftlich geprüft und staatlich genehmigt.

Mit Erwerb des Handbuchs erhalten Sie auch das Recht,
die Teilnehmerunterlagen zu kopieren.

Sie bekommen diese auch kostenlos in digitaler Form zugestellt,
damit sie sie für Ihre Aufbauseminare für Fahranfänger ausdrucken können.

Preis: 130 € incl. gesetzl. MwSt. und Versandkosten

Ihre Bestellung können Sie telefonisch aufgeben unter
 Nr. 08221 - 3 19 05  (Mo-Fr. 11-17 Uhr) 
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